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1.  Einleitung 
 

Eines der Schlagwörter des 21. Jahrhunderts ist die „Wissensgesellschaft“. Damit gemeint ist, dass 

der Bereich der (Aus)Bildung für die Individuen wie auch für die Gesellschaft zunehmens an 

Bedeutung gewinnt. Ein Aspekt dieser Debatte ist die Debatte bezüglich Demokratie und sozialer 

Ungleichheit, da in der vermeintlichen Wissensgesellschaft Bildungsabschlüsse entscheidend für 

die Zuteilung von Lebenschancen und auch für Wissen und Bildung als Weltaufschluss sind, sprich 

für die Möglichkeit der Partizipation an gesellschaftlichen Bereichen wie Politik, Kultur oder 

elektronische Kommunikation. Mein Forschungsinteresse gilt den scheinbaren „VerliererInnen“ 

dieser Entwicklungen – den Schülerinnen und Schülern der Hauptschulen. Ausgangspunkt für diese 

Diplomarbeit ist unter anderem die These von Heike Solga und Sandra J. Wagner, welche in ihren 

Analysen zur Situation der Hauptschule davon ausgehen, dass Pierre Bourdieus  „soziales Kapital“ 

(1982) auch als Merkmal von Klassen, Schichten und Institutionen gewertet werden kann. Sie 

nehmen an, dass sich durch die verstärkte Bildungsbeteiligung, dass soziale Kapital der 

Hauptschulen massiv verringert hat, was in weiterer Folge zur oft besprochenen Krise der 

Hauptschulen führte. (vgl. Solga/ Wagner 2004: 97)  In Österreich reagierte man auf das bekannte 

Mittelstufenproblem (Sekundarbereich I) unter anderem mit der Einführung des bildungspolitischen 

Instrumentes „Schulautonomie“ im Jahr 1993/ 94 und erhoffte sich, dass es einerseits insgesamt zu 

einer Qualitätssteigerung im Bildungssystem kommt sowie, dass die Hauptschule eben in 

Konkurrenz zu den Unterstufen der Allgemein bildenden Schulen tritt und sich durch 

Schulprofilierung bzw. Etablierung attraktiver Schwerpunkte selbst aus der Krise zieht und den 

Abwanderungstendenzen „nach oben“ also entgegen wirken kann. Gleichzeitig folgte man so auch 

einem internationalen bildungspolitischen Trend, da man sich praktisch in allen westeuropäischen 

Ländern zu einer Erhöhung der Gestaltungsspielräume von Einzelschulen entschloss.  

In Zeiten dieser vermeintlichen Wissensgesellschaft, wo Bildung zum Schlüsselgut wird, erscheint 

es mir wichtig und legitim zu fragen was dieses verheißungsvolle Instrument „Schulautonomie“, 

woran so viele Hoffnungen geknüpft wurden, gebracht hat.  

Der Anspruch dieser Arbeit ist eine Aufbereitung der Forschungsergebnisse bezüglich 

Schulautonomie sowie eine Wirkungsanalyse dessen, und zwar aus Sicht der faktischen 

„VerliererInnen“ – den Hauptschulen im Ballungszentrum. Die Fragestellung lautet also wie folgt: 

„Wie hat die Hauptschule im Ballungszentrum auf die seit 1993/ 94 geltende österreichische 

Schulautonomie reagiert sowie auf den damit einhergehenden latenten Konkurrenzkampf?“  

Neben einer theoretischen Aufarbeitung dieses Themenkomplexes wurde auch anhand von drei 
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Fallbeispielen, sprich drei Hauptschulen in einem österreichischen Ballungsgebiet diese 

Fragestellung versucht zufrieden stellend zu beantworten. Im Zentrum stand wie die 

Gestaltungsspielräume genutzt wurden und welche Ziele bei der Einführung schulautonomer 

Maßnahmen ausschlaggebend waren. Genauso wie die SchulleiterInnen, LehrerInnen und auch 

ElternvertreterInnen diese Prozesse bewerten, wo es zu Veränderungen gekommen ist, wo sich 

Chancen und Probleme aufgetan haben. Und klarerweise, ob sich die Hauptschulen dadurch 

wirklich qualitativ verbessern konnten und dies auch so von der Öffentlichkeit wahrgenommen 

wird/ wurde bzw. ob man tatsächlich eine SchülerInnenstromverlagerung von der AHS-Unterstufe 

zur Hauptschule erreichen konnte. Es handelt sich also um eine Analyse der Bildungspolitik in 

Bezug auf die Schulautonomie aus bildungssoziologischer Sicht. 
 

Die Arbeit selbst ist im Grunde in drei Teilbereiche gegliedert. Der erste Teil beschäftigt sich mit 

der Entwicklung der Fragestellung und skizziert den bisherigen Forschungsstand. Es handelt sich 

also um eine theoretische Heranführung und Aufarbeitung der Themenkomplexe „Schule“ und 

„Schulautonomie“. Dementsprechend beschäftigt sich 2. Kapitel mit dem zentralen Aspekt 

„Schule“. Hier enthalten ist sowohl eine intensive Auseinandersetzung mit der „Theorie der 

Schule“, so wie eine Darstellung des österreichischen Schulwesen, aber auch das Thema 

„Hauptschule“ und der mit ihr verbundene Problemdiskurs wird ausführlich behandelt. Kapitel drei 

beschäftigt sich  mit der Schulautonomie an und für sich. Es werden die wichtigsten theoretischen 

Begründungen sowie die proklamierten Vor- und Nachteile vorgestellt. Es folgt eine Erläuterung 

zur „österreichische Variante“ der Schulautonomie, genauso wie die bisherigen empirischen 

Befunde vorgestellt werden. 

Der zweite Teil dieser Diplomarbeit präsentiert die Ergebnisse der geführten Leitfadeninterviews  

mit den SchulleiterInnen, LehrerInnen und ElternvertreterInnen der ausgewählten Hauptschulen in 

einem österreichischen Ballungsgebiet. Im Fokus stand hier die Entwicklung der Institution 

Hauptschule und die dazugehörigen, bereits erläuterten, Forschungsfragen.  

Im dritten Teil werden anhand eines so genannten Bedingungszirkels die Themenkomplexe 

Hauptschule und Schulautonomie, Bildungspolitik und Schulautonomie sowie der 

Selektionscharakter der Schule ausführlich bildungspolitisch reflektiert.  
 

Die zugrunde liegende latente Dimension dieser Arbeit, als die soziologische Fragestellung, ist die 

Reproduktion der gesellschaftlichen Strukturen durch das Bildungswesen und die damit 

einhergehenden sozialen Ungleichheiten bzw. Ungerechtigkeiten. Im Zentrum steht die strukturelle 

Benachteiligung der HauptschülerInnen in einer angehenden Wissensgesellschaft und die Frage 

welchen Einfluss das bildungspolitische Instrument „Schulautonomie“ in diesem Kontext hatte.  
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2.  Die Schule   
 

2.1.  Theorie der Schule 
 

Die Schule ist in die modernen Strukturen des Staates eingebunden und das Recht auf Bildung ist 

ein grundlegender Bestandteil der bürgerlichen Gesellschaft. Dementsprechend bestimmt(e) bislang 

der Staat die Kernelemente der Schule, was aber auch bedeutet, dass der Staat die Pflicht hat dafür 

zu sorgen, dass das Volk sein Wahl- und Mitbestimmungsrecht ausüben kann. Schulische Bildung 

soll also kulturelle Wissensbestände vermitteln. Durch die Fähigkeit des Lesens und Schreibens soll 

die Bevölkerung befähigt werden, sich eine Meinung zu bilden und geschäftsfähig zu werden, 

genauso wie ein administratives und ökonomisches Grundverständnis zu erlangen. (vgl. Löw 2006: 

83) Für Helmut Fend sind Schulen also eingerichtete Orte gesellschaftlich kontrollierter und 

veranstalteter Sozialisation. (vgl. Eder 1996: 37) „Das Bildungssystem hat zum Ziel das Individuum 

durch den schulischen Sozialisationsprozess zu qualifizieren, zu selektieren und zu integrieren.“ 

(Grimm 1987: 61) Jedes Schulsystem steht dementsprechend in enger Verbindung mit dem 

ökonomischen System, dem System der Berufsschichtung sowie dem politischen System, und für 

jedes dieser Systeme erfüllt das Bildungswesen seine Funktion. Diese Funktionen sind laut Fends 

(1980, 2006) struktur-funktionalistischer Interpretation der Schule, die Qualifikationsfunktion, die  

Selektions- und Allokationsfunktion, die Integrationsfunktion sowie die Enkulturationsfunktion. 

(vgl. Fend 1980, 2006)  

 

Qualifikationsfunktion 

Die Qualifikationsfunktion ist in Bezug auf das Beschäftigungssystem zu sehen, welches 

vordergründig daran interessiert ist, dass die benötigten Qualifikationen durch Lehre und Unterricht 

gesichert werden. „Dazu sollen die für die Reproduktion und Wettbewerbsfähigkeit einer 

Gesellschaft notwendigen Fähigkeiten und Fertigkeiten, das über Generationen gesammelte, aber 

immer wieder neu ausgewählte Wissen, vermittelt werden.“ (Löw 2006: 83) In diesem Kontext 

unterscheidet man in funktionale Fertigkeiten, die sogenannten „Kulturtechniken“ und den extra 

funktionalen Fertigkeiten, die „Arbeitstugenden“ also. Welche dieser Fertigkeiten in den 

Vordergrund gerückt werden solle, ist bis heute eine stark diskutierte Frage. Mit der 

Qualifikationsfunktion, wessen wesentlichster Wirkungsmechanismus der Unterricht ist,  wird der 

Anspruch erhoben, dass die Schule auf zukünftige Lebens- und Arbeitsprozesse vorbereitet. Dies 

lässt sich auch daran erkennen, dass die Dreiteilung des Schulsystems, wie es in Österreich (formal 
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gibt es neben Hauptschule und Gymnasium nach wie vor die Volksschuloberstufe) aber auch in 

Deutschland der Fall ist, ein Relikt der dreigeschichteten ständischen Gesellschaft ist. Eine 

Begebenheit, die immer wieder in den Blick der KritikerInnen gerät. So weist Heinz-Jürgen Ipfling, 

darauf hin, dass sich diese ständischen Strukturen („Teilung“: Bauer und Handwerker, Bürgertum 

und Adel), welche durch Qualifikationsprozesse die Zugehörigkeit zu den verschiedenen Klassen 

sicherstellen, „in einer mobilen, demokratischen Leistungsgesellschaft als zunehmend disfunktional 

(erweisen).“ (vgl. Fend 1980, 2006: 50) Da diese Strukturen, so die Überzeugung von Ipfling nicht 

mehr vorhanden sein. Kritisch angemerkt an der Qualifikationsfunktion muss werden, dass sie nur 

eingeschränkt erfüllt werden kann, da Bildungsprozesse langfristige Investitionen sind, während 

sich die Anforderung durch die Wirtschaftssysteme oft kurzfristig ändern. (vgl. Löw 2006: 84) 

Auch wenn seitens der Schulen immer mehr versucht wird gerade dem entgegen zu steuern, sprich 

sich den Bedürfnissen der Wirtschaft anzupassen. 
 

Selektions- und Allokationsfunktion 

Die Selektionsfunktion- und Allokationsfunktion der Schule bezieht sich auf die gesellschaftliche 

Sozialstruktur. Wobei Fend (2006) in seiner „Neuen Theorie der Schule“ den Selektionsaspekt 

herausnimmt, da „nicht die Ausschließung aus erwünschten Bildungslaufbahnen im Vordergrund 

stehen kann“ (Fend, 2006: 50).  Allerdings taucht gerade hier Pierre Bourdieus vielfach rezipierte 

These von der Legitimations- bzw. Reproduktionsfunktion der gesellschaftlichen Sozialstrukturen 

durch das Bildungswesen auf. (vgl. Bourdieu 2001, 14ff) Denn das Schulsystem hat das exklusive 

Recht einerseits durch Prüfungen und dergleichen auszulesen (Selektion) und andererseits eben 

auch das Privileg Berechtigungen für spätere Zuweisungen auf unterschiedliche Stufen der 

Berufshierarchie zu vergeben (Allokation). „Auch die organisatorische Vorstrukturierung des 

Schulsystems in verschiedene Zweige und Typen, die ihrerseits den Zugang zu verschiedenen 

Berechtigungen kanalisiert“ (Altrichter et al 2005: 11), ist hier eine wesentlicher Aspekt. Es soll 

also eine bedarfsgerechte Verteilung von Wissen erfolgen.  Somit ist der Schulbesuch selbst die 

Voraussetzung für Statuszuweisung und nicht umgekehrt. Diese Selektions- und 

Allokationsfunktion ist das zentrale Moment wenn es um die Chancengleichheit im Bildungswesen 

geht und um die Frage, wer wie stark in bestimmten Schulformen vertreten ist und welche 

Zukunftsperspektiven sich daraus ergeben oder eben auch nicht. (vgl. Fend 1980, 2006: 50) 

Allerdings zeigt die Empirie auch, dass die Zuweisung auf Berufe in klassen- und 

geschlechtsspezifischen Bahnen erfolgt. Deshalb sind Prüfungen zwar stark legitimatorisch, ein 

Aspekt den Bourdieu stark herausgearbeitet hat, habe allerdings nur bedingt differenzierenden 

Charakter. 
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Integrations- und Legitimationsfunktion 

Die Integrations- und Legitimationsfunktion  ist bezugnehmend auf das politische System, welches 

stark daran interessiert ist die momentanen sozialen Machtverhältnisse zu bewahren. 

Dementsprechend sollen die Individuen einerseits mit sozialen und politischen Kompetenzen 

ausgestattet werden und andererseits die herrschende Ideologie vermittelt bekommen, um so zu 

loyale StaatsbürgerInnen zu werden. Allerdings werden die gewünschten Normen, Werte und 

Interpretationsmuster selten durch „direkten Unterricht“, wie zum Beispiel Politische Bildung, 

vermittelt, sondern eher über das „Schulleben“, den geheimen Lehrplan, Rollenerwartungen und die 

täglichen normhaltigen Interaktionen in der Schule. (vgl. Fend 1980, 2006: 50) Gleichzeitig wird 

klar deutlich, dass sich die Schule ignorant gegenüber der Pluralität sozialer und kulturelle Milieus 

zeigt, da „Bildungserfolg“ nach spezifischen kleinbürgerlichen Normen und Werten definiert ist. 

(vgl. Löw 2006: 84) 
 

Enkulturationsfunktion 

„Sie bezieht sich auf die Reproduktion grundlegender kultureller Fertigkeiten und kultureller 

Verständigungsformen der Welt und der Person.“ (Fend 2006: 49) Schulsysteme vermitteln also 

kulturelle Sinnsysteme anhand von grundlegenden Symbolsystemen wie Sprache und Schrift. 

Dadurch werden Kinder in ihrer jeweiligen Kultur heimisch und lernen das eigene symbolische 

Umfeld zu deuten. (vgl. Fend 2006: 49) 

 

Eine weitere Kritik an Fends funktionalistischem Modell der Schule ist, „dass die Relation 

zwischen gesellschaftlichen Subsystemen zu mechanistisch und deterministisch“ (Altrichter et al 

2005: 11) konzipiert sei. Dieser Kritik entgeht Fend in dem er die Funktionserfüllung nicht 

voraussetzt, sondern zum Gegenstand von empirischen Analysen macht. Und auch die 

pädagogische Kritik, welche missbilligt, dass dieser Ansatz der aktuellen gesellschaftlichen Macht 

die argumentative Basis für eine Schule als „Anpassungsanstalt“ liefere, setzt Fend (1980) eine 

„normative“ Entscheidung entgegen: „Es gelte nicht die Bildung des einzelnen an der Staatsräson 

zu messen, sondern den gebildeten Mensch selbst zum Maß der Verfassung, der Rechts- und 

Herrschaftsverhältnisse zu machen.“ (vgl. Altrichter et al 2005: 11) 

Es stellt sich also die Frage, ob die Schule adäquat über ihre Funktionen beschrieben werden kann, 

da sie strukturell nicht in der Lage ist die genannten Aufgabenbereiche zu erfüllen. Es scheint also  

als wäre die Hauptaufgabe der Schule heute die Reproduktion der bürgerlichen Gesellschaft. So 

betont auch Nassehi (1999), dass „die Schule oder das Bildungssystem (..) weder eine allgemeine 

Integrationsfunktion erfüllen (können), noch kann sie/ es in die Logik der Ökonomie eingreifen. 
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Moderne Gesellschaften inkludieren über Zugehörigkeit zu verschiedenen Teilsystemen.“ (Löw 

2006: 85) Trotz allem bauen, laut Goodson und Mangan (1992), auf diesen gesellschaftlichen 

„Idealfunktionen“ von Schule „welche von gerichteten Kontrollformen und -mechanismen auch 

bestimmt werden“ (Altrichter et al 2006: 11) drei Rechtfertigungsdiskurse auf (vgl. Altrichter et al 

2006: 11)  
 

➢ liberal/ pedagogic tradition 

 Hier steht die Weitergabe des Kulturerbes im Vordergrund 
 

➢ developmental/ pedagogic tradition  

Die Bedeutung der kognitive und affektive Entwicklung steht im Zentrum 
 

➢ economic/ vocational tradition 

Die Rechtfertigung schulischer Tätigkeiten ist gekennzeichnet durch ihre Bedeutung für die 

Entwicklung von Qualifikationen für künftige berufliche Arbeit. Der Fokus dieser Tradition 

liegt auf der Entwicklung von (extral funktionalen) Qualifikationen. Das gelernte soll so 

aktuell und berufsnützlich wie möglich sein. Diese Tradition, welche die Schulautonomie 

als optimales Instrument zur Verwirklichung „ihrer“ Ziele sieht, fordert die 

Verwissenschaftlichung der Selektionsfunktion durch Bildungsstandards und schätzt das 

Potential zur verstärkten Auslese. In jedem Fall steigen hier die Leistungsanforderungen an 

die SchülerInnen, wobei die Sensibilität für soziale Probleme sinkt. 

Einer ähnlichen Logik folgt auch der Humankapitalansatz. Dieser geht von der Annahme 

aus, dass die Chancen einer Volkswirtschaft im internationalen Vergleich auch wesentlich 

vom Bildungsstand der Bevölkerung abhängig sind. Die Zielsetzung des Bildungssystems 

sollte es also sein, den höchst möglichen ökonomischen Ertrag im öffentlichen wie im 

privaten Bereich, zu erbringen. Um dies zu erreichen braucht es, wie auch schon Adam 

Smith 1776 erkannte, Investition in Bildung bzw. Ausbildung, womit Bildung zu einer 

ökonomisch kalkulierbaren Größe wird. Diesem Tatbestand zollt die entstehende 

Bildungsökonomie Tribut, welche sich ausschließlich damit beschäftigt, wie viel 

Bildungsaufwendungen nötig sind um eine maximales Wachstum zu erreichen. (vgl. 

Ribolits 1991: 42ff) 
 

Und obwohl gerade diese „economical/ vocational tradition“ die derzeitige Schulentwicklung bzw. 

die Diskussion stark prägt, verortet Grimm (1987) parallel fünf idealtypische bildungspolitische 

Wertvorstellungen und Normen, welche sich mit gegenteiligen sozialen Tatsachen konfrontiert 
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sehen. Diese sind heute, wenngleich auch nicht mehr so ausgeprägt, empirisch klar belegbar: 
 

Wertvorstellungen Soziale Tatsachen 

Chancengleichheit für alle Überwiegend Ungleichheiten der 
Bildungschancen 

Dominanz des Leistungsprinzips 
Untergeordnete Bedeutung des 

Leistungsprinzips (viel entscheidender 
der soziale Status der Eltern) 

Schule als zentrale Steuerungsinstanz 
im Prozess der Statuszuweisung 

Schule als Instrument der 
Statussicherung und des Statuserwerbs 

(Mittelschichtskultur der Schule) 
Hohes Maß an individueller Mobilität 

(Schichtzugehörigkeit) Überwiegend Immobilität 

Schulischer bzw. beruflicher Erfolg/ 
Misserfolg als Folge individueller 

Leistung 

Schulischer bzw. beruflicher Erfolg/ 
Misserfolg als Folge sozialer 

Bedingungen 
 

Quelle: vgl. Grimm 1987: 15ff 
 

Schulentwicklung ist eng verknüpft mit der Ausübung gesellschaftlicher und politischer Macht, 

weshalb es nicht verwunderlich ist, dass die geistlich und weltlich führenden Gruppen zuerst 

Schulen einrichten bzw. diese auch in einem besonderen Maße lenken und beobachten. (vgl. Ipfling 

1998: 25) Sprich Schulentwicklung wird immer ein „heiß umkämpftes“ Politikum bleiben und 

basiert dementsprechend oft nicht auf pragmatischen Vorstellungen, sondern auf ideologischen 

Wertvorstellungen, was gerade durch das Instrument „Schulautonomie“ gut sichtbar wird.  
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2.2.  Das österreichische Bildungswesen  
 

 

Quelle: www.bildungssystem.at 
 

„Entsprechend dem Schulorganisationsgesetz vom 25. Juli 1962 (welches nach wie vor die 

rechtliche Grundlage des österreichischen Schulwesens darstellt) hat die österreichische Schule die 

Aufgabe an der Entwicklung der Anlagen der Jugend nach den sittlichen, religiösen und sozialen 

Werten sowie nach den Werten des Wahren, Guten und Schönen durch einen ihrer 

Entwicklungsstufe und ihrem Bildungsweg entsprechenden Unterricht mitzuwirken. Sie hat die 

Jugend mit dem für das Leben und den künftigen Beruf erforderlichen Wissen und Können 

auszustatten und zum selbsttätigen Bildungserwerb zu erziehen. 

Die österreichische Rechtsordnung garantiert die allgemeine Zugänglichkeit von öffentlichen 

Schulen ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechts, der Rasse, des Standes, der Klasse, der 

Sprache und des Bekenntnis.“ (Tajalli/ Polzer 2004: 10) Dies gilt jedoch nicht für Privatschulen, 

welche sich ihr Klientel selbst aussuchen können. 



10 

 

Verwaltung des Schulsystems 
 

„Österreich verfügt im internationalen Vergleich über ein föderalistisch geprägtes und 

vergleichsweise bürokratisches, stark reguliertes, hierarchisches und input-gesteuertes Modell der 

Schulverwaltung.“ (Schmid 2004: 1) 

Gleichzeitig ist es in Österreich auch nicht ganz „einfach“ Gesetze im Bildungsbereich zu erlassen, 

zu ändern oder zu streichen, da Schulgesetze Verfassungsrang haben, sprich eine zwei Drittel 

Mehrheit ist notwendig um Gesetzesänderungen vorzunehmen. Diese besondere Stellung der 

Schulgesetz hat als Hintergedanken die Schulpolitik aus der Tagespolitik herauszunehmen und 

somit mehr Stabilität und Kontinuität im Bildungswesen zu sichern. KritikerInnen dieser 

„besonderen Stellung“ bewerten, aber gerade im Hinblick auf Bildungsfragen und -entscheidungen 

die herrschende Parteien-Demokratie als durchaus problematisch, da durch den Parteiproporz der 

Einfluss der Parteien relativ stark ist. Dementsprechend fordern auch gewerkschaftliche Gruppen 

der „alternativen LehrerInnenszene“ bewusst „parteipolitische Unabhängigkeit“. (vgl. Sertl 1993) 

Andererseits wird die Komplexität auch verursacht durch die Regelungen bezüglich der 

Kompetenzverteilungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. Denn im öffentlichen 

Pflichtschulbereich sind die Kompetenzen wie folgt geregelt:  
 

 Bund:  Schulgesetze, Lehrpläne, Dienstrecht, Ausbildung der LehrerInnen  

 Länder: äußere Organisation, Schulsprengel, Schulzeit, Bestellung der LehrerInnen  

 Gemeinden:  Beistellung von Schulliegenschaften, Lehrmittel, nicht lehrendes Personal 

(vgl. Becker 1996: 14ff) 
 

Bei den „Nicht-Pflichtschulen“, also alle Schulformen außer den Volksschulen, den Hauptschulen, 

den Sonderschulen und den Unterstufen des Gymnasiums, liegen alle Kompetenzen beim Bund. 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen des österreichischen Schulwesens werden durch das 

Schulunterrichts- und das Schulorganisationsgesetz festgelegt, welche vom Bund erlassen werden.  
 

Das Schulunterrichtsgesetz regelt.. 

 ... die innere Organisation der Schule  

 ... die Zugangsbedingungen 

 ... die Leistungsbeurteilungen 

 ... die Berechtigungen 
 

Das Schulorganisationsgesetz regelt.. 
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 ... die Aufgaben der österreichischen Schulen 

 ... die Gliederung der Schulformen 

 ... die Schulversuche 

 ... die Lehrpläne 

 (vgl. Bachmann 1996: 269) 
 

Die Lehrpläne, die, wie gesagt Verordnungen des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und 

Kultur sind und auf Basis des Schulorganisationsgesetzes erlassen werden, spielen eine zentrale 

Rolle bei der österreichischen Schulentwicklung. Sie definieren, welche Bildungsziele für jeden 

Unterrichtsgegenstand erreicht werden müssen, was der Lehrstoff ist und wie dieser auf die 

Schulstufen aufgeteilt werden muss, genauso wie sie die Stundentafel vorgeben. (vgl. Bachmann 

1996: 269) Alle Lehrpläne sehen dabei auf Grund der 14. Novelle des Schulorganisationsgesetzes, 

welche seit dem Schuljahr 1993/ 94 in Kraft ist und immer wieder adaptiert wurde, autonome 

Bereiche vor. Diese Bereiche können von den Schulen genutzt werden, müssen aber nicht. Ziel ist 

es den Schulen die Möglichkeit zu geben eigene Schwerpunkte und Schulprofile zu entwickeln, 

sich zu profilieren. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 12f) Unter Schulprofilierung wird „der Versuch von 

Einzelschulen (verstanden), die erweiterten Gestaltungsspielräume, die ihnen in der ersten Phase 

der Schulmodernisierung eröffnet wurden, dazu zu nutzen, schulspezifische Angebote und sonstige 

Leistungsmerkmale auszuformulieren und zu realisieren, die sie kenntlich und attraktiv für 

spezifische Zielgruppen von SchülerInnen und Eltern macht.“ (Altrichter et al 2006: 1) 

Die Lehrpläne der Sekundarstufe I, sprich die der Hauptschulen und der Unterstufe der Allgemein 

bildenden höheren Schulen, sind wortident. 

Überwacht wird das ordnungsgemäße Funktionieren des österreichischen Schulwesens durch „eine 

gut ausgebaute Schulinspektion“ (Tajalli/ Polzer 2004: 14), welche in den Kompetenzbereich der 

Landes- bzw. Bezirksschulräte fällt.  

 

2.2.1.  Das österreichische Schulwesen im Überblick 
 

Vorschulerziehung 

In Österreich ist die traditionelle vorschulische Erziehung der Kindergarten. Öffentliche 

(Kindergartenerhalter sind der Bund, die Länder oder Gemeinden) sowie auch die privaten 

Kindergärten, können von Kindern zwischen drei und sechs Jahren besucht werden, müssen aber 

nicht. Auch wenn es in der heutigen politischen Diskussion verstärkt die Forderung gibt den 

Kindergarten obligatorisch zu gestalten.  
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Die Finanzierung des Personal- und Sachaufwandes ist vom jeweiligen Kindergartenerhalter, 

welche teilweise Elternbeiträge einfordern, zu garantieren. Die Fachkräfte für 

Kindergartenpädagogik , für die optionalen Ganztags- oder Halbtagskindergärten, werden auf 

Ebene des Sekundarbereichs II (Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik) oder postsekundär 

(im Kolleg) ausgebildet. 

Im Zentrum der Vorschulerziehung steht die Förderung der Gesamtpersönlichkeit des Kindes sowie 

die Vorbereitung auf die Schule. Dies soll durch angemessenes Spielen ohne Zeit- und 

Leistungsdruck geschehen. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 18f) 

Im Schuljahr 2006/ 07 wurden 195 049 Kinder, wovon 95 257 Mädchen waren, in 4 505 

Kindergärten von 26 297 Fachkräften, davon 98,9%! Frauen, betreut. (vgl. Statistik Austria (b) 

2008) 
 

Primabereich/ Volksschule  
 

„Die Volksschule hat die Aufgabe, eine für alle SchülerInnen gemeinsame Elementarbildung zu 

vermitteln (..), (welche) eine grundlegende und ausgewogene Bildung im sozialen, emotionalen, 

intellektuellen und körperlichen Persönlichkeitsbereich ermöglicht“. (Tajalli/ Polzer 2004: 20) 

Die Schulpflicht beginnt in Österreich mit der Vollendung des 6. Lebensjahres. Kinder, die zwar 

schon schulpflichtig, aber noch nicht schulreif sind, besuchen ein Jahr eine Vorschulklasse. Ob ein 

Kind für die erste Klasse der Grundstufe I (1. und 2. Klasse; Grundstufe II: 3. und 4. Klasse der VS) 

reif genug ist entscheidet der/ die jeweilige(r) SchulleiterIn.  

Die koedukativ geführten Klassen, welche eine maximale SchülerInnenzahl von 30 erreichen 

dürfen, werden zumeist von einem/ einer KlassenlehrerIn über alle vier Jahre hindurch betreut. Die 

Integration von Kindern mit Behinderungen ist zu berücksichtigen. 

Die Gesamtstundenanzahl für alle vier Jahre der Volksschule beträgt 90 Stunden. Unterrichtet 

werden die Fächer Religion, Sachunterricht, Deutsch/ Lesen/ Schreiben, Mathematik, 

Musikerziehung, Bildnerische Erziehung, Werken (Textiles oder Technisches), Leibesübungen, 

Verkehrserziehung und eine lebende Fremdsprache (seit dem Schuljahr 2003/ 04 ab der 1. Klasse 

verbindlich). 

Auch für die Volksschulen gibt es seit dem Schuljahr 2003/ 04 die Möglichkeit einen 

schulautonomen Lehrplan zu erstellen. Pro Schulstufe kann also in den Pflichtfächern (außer 

Religion und der lebenden Fremdsprache) die Wochenstundenzahl um maximal eine Stunde erhöht 

oder verringert werden, auf alle vier Jahre gesehen ist dies im Ausmaß von maximal zwei 

Wochenstunden möglich. Auch in der Volksschule werden die Leistungen der SchülerInnen durch 

Noten beurteilt, wobei es zwischen 1. und 2. Klasse kein „Sitzenbleiben“ gibt, sprich die 
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SchülerInnen sind trotz eines oder mehrerer „Nicht Genügend“ zum Aufsteigen in die 2. Klasse 

berechtigt. Bezüglich dieser „Unmöglichkeit des Sitzenbleibens“ und dessen Ausweitung auf den 

Sekundarbereich I wird ebenfalls in der aktuellen bildungspolitischen Debatte diskutiert. In der 

Hälfte des letzten Schuljahres sind die LehrerInnen dazu verpflichtet den Erziehungsberechtigen 

eine Empfehlung bezüglich des weiteren Bildungsweges des Kindes zu geben. Diese sollte auf den 

Leistungen sowie den Interessen des/ der SchülerIn basieren. 

VolksschullehrerInnen werden im Rahmen der tertiären Ausbildung auf Pädagogischen Akademien 

qualifiziert. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 20ff) 

Im Schuljahr 2006/ 07 wurden 347 254 SchülerInnen in 3 248 Volksschulen von 31 679 

LehrerInnen unterrichtet, wovon 89,6% Frauen waren. (vgl. Statistik Austria (a) 2008: 25, 63; 

Statistik Austria (b) 2008) 

 

Sekundarbereich I 
 

Die Unterstufe des Sekundarbereichs ist organisatorisch in drei Schultypen differenziert: 
 

➢ Hauptschule (ca. 70% aller SchülerInnen) 
 

➢ Unterstufe der Allgemein bildenden höheren Schule (ca. 30% aller SchülerInnen) 
 

➢ Volksschuloberstufe (zahlenmäßig unbedeutend) 
 

Voraussetzung für die Aufnahme in eine Hauptschule ist der erfolgreiche Abschluss der 

Volksschule. Für den Eintritt in eine AHS-Unterstufe sind bestimmte Leistungen in der Volksschule 

(in den Fächern Deutsch/ Lesen/ Schreiben sowie Mathematik die Benotung „sehr gut“ oder „gut“) 

oder eine erfolgreiche Aufnahmeprüfung notwendig. 

 

Hauptschule  

Die koedukativ geführte Hauptschule umfasst die Jahrgangsstufen fünf bis acht, also für die 10 bis 

14jährigen. Sie soll einerseits eine weiterführende Allgemeinbildung vermitteln und andererseits 

auf das Berufsleben vorbereiten, wobei ein Übertritt in eine mittlere und höhere Schule jedenfalls 

möglich sein muss. 

Die Hauptschulklassen sind in einer besonderen Weise organisiert, da die SchülerInnen in den 

Fächern Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache auf drei Leistungsgruppen aufgeteilt 

werden. 

Die Gesamtwochenstundenanzahl für alle vier Klassen beträgt 120 Stunden. Jede Hauptschule kann 
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„für sich“ entscheiden, ob sie sich an die subsidäre Stundentafel „hält“ oder eine eigene 

schulautonome Stundentafel erarbeitet. Der subsidäre Stundenplan gestaltet sich wie folgt:  

          Quelle: www.bmukk.gv.at 
 

Die HauptschullehrerInnen werden, genauso wie die VolksschullehrerInnen, an Pädagogischen 

Akademien ausgebildet. Speziell an dieser Ausbildung ist das FachlehrerInnensystem, sprich jede(r) 

angehende(r) LehrerIn spezialisiert sich auf mindestens zwei Fächer, wobei das in der Schulpraxis 

nicht bedeutet, dass nur die jeweiligen Fachgegenstände unterrichtet werden. (vgl. Tajalli/ Polzer 

2004: 26ff) 

Im Schuljahr 2006/ 07 wurden 257 642 SchülerInnen, wovon 47,4% Mädchen waren, von 31 700 

LehrerInnen (davon 69,4% Frauen) in 1 165 Hauptschulen unterrichtet. (vgl. Statistik Austria (a) 

2008: 25, 63; Statistik Austria (b) 2008) 

 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen
Klassen und Wochenstunden Summe

Pflichtgegenstände 1. KL 2. KL 3. KL 4. KL
Religion 2 2 2 2 8
Deutsch 5 4 4 4 17
Lebende Fremdsprache 4 4 3 3 14
Geschichte und Sozialkunde - 2 2 2 6
Geografie und Wirtschaftskunde 2 1 2 2 7
Mathematik 4 4 4 4 16
Geometrisches Zeichnen - - - 2 2
Biologie und Umweltkunde 2 2 1 2 7
Physik - - - 2 2
Chemie - 1 2 2 5
Musikerziehung 2 2 1 1 6
Bildnerische Erziehung 2 2 2 1 7

2 1 2 2 7

Ernährung und Haushalt - 1,5 1,5 - 3
Leibesübungen 4 3 3 3 13

- -

Gesamtwochenstundenanzahl 29 29,5 29,5 32 120

2) Als Alternativer Pflichtgegenstand
3) In der 3. und 4. Klasse je 32 Jahresstunden integriert in den Unterricht 
 von Pflichtgegenständen

Technisches Werken 2) oder 

Textiles Werken 2)

Verbindliche Übung 
Berufsorientierung x 3) x 3) x 3)
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Unterstufe der Allgemein bildenden höheren Schule  

Die koedukativ geführte Unterstufe der Allgemein bildenden höheren Schule umfasst die 

Jahrgangsstufen fünf bis acht. Allerdings wird die Unterstufe der AHS selten als eine „eigene 

Schule“ geführt, sondern die Unterstufe und die Oberstufe (14 bis 18jährigen) der AHS werden 

zusammengefasst in die AHS-Langform. 

Die Unterstufe der AHS-Langform soll eine umfassende und vertiefte Allgemeinbildung vermitteln. 

Weiters soll sie als Zubringer zu den AHS-Oberstufen fungieren und auch den Übertritt in 

berufsbildende Schulen ermöglichen. 

In den ersten beiden Jahren der Unterstufe befinden sich die SchülerInnen in einer einheitlichen 

Beobachtungs- und Orientierungsphase um anschließend auf die drei gymnasial Typen aufgeteilt zu 

werden, wobei dies ohne äußere Differenzierung passiert. 
 

➢ Gymnasium (mit Latein) 

➢ Realgymnasium (mit Geometrischen Zeichnen, mehr Mathematik und Werkerziehung) 

➢ Wirtschaftskundliches Realgymnasium (mit mehr Chemie und Werkerziehung) 
 

Der Lehrplan ist, wie bereits erwähnt, wortident mit jenem der Hauptschule, weshalb natürlich auch 

der Fächerkanon der gleiche ist, inklusive der integrierten Berufsorientierung. Und auch die AHS 

hat die Möglichkeit schulautonome Lehrpläne zu erstellen um standortspezifische Schwerpunkte zu 

setzen. 

Die LehrerInnen der AHS werden an den Universitäten sowie an den Universitäten der Künste im 

Rahmen eines Lehramtsstudiums ausgebildet. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 30ff) 

Im Schuljahr 2006/ 07 wurden 116 674 SchülerInnen (davon 51,9% Mädchen) von 19 861 

LehrerInnen (AHS-LehrerInnen insgesamt), wovon 60,7% Frauen waren,  in 268 Schulen 

unterrichtet. (vgl. Statistik Austria (a) 2008: 25, 63; Statistik Austria (b) 2008) 

 

Sekundarbereich II 
 

In der Oberstufe des Sekundarbereichs differenziert sich das Schulsystem weiter aus um, so der sehr 

funktionalistische Begründungsansatz der österreichischen Schulpolitik, einerseits den Begabungen 

und Interessen der SchülerInnen „gerecht zu werden“ und andererseits den gesellschaftlichen 

Bedarf an verschiedenen Ausbildungsqualifikationen Rechnung zu tragen. 

Diese Ausbildungsqualifikationen werden in sechs Schularten vermittelt: 
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➢ Polytechnische Schule (9. Schulstufe) 

➢ Oberstufe der Allgemein bildenden höheren Schule (9. bis12. Schulstufe) 

➢ Berufsschule mit gleichzeitiger Berufsausbildung (Dualsystem) (10. bis maximal 13. 

Schulstufe) 

➢ Berufsbildende mittlere Schulen (9. bis maximal 12. Schulstufe) 

➢ Berufsbildende höhere Schulen (9. bis13. Schulstufe) 

         (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 34) 
 

 

Polytechnische Schule  

Die Polytechnische Schule (PTS) wird hauptsächlich von jenen SchülerInnen gewählt, welche noch 

schulpflichtig sind und anschließend sofort einen Beruf erlernen wollen, wofür sich ca. 20% der 

österreichischen Jugendlichen entscheiden. Dies sind hauptsächlich HauptschulabsolventInnen. 

„Die SchülerInnen sollen je nach Interesse, Neigung, Begabung und Fähigkeit zu einem möglichst 

qualifizierten Übertritt in die duale Berufsausbildung sowie in weiterführende Schulen befähigt 

werden.“ (Tajalli/ Polzer 2004: S. 35) 

Die Gestaltung des Unterrichts ist betont praxisnah. Außerdem sollen die SchülerInnen durch 

Betriebserkundungen sowie betriebspraktische Tage gezielt auf die Berufsausbildung vorbereitet 

werden. (Tajalli/ Polzer 2004: 34f) 

Im Schuljahr 2006/ 07 wurden 21 379 SchülerInnen, wovon 36,5% Mädchen waren, von 2 138 

LehrerInnen (davon 51% Frauen) in 268 Schulen unterrichtet. Von den 19 553 SchülerInnen, 

welche 2006/ 07 in die Polytechnischen Schule übertraten, kamen 98,7% aus Hauptschulen. (vgl. 

Statistik Austria (a) 2008: 25, 63; Statistik Austria (b) 2008) 

 

Allgemein bildende höhere Schule (AHS-Oberstufe) 

Die vier Schulstufen der Oberstufe sollen eine umfassende und vertiefende Allgemeinbildung 

vermitteln und zur Hochschulreife führen. 

Auch sie wird in drei gymnasial Typen (Gymnasium, Realgymnasium und wirtschaftliches 

Realgymnasium) aufgeteilt, welche sich im weiteren noch verstärkt ausdifferenzieren. Allen 

gemeinsam ist der neue Pflichtgegenstand Informatik. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 35ff) 

Im Schuljahr 2006/ 07 besuchten insgesamt 87 054 SchülerInnen 268 Oberstufe der AHS-Langform 

und 62 reine ORGs (Oberstufenrealgymnasium). Von den 21 323 SchülerInnen, die in diesem Jahr 

in die AHS-Oberstufe wechselten, wurden 19,6% von HauptschulabsolventInnen gestellt.  (vgl. 

Statistik Austria (a) 2008: 25; Statistik Austria (b) 2008) 
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Berufsbildende mittlere Schulen (BMS) 

Berufsbildende mittlere Schulen, welche ebenfalls eine „Hauptwahl“ für ehemalige 

HauptschülerInnen darstellt, haben zwei zentrale Anliegen. Einerseits soll eine fundierte 

Allgemeinbildung vermittelt werden und andererseits bilden sie die SchülerInnen für bestimmte 

Berufe aus. Die Schuldauer beträgt ja nach Fachrichtung ein bis vier Jahre und in den Sommerferien 

müssen spartenspezifische Pflichtpraktika absolviert werden. In Österreich werden die Sparten 

„Land- und Forstwirtschaft“, „wirtschaftliche Berufe“ (Kombination von kaufmännischer und 

touristischer Ausbildung), „Handelsschule“ (mittlere kaufmännische Schule), „gewerbliche, 

technische und kunstgewerbliche Berufe“ (Bereiche: Technik, Bekleidung, Tourismus, 

Kunstgewerbe), „soziale Berufe“, „Krankenpflegefachdienste“ und „medizinisch-technische 

Fachdienste“ angeboten. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 37f) 

Im Schuljahr 2006/ 07 besuchten 78 423 SchülerInnen, wovon 59,8% junge Frauen waren, eine von 

433 Berufsbildenden mittleren Schulen. Von den 15 295 SchülerInnen, welche 2006/ 07 in eine 

berufsbildende mittlere Schule wechselten waren 96,3% HauptschulabsolventInnen. (vgl. Statistik 

Austria (a) 2008: 25; Statistik Austria (b) 2008) 

 

Berufsbildende höhere Schulen (BHS) 

Die berufsbildende höheren Schulen, welche ebenfalls eine beliebte Option für 

HauptschulabsolventInnen ist, konzentrieren sich auf die Vermittlung einer höheren allgemeinen 

und fachlichen Bildung, um die SchülerInnen auf die Ausübung eines gehobenen Berufes 

vorzubereiten. Die zu absolvierende Schuldauer beträgt fünf Jahre, wobei auch hier in den 

Sommerferien ein Praktikum abgelegt werden muss. Alle SchülerInnen der BHS schließen mit einer 

Diplom- und Reifeprüfung ab, wodurch sie eine Doppelqualifikation erhalten. Außerdem verfügen 

sie durch den Abschluss über gewerbliche Berechtigungen und AbsolventInnen von höheren 

technischen sowie höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt dürfen die Bezeichnung 

IngenieurIn führen. Wie bei den BMS gibt es eine Vielzahl von Wahlmöglichkeiten bezüglich der 

beruflichen Sparten. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 38ff) 

Im Schuljahr 2006/ 07 besuchten 134 609 SchülerInnen, wovon 49,2% junge Männer waren, eine 

von 304 Berufsbildenden höheren Schulen. Von den 27 954 SchülerInnen, welche sich nach der 

Sekundarstufe I für eine BHS entschieden, kamen 69% aus einer Hauptschule (vgl. Statistik Austria 

(a) 2008: 25; Statistik Austria (b) 2008) 

 

Berufliche Erstausbildung 
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In Österreich erfolgt die berufliche Erstausbildung im Rahmen der sogenannten 

Lehrlingsausbildung in einem dualen System, in welches nach der Vollendung der Schulpflicht 

eingestiegen werden kann. Duales System heißt in diesem Kontext, dass die Lehrlinge, welche 

ebenfalls zum überwiegenden Teil HauptschulabsolventInnen sind, sowohl in der Berufsschule wie 

auch im Lehrbetrieb selbst ausgebildet werden. Berufsschulen vermitteln einen berufsbegleitenden, 

fachlich einschlägigen Unterricht sowie grundlegende theoretische Kenntnisse während die 

Lehrlinge im Betrieb eine praktische Ausbildung erhalten. 

Heute erlernen ca. 40% aller Jugendlichen zwischen dem 15. und 19. Lebensjahr einen von 250 

wählbaren Lehrberufen. Die Ausbildung, welche zwischen zwei bis vier Jahre dauern kann, schließt 

mit einem Lehrabschluss, wobei diesbezüglich neue Konzepte entwickelt werden diesen Abschluss 

aufzuwerten und somit gleichzeitig den Hauptschulbesuch bzw. die oft darauf folgende Lehre 

attraktiver zu machen. Die Finanzierung dieser dualen Ausbildung wird ebenfalls geteilt – Betrieb 

und öffentliche Hand. Da die Lehrstellenangebote in den letzten Jahren immer weniger geworden 

sind, gibt es mittlerweile für Unternehmen die Lehrlinge aufnehmen zusätzliche finanzielle Anreize. 

Der Lehrplan der Berufsschule stützt sich auf die Eckpfeiler „Allgemein Bildung“ (wie „Politische 

Bildung“, „Deutsch und Kommunikation“, „Berufsbezogene Fremdsprache“), 

„betriebswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände“ und „fachtheoretische und fachpraktische 

Unterrichtsgegenstände“. (vgl. Tajalli/ Polzer 2004: 42ff) 

Im Schuljahr 2006/ 07 wurden 133 625 Lehrlinge, wovon 34% junge Frauen waren, von 4 560  

LehrerInnen (davon 32,1% Frauen) in 165 Berufsschulen unterrichtet. 2006/ 07 waren 93% der 

„neuen“ Lehrlinge HauptschulabsolventInnen. (vgl. Statistik Austria (a) 2008: 25, 63; Statistik 

Austria (b) 2008)  
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Übertrittsquoten von der Sekundarstufe I zur Sekundarstufe II (2006/ 07) 

Quelle: Statistik Austria (a) 2008: 47 

 

SchülerInnen in der 5. Schulstufe nach Schultyp 

Quelle: Statistik Austria (a) 2008: 25 
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2.2.2. Schulentwicklung und (internationale) Schulentwicklungspolitik 
 

„Dass rascher gesellschaftlicher Wandel die Gegenwart charakterisiere, gehört in der Zwischenzeit 

zu den Stehsätzen der GesellschaftsanalytikerInnen.“ (Altrichter et al 2005: 7) Dies lässt sich an 

einer Vielzahl von Indikatoren aufzeigen. Für die Menschen im 21. Jahrhundert entstehen mit 

zunehmender Geschwindigkeit neue Denk- und Handlungsmöglichkeiten und ihre 

Lebenszusammenhänge werden immer komplexer. Exogene Informationen werden durch 

„kognitive Prothesen“ sowie dem Computer, der Bildplatte oder dem Elektronenmikroskop leichter 

zugänglich und das Wissen ist nicht mehr an menschliche Ziele gebunden, sondern eher umgekehrt. 

(vgl. Posch/ Altrichter 1993: 61f) 

Dementsprechend wird angenommen, dass Bildung ein entscheidender Faktor für zukünftige 

Gesellschaften wird, da die Menschen lernen müssen mit dieser neuen Komplexität umzugehen 

genauso wie die Initiative zu ergreifen und Entscheidungen zu treffen. Grundsätzlich gibt es drei 

Positionen zu der Frage was dieser gesellschaftliche Wandel auslösen wird und wie demnach damit 

umgegangen werden kann/ muss. Die PessimistInnen gehen davon aus, dass ein Chaos ausbrechen 

wird, welches systembedingt und dadurch vorprogrammiert ist. Für die VertreterInnen dieser 

Theorie gibt es natürlich auch keine möglichen Lösungsansätze. 

Die OptimistInnen hingegen rechnen nur mit Systemzusammenbrüchen in Teilbereichen. „Alle 

anderen eventuellen Probleme werden durch rechtzeitig gefundene technische Lösungen behoben. 

Alternativ dazu hat sich die Position herausgebildet, dass solche Systemzusammenbrüche durch 

Dezentralisierung und eine Verabschiedung von der technischen Rationalität entgegen gewirkt 

werden kann, da die Betroffenen dadurch aktiv Einfluss nehmen können. AnhängerInnen dieser 

Position gehen also davon aus, dass durch „richtigen“ Umgang mit dem gesellschaftlichen Wandel, 

Systemzusammenbrüche zur Gänze verhindert werden können. Die Macht und die Verantwortung 

soll den BürgerInnen übertragen werden. Hier setzen auch unter anderem Autonomiegedanken 

bezüglich dem Schulsystem an. (vgl. Posch/ Altrichter 1993: 63f) Denn das vermeintliche Scheitern 

der Schulen in den letzten Jahren, „sichtbar gemacht“ durch die PISA-Studie (Programm for 

International Student Assessment) wird von vielen „SchulreformerInnen“ als Scheitern des Staates 

in seiner Funktion als bildungspolitische Steuerungsinstanz aufgefasst. Die PISA-Ergebnisse für 

Österreich verweisen darauf, dass die Kompetenzvermittlung ungenügend ist und die sozialen 

Ungleichheiten verstärkt werden. Schon bei PISA I (2001) musste Österreich einen beträchtlichen 

Abstand zu den Siegerländern in Kauf nehmen, doch mit PISA II (2003) rutschte man ins 

abgeschlagene Mittelfeld ab. Die Studie dokumentierte für Österreich den stärksten gemessenen 

Leistungsabfall in den Naturwissenschaften, dass jede(r) 5. SchülerIn in die sogenannte 
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Risikogruppe fällt und dass nur 15% in der Gruppe der SpitzenschülerInnen zu finden sind. (vgl. 

Bauer et al 2005: 110ff) Zurückgeführt wird das auf „das hochselektive, stark gegliederte 

österreichische Schulwesen“ (Bauer et al 2005: 112). Dementsprechend zeigt sich in Österreich seit 

einigen Jahren wieder ein verstärktes (Forschungs)Interesse an der sozialen Selektivität des 

Bildungssystems. (vgl. Bacher 2005: 1) Den ersten Höhepunkt erlebte die „Soziologie der 

Bildungsbeteiligung“, welche sich also mit dem Zusammenhang von schulischen Erfolg und 

sozialer Herkunft widmet in den 1960er Jahren. Also zu einem Zeitpunkt, wo die ökonomische 

Betrachtungsweise von Bildung (Bildungsökonomie)  den bisherigen Fokus auf die ganzheitliche 

Bildung von Menschen nahezu auflöste und somit den Bildungsbegriff um seinen reflexiv-

emanzipatorischen Aspekt beschnitt. Man erkannte die wirtschaftliche Bedeutung von 

Bildungsinvestitionen und die Leistungsideologie etablierte sich, sprich die Überzeugung setze sich 

durch, dass Ungleichheiten das Ergebnis individuell unterschiedlicher Anstrengungen und 

Begabungen sind. Dieser meritokratische Gedanke beinhaltet auch die Annahmen, dass man für das 

eigene Versagen selbst verantwortlich ist und in der Wettbewerbssituation alle gleich sind. Doch 

schulischer Erfolg bzw. die Chance auf eine höhere Qualifikation in der Schule sind nicht alleine 

auf Begabung und Leistungsfähigkeit, damals wie heute, zurückzuführen, sondern zu einem großen 

Teil auf die soziale Herkunft. Dementsprechend entwarf Hansgert Peisert (1967) die berühmte 

Kunstfigur „katholisches Arbeitermädchen vom Lande“, welche die geringsten Bildungschancen 

hatte, während es heute der „Junge mit Migrationshintergrund im Ballungszentrum“ wäre. (vgl. 

Fend 2006: 37ff) Gleichzeitig sind die Unterschiede zwischen den verschiedenen 

Bevölkerungsgruppen in der Bildungsbeteiligung und in den erworbenen Bildungsabschlüssen seit 

der Zwischen- und Nachkriegszeit, aufgrund der verbesserten Lebensbedingungen, deutlich kleiner 

geworden. (vgl. Müller/ Haun 1994: 1ff) 

Unabhängig davon, scheint  es Fakt zu sein, dass durch die gesellschaftlichen Veränderungen, wie 

demografische Veränderungen, Migrationsbewegungen, Bildungsexpansion oder Modernisierung 

der Bildungsprogrammatik, eine Vielzahl von neuen Aufgaben auf die Schulen zugekommen sind. 

Werner Specht nennt in diesem Zusammenhang die Integrationsaufgabe bezüglich Kinder mit 

nicht-deutscher Muttersprache sowie mit Beeinträchtigung, den Ausgleich von 

Sozialisationsdefiziten in Folge des Bedeutungsverlustes der Familien als Sozialisationsinstanz, 

Schaffung der Voraussetzung für die internationale Anbindung Österreichs und den Umgang mit 

neuen Technologien. (vgl. Specht 1997: 174; Döbert 1997: 120)  

So verwundert es nicht, dass die Schule als Organisation europaweit immer mehr in den Blickpunkt 

geraten ist. Man hat erkannt, dass die Situation jeder Schule einzigartig ist. Dementsprechend hat 

jede Schule ihre eigenen Probleme, Schwächen und Stärken, weshalb man heute der Meinung ist, 
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dass jede Schule ihren eigenen Weg gehen sollte. (vgl. Becker 1996: 45) 

Es vollzog sich also ein Paradigmenwechsel von einer Makropolitik, welche davon ausgeht, dass 

Innovationen auf alle Schulen gleichermaßen anwendbar sind, hin zu einer Mikropolitik, welche 

standardisierte Lösungsansätze als unzweckmäßig betracht. Schulentwicklung „von oben herab“, 

wie das in den 70er Jahren der Fall war, ist im 21. Jahrhundert passé und der Aspekt „Schule als 

Dienstleistungsunternehmen“ gewinnt zunehmend an Bedeutung. Das heißt auch, so Peter Posch 

und Herbert Altrichter, dass die „Kunden“ heute von der Schule die Vermittlung von Initiative  

Selbständigkeit, Eigenverantwortung und die Anwendung von kooperativen Arbeitsformen fordern. 

Sie verweisen darauf, dass in der Vergangenheit die Gesellschaftsstrukturen statisch waren, weshalb 

auch die Schule eine statische Orientierung „wählte“. (Posch/ Altrichter 1993: 69) „Versuche und 

neue Gesetzgebungsmaßnahmen zur Erhöhung der Gestaltungsspielräume von Einzelschulen sind 

in praktisch allen westeuropäischen Industrieländern anzutreffen.“ (Altrichter 1998: 24f) 

Dementsprechend ist das öffentliche Interesse an Schulen generell gewachsen. Mit Schlagwörter 

wie „PISA-Studie“, „Mittelstufenproblem“, „Gesamtschule“ oder  „Schulkrise“ können heute weite 

Teile der Bevölkerung etwas anfangen. Und auch die Erwartungen an Schulen, ganz im Sinne des 

Dienstleistungsgedanken, sind gestiegen. Immerhin will man, dass die eigenen Kinder die besten 

Chancen bekommen, was in einer vermeintlichen Wissensgesellschaft in engem Zusammenhang 

mit der erworbenen oder eben nicht erworbenen Bildung zu sehen ist. Man scheint zu wissen, so 

Theo Liket, dass Bildung ein so entscheidender Faktor für die zukünftige Gesellschaft wie noch nie 

zuvor ist. (vgl. Liket 1998: 145) Eine qualitativ hochwertige Ausbildung steht also verstärkt im 

Zentrum jeder Biografie, weshalb auch die Qualitätssicherung und Evaluation des Bildungswesen 

zu Kernaspekten von Schulentwicklung geworden sind. 

Dies alles zusammen, sprich das neue Verständnis bezüglich Schule als 

Dienstleistungsunternehmen, neue Strategien der Qualitätssicherung und entsprechende 

Evaluationssysteme haben zu einem moderaten Wettbewerb zwischen den Schulen geführt. 

Verstärkt wird dieser durch die Verknappung der öffentlichen Haushalt und den entsprechenden 

Sparpaketen. (vgl. Specht 1997: 179ff)  

Besonders interessant in diesem Kontext ist die Tatsache, dass alle Länder, die bei der PISA-Studie  

besser abgeschnitten haben, also im Ranking vor Österreich liegen, geringere Bildungsausgaben 

haben. Österreich gehört generell zu den Ländern mit den höchsten PRO-Kopf-Bildungsausgaben. 

Während also in Finnland ca. 50 000 $ pro schulpflichtigen Kind ausgeben werden, sind es in 

Österreich  rund 80 000 $ (vgl. Schmid 2004: 1) 
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Staatliche Bildungsausgaben nach ausgewählten Bereichen 

 

        Quelle: Statistik Austria (a) 2008: 69 

Motor dieses neuen Wettbewerbs ist unter anderem die Tatsache der sinkenden SchülerInnenzahlen. 

Während es im Jahre 1971/ 72 in Österreich insgesamt noch 1 261 280 SchülerInnen gab, waren es 

im Schuljahr 2006/ 07 „nur noch“ 1 226 638. Das sind, innerhalb von 35 Jahren, 34 642 

SchülerInnen weniger und damit ein Rückgang um 2,7%. Noch deutlicher wird die Reduktion der 

SchülerInnenzahlen sichtbar, wenn man nur die österreichischen Volksschulen betrachtet. Gingen 

1971/ 72 noch 608 778 Kinder in die Volksschule, waren es 2006/ 07 nur noch 347 254 

SchülerInnen. Das ist ein Rückgang von 43% ! (vgl. Statistik Austria (b) 2008)  
 

SchülerInnenzahlen-Entwicklung insgesamt und im Volksschulbereich  

 1972/ 73 1982/ 83 1992/ 93 2002/ 03 2006/ 07 
SchülerInnen 
insgesamt 1 407 874 1 322 290 1 177 621 1 232 576 1 226 638 

Volksschule 528 541 367 691 373 577 373 919 347 254 
  

 Quelle: Statistik Austria 2003: 68f; Statistik Austria (a) 2008: 25 
 

Und auch die Prognosen bezüglich der Geburtenraten lassen darauf schließen, dass sich Schulen in 

Zukunft verstärkt um ihr Klientel bemühen müssen um einer Schließung entgegen zu wirken. 

Wurden 1998 noch 80 525 Kinder geboren, waren es 2007 nur noch 75 204 Neugeborene. Das sind 

5 321 Babys weniger, sprich 6,6%. 
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Bevölkerungsentwicklung in Österreich 

Quelle: Statistik Austria (a) 2008: 13 
 

Die Autonomisierung der Schulen kann also als Versuch gewertet werden auf die beschriebene 

Situation zu reagieren. Weshalb in Österreich, vor allem unter Bildungsministerin Elisabeth Gehrer, 

die bestimmenden Faktoren der Schulentwicklung die Partizipation und Mitverantwortung bei 

Entwicklungsprozessen war, genauso wie eine konsequente Sparpolitik. (vgl. Bachmann 1997: 287)  
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2.3.  Die Hauptschule 
 

2.3.1.  Geschichte und Entwicklung 
 

Im Jahre 1774 erließ Kaiserin Maria Theresia das erste umfassende Schulgesetz Österreichs mit 

dem Titel „Allgemein Schulordnung für die deutschen Normal-, Haupt- und Trivialschulen in 

sämtlichen k. u. k. Erbländern“. Es beschränkte sich ausschließlich auf den Pflichtschulbereich. 

Laut Gesetzestext sollten in allen größeren Städten sowie in jedem Kreis (heute Bezirk) eine 

Hauptschule errichtet werden. „Normal- und Hauptschulen verkörperten das pädagogische Idealbild 

der damaligen Zeit und stellten den Ausgangspunkt für eine gehobene Bildung auch im 

Pflichtschulwesen dar.“ (Becker 1996: 24) Diese eigene Schulart „Hauptschule“ blieb fast 100 

Jahre erhalten und hat eigentlich kaum etwas mit der heutigen Hauptschule zutun. 

1869 war die „Hauptschule“ verschwunden und wurde durch ein achtjährige Volksschule ersetzt. 

Mit der Auflösung der Monarchie und der Ausrufung der Republik Österreich kam es unter Otto 

Glöckel, welcher erstmals eine Schulreformkommission berief, bestehend aus Pädagogen und statt 

Bürokraten, zu wesentlichen Reformen im Schulwesen. Glöckel, der von den regierenden 

Sozialdemokraten eingesetzt wurde, war ein Verfechter der Gesamtschule und das 

Reformprogramm sollte zur grundlegenden Demokratisierung der Gesellschaft beitragen sollte. 
 

Schulsystemsmodell der Sozialdemokratischen Partei Österreichs  

 

Quelle: Becker 1996: 26 
 

Das von der SPÖ entsprechende vorgeschlagene und auch in Wien getestete Organisationskonzept 

strebte also  schon damals eine gemeinsame Mittelschule mit innerer Differenzierung an. Die 



26 

konservativen Christlichsozialen hatten ihrerseits ein anderes, ein dreigliedriges Modell entwickelt.  
 

Schulsystemsmodell der Österreichischen Volkspartei  

 

Quelle: Becker 1996: 27  
 

Es sah entweder eine achtjährige Mittelschule oder eine vierjährige Bürgerschule (mittlerer 

Anforderung, mittlerer Abschlüsse) oder eine vierjährige Oberstufe der Volksschule für 

„Minderbegabte“ vor.  

Da das Modell des politischen Gegenübers jeweils auf Ablehnung stieß, kam es mit dem 

„Hauptschulgesetz“ zu einer Kompromiss-Lösung. Und auch der Name der neuen Schulform 

„Hauptschule“ war ein Kompromiss, da die Bezeichnungen „Bürgerschule“ und „Allgemeine 

Mittelschule“ von den jeweiligen Kontrahenten vehement abgelehnt wurden. 

Diese 1927 beschlossene Schulorganisation beschreibt bis heute im Wesentlichen die Struktur der 

Sekundarstufe I Österreichs.  

Obwohl sich die Sozialdemokraten und Christlichsozialen beidermaßen nicht richtig über das 

Ergebnis ihrer Verhandlungen freuen konnten, war die Einrichtung der „Hauptschule rückwirkend 

betrachtet ein wirkliche Reformtat, da größere Teil der Bevölkerung in Genuss von mehr 

Allgemeinbildung kamen.“ (Becker 1996: 27) 

Die Hauptschulen wurden monoedukativ mit zwei Klassenzügen, die sogenannten A- und B-Züge, 

geführt. Das hieß, dass die SchülerInnen in allen Fächern aufgeteilt waren und zwar die ganzen vier 

Schuljahre. Faktisch gab es nur die Möglichkeit des „Abstieges“ in den B-Zug. Fähigen 

SchülerInnen sollte der Übertritt in die nächsthöhere Klasse der Mittelschule ermöglicht werden. 

Eine Möglichkeit die allenfalls am Papier bestand, von Chancengleichheit konnte keine Rede sein. 
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Beschlossenes Modell von 1927 

 

 Quelle: Becker 1996: 28 
 

Als im Mai 1934 der Ständestaat in Kraft trat kam es zu einer Schule der „mittleren Auslese“. Der 

Sekundarbereich I differenzierte sich also auf drei Leistungsniveaus aus. 

Nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches besonn man sich wieder auf die Hauptschule-

Regelung aus den Jahren 1927/ 28. Da man sich klar war, dass man den gegenwärtigen 

Entwicklungen Rechnung tragen muss, wurde ab der  ersten Klasse der Fremdsprachenunterricht 

eingeführt, aber nur im A-Klassenzug, welcher auch der Unterstufe der Mittelschule gleichgestellt 

wurde. So vermehrte sich die Zahl der Hauptschulen stetig, waren es im Schuljahr 1937/ 38 646 

Hauptschulen, waren es  1961/ 62 schon 854. 

Dann 1962 wurde ein neues Schulorganisationsgesetz, welches bis heute die rechtliche Grundlage 

für die österreichische Schulorganisation darstellt, implementiert. Aber erst 1985/ 86 kam es zur 

Schaffung der „Neuen Hauptschule“, welche statt dem stark kritisierten Klassenzügesystem, da 

keinerlei Durchlässigkeit (sowohl intern wie auch extern) gegeben war und SchülerInnen des B-

Zuges zusätzlich eine „schlechtere“ Ausbildung erhielten, das bis heute vorhandene 

Leistungsgruppensystem einführte. Von nun an wurden alle SchülerInnen im Klassenverband 

unterrichtet. Nur in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch wurde/ wird in drei 

Begabungsstufen eingeteilt, wobei einerseits das Niveau der 1. Leistungsgruppe jenem der AHS-
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Unterstufe entsprechen soll und ein Übertritt von einer zur anderen Leistungsgruppe quasi jederzeit 

möglich ist. 

Außerdem gibt es im Hauptschulbereich die Möglichkeit der Etablierung sogenannte Sonderformen 

der Hauptschule, welche sich auf die Bereiche Musik, Sport oder Informatik spezialisieren. Pro 

Schwerpunkt darf allerdings nur eine solche Hauptschule in einem Bezirk bestehen, da diese 

Schulen mit zusätzlichen Geldern und Ressourcen ausgestattet werden. 

Die letzte größere Schulreform, welche auch die Hauptschule direkt betraf und betrifft, ist jene um 

die sich diese Arbeit dreht, die Schulautonomie.  

Die österreichische Hauptschule ist heute eine Pflichtschule im Sekundarbereich I. Im 

Schulorganisationsgesetz, welches das österreichische Schulwesen regelt, von 1962 heißt es zur 

Bestimmung bezüglich Hauptschule: „Die Hauptschule schließt an die 4. Stufe der Volksschule an 

und hat die Aufgabe in einem vierjährigen Bildungsgang eine grundlegende Allgemeinbildung zu 

vermitteln, sowie den Schülern je nach Interesse, Neigung, Begabung und Fähigkeiten für das 

Berufsleben und zum Übertritt in höhere Schulen zu befähigen.“ (Schulorganisationsgesetz 1962: 

51) Um gerade diesen Übertritt in eine Höhere Schule zu erleichtern und somit die Durchlässigkeit 

zu sichern, verständigte man sich 1985/86 im Rahmen der „Neuen Hauptschule“ darauf, dass die 

Lehrpläne der Hauptschule und der AHS-Unterstufe wortident sind.    

Wo sind aber nun die Unterschiede zwischen der Hauptschule und der AHS-Unterstufe zu suchen? 

Der wesentlichste Unterschied liegt darin, dass das Gymnasium eine umfassendere und vertiefende 

Allgemeinbildung vermitteln soll. Außerdem werden, wie bereits erwähnt, in allen Hauptschulen in 

den Fächer Deutsch, Mathematik und Englisch drei verschiedene Leistungsgruppen geführt, 

während in der AHS-Unterstufe alle SchülerInnen in allen Fächern im Klassenverband unterrichtet 

werden. Und auch in der LehrerInnen-Ausbildung gibt es Unterschiede. Während die gymnasial 

LehrerInnen an Universitäten ausgebildet werden, absolvieren die HauptschullehrerInnen ihre 

sechssemestrige Ausbildung an Pädagogischen Akademien (PädAk). Die zukünftigen 

HauptschullehrerInnen müssen sich in zwei bis drei Fächern zu FachlehrerInnen prüfen lassen, das 

heißt jedoch nicht, dass sie dann nur diese Fächer unterrichten, denn in der Praxis ist es so, dass von 

den Pflichtgegenstände (Deutsch, Mathematik, Lebende Fremdsprache) abgesehen, alle anderen 

Fächer unterrichtet werden können/ müssen. Ein Sachverhalt von dem AHS-LehrerInnen nicht 

betroffen sind, genauso wenig wie von der schlechteren Bezahlung. (vgl. Becker 1996: 18, 142ff) 

Was sind aber nun die häufigsten Argumentationslinien für den Besuch einer Hauptschule oder 

eines Gymnasiums? 
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Pro Hauptschule  

➢ Beschränkung auf grundlegende Allgemeinbildung, trotzdem wortidente Lehrpläne 

➢ Leistungsgruppensystem hat Vorteile für SchülerInnen mit partiellen Leistungsschwächen 
 

➢ individuelle Betreuung der SchülerInnen durch geringere SchülerInnenzahlen 
 

➢ Sonderformen der Hauptschule mit zusätzlichen Stunden  
 

➢ didaktische Neuentwicklungen in Schulversuchen und Autonomieprojekten  
 

➢ größere Hauptschuldichte – kürzere Schulwege, außerhalb der Ballungszentren 
 

➢ berufskundliche Informationen Übungen und Exkursionen 
 

Pro Gymnasium 

➢ umfassende und vertiefende Allgemeinbildung 
 

➢ keine Abstufungsangst bzw. -leiden (keine Leistungsgruppen) 
 

➢ mehr SchülerInnen mit sozial stärkerer Herkunft 
 

➢ niedrigerer Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund 
 

➢ probieren können – Wechsel in Hauptschule immer möglich  
 

➢ Gewinn an Prestige 
 

➢ bessere facheinschlägige Qualifikation der LehrerInnen 
 

➢ kein höherer finanzieller Aufwand 
 

➢ höhere Erfolgswahrscheinlichkeit der AbgängerInnen 

  (vgl. Becker 1996: 21ff) 
 

Und obwohl sich durchaus einschlägige Argumente für einen Hauptschulbesuch finden lassen 

würden, macht sich in Österreich heute ein wachsendes Mittelstufenproblem bemerkbar und zwar  

speziellen in den Ballungszentren. Denn in den Ballungszentren, wo der Zugang zu Gymnasien 

leicht ist, wird die Unterstufe des Gymnasiums zur „Gesamtschule“ und die Hauptschule zur 

„Restschule“ für Kinder aus der Unterschicht sowie für Kinder mit Migrationshintergrund. (vgl. 

Bronder et al 1998) Klar ist, dass gerade diese Nahtstelle (= Übergang von der Sekundarstufe I zur 

Sekundarstufe II) eine Schlüsselstelle bildet, da sich frühzeitig Erfolg oder Misserfolg im neuen 
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System abzeichnet und die Erfahrungen, die während dieser Zeit gemacht werden, eine besondere 

Bedeutung zu kommt. (vgl. Eder 1996: 140) Rein formal gesehen spricht kaum etwas gegen die 

Schulform Hauptschule. Trotzdem erfreut sie sich nicht sehr großer Akzeptanz seitens der Eltern 

und SchülerInnen, da die Wahl der Schullaufbahn zu großen Teilen von Prestige-Überlegungen und 

die Verleihung von Berechtigungen den Ausschlag geben. (vgl. Ipfling 1998: 37) 

 

2.3.2.  Diskurs – Problemkind Hauptschule  
 

Die Krise der Hauptschulen ist dieser Tage ein breit diskutiertes Thema, welches auch immer 

wieder von der Politik und auch den Medien aufgegriffen wird. Vor allem die Themenkomplexe 

„schlechte Leistungen“, „Gewalt an Schulen“, „Restschule“, „schlechte Chancen nur mit 

Hauptschulabschluss“, etc., werden besprochen und Lösungen werden gesucht. In diesem Kontext 

wird auch die Debatte um die Gesamtschule, also um eine Schule der 10 bis 14jährigen, wieder 

stärker geführt, sowohl in Deutschland wie auch in Österreich, worauf ich an anderer Stelle noch 

konkret eingehen möchte.  

Zurück zur Hauptschule zeigt sich, dass die Hauptschule, anders als die Unterstufe der Gymnasien, 

in ihrer Funktion als „letzte“ Pflichtschule sich ihrer Problemfälle durch Aussonderung nicht 

einfach entledigen kann. Weshalb die Autoren Bronder et al davon ausgehen, dass der 

Hauptschullehrgang die Schule der Gesellschaft ist, welche durch wachsende soziale und 

ökonomische Polarisierung, Multikultur und Wertepluarlität geprägt ist. (vgl. Bronder et al 1998: 

7f) 

Die Entstehung des Hauptschultyps selbst ist, wie aufgezeigt wurde, eine rein politisch-motivierte 

Kopfgeburt, welche begabungstheoretisch unbegründbar ist. Ernst Rösner geht folglich davon aus, 

dass wenn es HauptschülerInnen gibt, weil es Hauptschulen gibt, dass die einzelnen Bildungsgänge 

ihre charakteristischen SchülerInnen selbst konstruieren. (vgl. Rösner 1998: 60) Heike Solga und 

Sandra J. Wagner erweitern diese Gedanken und gehen von der Annahme aus, dass sich „im 

Verlauf der Bildungsexpansion (..) das soziale Kapital der Hauptschule verändert (hat).“ 

(Solga/Wagner 2004: 97) Pierre Bourdieus „soziales Kapital“ kann also nicht nur als Merkmal von 

Individuen gesehen werden, sondern auch als Merkmal von sozialen Klassen, Schichten oder eben 

Institutionen, insbesondere Bildungsinstitutionen. Der Kerngedanke ist, dass die Umgangs- und 

Interaktionsräume der Einzelnen auch über deren Beziehungen bestimmen. „Das bedeutet, dass 

soziale stratifizierte Bildungsinstitutionen in unterschiedlichen Maße soziales (und damit 

verbundenes kulturelles) Kapital für ihre Besucher bereitstellen.“ (Solga/ Wagner 2004: 97) 

Ausgehend von diesen Annahmen erkennen Solga und Wagner, dass sich durch die 
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Bildungsexpansion aufgrund der sozialen Verarmung der Hauptschulen die Bedingungen des 

Bildungserfolgs von HauptschülerInnen verschlechtert haben. Denn während zwar immer mehr 

Kinder aus sozial schwächeren Familien nun ein Gymnasium besuchen hat sich die Hauptschule 

klar von der „Volksschule“ zur „Restschule“ hin entwickelt. Dies zeigt sich am deutlichsten an der 

Zusammensetzung der SchülerInnenpopulation an Hauptschulen. Kinder aus sozial schwachen 

Familien sind heute stärker überrepräsentiert als früher, genauso wie Kinder aus kinderreichen 

Familien sowie aus gestressten Familienverhältnissen (Indikatoren: Tod eines Elternteils vor dem 

16. Lebensjahr; Aufwachsen mit Stiefmutter/ -vater; Vater/ Mutter bei Geburt des 1. Kindes jünger 

als 21 Jahre).  Das heißt auch, dass heute eine hohe Zahl von Jugendlichen mit 

Migrationshintergrund an den Hauptschulen zu finden ist und insgesamt der Buben-Anteil steigt. 

Gleichzeitig ist/ war eine starke Abwanderung „nach oben“ von Kindern mit Eltern in qualifizierten 

Tätigkeiten erkennbar. (vgl. Solga/ Wagner 2004: 97ff) 

Die Hauptschule ist also keine Schule der Wahl. Sie ist eine Schule, wo eine „Homogenisierung 

nach unten“ stattfindet. Die Anzahl verhaltensauffälliger, demotivierter, interessenloser 

HauptschülerInnen steigt. Die „Zugpferde“ und Vorbilder fallen weg und es kommt zu einer 

sozialen Entmischung bzw. Verarmung. (vgl. Solga/ Wagner 2004: 110; Ipfling 1998: 37) „Mit 

ihrem Bedeutungswandel hin zur Restschule ist zugleich für alle Hauptschulen eine Abnahme ihres 

sozialen Kapitals und folglich eine Verschlechterung der Lernbedingungen sozial benachteiligter 

Kinder verbunden.“ (Solga/ Wagner 2004: 99) Gleichzeitig haben Hauptschulen ein ungleich 

größeres Aufgabenfeld zu bearbeiten als die Gymnasien, „sie sollen nach Herkunft (also strukturell) 

benachteiligte Kinder unterrichten, integrieren, für andere Bildungsgänge qualifizieren oder die im 

Gymnasium gescheiterten auffangen.“ (Rösner 1998: 57) Infolgedessen verdichten sich, wie bereits 

erwähnt, alle schwierigen SchülerInnenpopulationen, durch die „hygienische“ Funktion auf die 

Hauptschule. In den Hauptschulen sitzen gesellschaftlich gesehen die SchulversagerInnen. Denn 

bezüglich Bildungsabschluss sind die HauptschülerInnen die VerliererInnen des Bildungssystems. 

Diese reale Negativkarriere durch einen Hauptschulbesuch wird von den Betroffenen auch stark als 

solche wahrgenommen. Dies bedeutet aus Sicht von Solga und Wagner ein erhöhtes institutionelles 

Risiko der sozialen Ausgrenzung von HauptschülerInnen und dass die Ursachen für das 

Schulversagen im Schulsystem selbst zu suchen sind. 

Und auch Susanne Grimm hat in ihrer Einführung in die „Soziologie der Bildung und Erziehung“ 

aus dem Jahre 1987 auf fünf problematische Thesen in puncto Hauptschule hingewiesen. Eine von 

ihnen geht davon aus, dass die Berufswahlmöglichkeiten der (heutigen) HauptschülerInnen 

abnehmen. Und tatsächlich ist in der Wirtschaft/ am Arbeitsmarkt eine gewisser „Fahrstuhleffekt“ 

bezüglich Bildungszertifikaten, sprich eine Entwertung der Bildungsabschlüsse, erkennbar. 
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Dementsprechend nehmen die Berufswahlmöglichkeiten für HauptschülerInnen sukzessive ab, wo 

also früher „noch“ ein(e) HauptschulabsolventIn  dem Qualifikationsprofil eines Jobs entsprachen, 

sind es heute oftmals die MaturantInnen. Außerdem geht Grimm davon aus, dass heute nicht mehr 

alleine Leistung zählt, sondern „leistungsfremde“ Sozialisationskriterien werden immer 

entscheidender, wo BesucherInnen von Hauptschulen durch die angesprochene „Homogenisierung 

nach unten“ zu meist im Nachteil sind. (vgl. Grimm 1987: 111ff) 

So kann „der Hauptschüler als (Teil) einer marginalisierten und stigmatisierten Restgruppe mit 

stark unterdurchschnittlichen Berufs- und Lebenschancen“ verortet werden. (Melzer/ Adomat 1998: 

51) 

Trotz all dieser erwiesenen strukturellen Nachteile, welche durch  zwei verschiedene 

Unterstufenformen entstehen, wird „die Berechtigung und gesellschaftliche Bedeutung 

eigenständiger (..) Gymnasien (..) in der Gesellschaft nicht angezweifelt.“ (Zenke 1998: 10) 

Dies zeigt auch die aktuelle bildungspolitische Diskussion in Österreich bezüglich der „Neue 

Mittelschule“. Ein Konzept den ein Großteil der Bevölkerung, Lehrerschaft und PolitikerInnen sehr 

skeptisch gegenüber steht und andererseits von internationalen Bildungsexperten wie zum Beispiel 

von Andreas Schleicher (Internationaler PISA-Koordinator) gerade Österreich wärmstens 

empfohlen wird. „Die Aufrechterhaltung eines gewissen Maßes an schulformbezogener 

Leistungsdifferenzierung (scheint) offenbar für unverzichtbar gehalten (zu werden).“ (Rösner 1998: 

61) 

Gleichzeitig kämpft die Institution „Hauptschule“ gegen einen massiven gesellschaftlichen 

Bedeutungsverlust, da die Integration in den Arbeitsmarkt aufgrund von möglichst hoher 

Bildungsabschlüsse erfolgt. Somit liegt die Hauptschule gesellschaftlich gesehen „am unteren Ende 

der Status- und Befähigungsverteilung“ und hat dementsprechend mit einer ständigen Abwertung 

ihrer Reputation zu kämpfen, wobei eben nicht die tatsächliche eigene Leistung dafür 

verantwortlich ist. (vgl. Cloer 1998: 73f) Auch Heinz-Jürgen Ipfling weist darauf hin, dass die 

Hauptschule heute eine pädagogisch ambitionierte und „gute“ Schule ist, jedoch in dieser 

schulstrukturellen Landschaft ein Sorgenkind bleibt. (vgl. Ipfling 1998: 33) Trotzdem ist das 

vorherrschende Bild „eine Hauptschule, die von Eltern eher resigniert hingenommen als bewusst 

gewählt wird, der SchülerInnenschwund oft nur mühsam durch Migrationseffekte ausgleicht und 

deren Abschlüsse auf dem Ausbildungsmarkt immer weniger gefragt sind.“ (Rösner 1998: 56) 

Verdeutlicht wird diese „Eltern-Problematik“ auch durch die Tatsache, dass ein Großteil der Kinder 

von HauptschullehrerInnen ins Gymnasium geht, was eine reale Negativwerbung darstellt. (vgl. 

Becker 1996: 228) Gleichzeitig scheint es aber auch so zu sein, dass jede Maßnahme zur Rettung 

der Hauptschule tendenziell die Situation eher verschlechtert. Denn alle Mittel, welche bis dato 
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eingesetzt wurden  um das Schulwahlverhalten in Richtung Hauptschule zu ändern, erwiesen sich 

als untauglich. (vgl. Rösner 1998: 55ff) 

Genauso fraglich scheint zu sein, „ob pädagogische Stärkungs- und Profilierungsversuche (wie es 

das Konzept Schulautonomie vorsieht) zu einer Rettung der Hauptschule, d. h. Zu einer größeren 

Akzeptanz durch Eltern und Schüler führen; verhilft, zu sehr geben Prestig-Überlegungen und die 

Verleihung von Berechtigungen den Ausschlag für die Wahl der Schullaufbahn.“ (Ipfling 1998: 37) 

 

2.4.  Exkurs: Die SchülerInnen von heute 
 

„Die heutige Vorstellung von Kindheit als Lebensphase, als eigene Welt neben der 

Erwachsenenwelt, ist historisch neuartig.“ (Löw 2006: 109) Noch im 16. Jahrhundert wurden 

Kinder wie defizitäre Erwachsene behandelt, mit dem Übergang in die bürgerliche Gesellschaft hat 

sich die Einstellung zu Kindern allerdings entscheidend verändert. Kinder wurden zu etwas 

Besonderem und als etwas zu Erziehendes wahrgenommen. Dies hatte für die Entwicklung der 

kindlichen Lebensbedingungen mehrerlei Folgen: 
 

➢ Kinder wurden von den Arbeitsprozessen freigestellt und hatten somit verstärkt Zeit sich 

Bildungsprozessen zu widmen 
 

➢ Kindheit wird als Schutzraum konzipiert 
 

➢ Kinder werden zu „Wunschkindern“ und dienen kaum noch zur finanziellen Sicherung des 

Haushalts 
 

➢ in Kinder muss nun investiert werden, damit sie als Erwachsene die gesellschaftlich 

notwendigen Aufgaben erfüllen können – sie gelten als fundamentale Investition in die 

Zukunft 

 (vgl. Löw 2006: 109) 
 

Dementsprechend werden Änderungen in der jugendlichen Sozialisation festgestellt, welche auch 

zu unterschiedlichen Lebensproblemen und Kindersorgen führen. Werner Specht geht davon aus, 

dass „die Kinder und Jugendlichen (..) unsicherer, individualistischer, anspruchsvoller, kritischer 

geworden (sind), hin- und her gerissen zwischen widersprüchlichen real und medial vermittelten 

Erfahrungen und weniger bereit sich Anordnungen Erwachsener zu fügen.“ (Specht 1997: 67) 

Weiters argumentiert er, dass „das Kind“ eben zum Identifikationsobjekt geworden und 
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gleichzeitig die Eltern-Kind-Beziehung partnerschaftlicher geworden ist. So hat sich auch seit den 

1970er Jahren verstärkt ein individualisiertes Konzept der kindlichen Förderung durchgesetzt und 

Kinder „trainieren“ nun ihre speziellen Fähigkeiten, ob nun im Musikunterricht oder im 

Sportverein, zunehmends in ihrer Freizeit. Auf der anderen Seite sind die Kinder schwächer in  

dauerhafte soziale Netzwerke eingebunden. (vgl. Specht 1997: 67ff; Löw 2006: 111) Dies bringt, 

wie bereits erwähnt, durchaus „neue“ Probleme und Sorgen für die Kinder und Jugendlichen mit 

sich. Es kommt zu einem Funktionsverlust der Kernfamilie, und gleichzeitig müssen aber durch 

sie neue Integrationsaufgaben geleistet werden. Die Familie wird zu einer „Clearingstelle“. Die 

starke Intimisierung der Kernfamilie und die Kinderzentriertheit führen zu einer Erosion der 

verwandtschaftlichen Sozialverbände und auch zu einer Reduktion der Geschwistererfahrungen 

(Zahl der Einzelkinder nimmt zu). Gleichzeitig sind Verlustangst bzw. Verlusterfahrungen durch 

den stetigen Anstieg von Trennungen bzw. Scheidungen, ein zentrales Element der heutigen 

Kindheit. Sogenannte Mütter- und Väterfamilien werden immer häufiger. Ein weiteres Problem 

stellt die Expansion autonomer medialer Versorgung der Kinder in den eigenen Kinderzimmern 

und die Polarisierungstendenzen bezüglich der familiären Medien-Nutzungsgewohnheiten dar. 

Kinder und Jugendliche werden als eigenständige KonsumentInnengruppe angesprochen und sie 

entwickeln eine Spiel- und Medienkultur, welche eine eigene Erfahrungswelt beinhaltet. Viele 

Kinder sind mit dieser Informationsflut und dieser pluralen Gesellschaft überfordert, genauso wie 

mit den exzessiven Konsummöglichkeiten. Diese vielen Widersprüchlichkeiten mit denen Kinder 

konfrontiert sind sowie die neuen Freiheits- und Entscheidungsräume gehen auch mit einem Verlust 

an Sicherheit einher. Die heutige Kindheit ist reich an konsumierenden Aneignungserlebnissen, was 

auch die Erfahrung des Gebrauchtwerdens hinauszögert. Unabhängig davon sind die Kinder von 

heute auch Mitbetroffene der Krise der Arbeitsgesellschaft. Denn obwohl die Vorstellung einer 

Normalbiographie (Vorbereitung auf die Erwerbsarbeit, Zeit der Produktionstätigkeit und 

Altersphase auf Pensionsbasis) oft kaum umzusetzen ist, hat dieses soziale Konstrukt das 

gesellschaftliche Handeln maßgeblich geprägt. Und so übt sich die Jugend verstärkt in der 

Entwicklung normalbiografischer Lebensentwürfe bzw. berufsbezogener Bildungsentwürfe, auch 

wenn es schwer fällt diese tatsächlich zu verwirklichen. (vgl. Cloer 1998: 76ff; Löw 2006: 107f) 

Kindern wird heute ein Mitspracherecht und ein eigener Wille zugestanden, weshalb es zu einer 

„Biographisierung der Kindheit“ kommt. Kinder sind nicht mehr zwangsläufig in „ihren“ 

traditionellen Milieus vorzufinden, sondern sie gestalten ihre Lebensführung in einem reflexiven 

Umgang im Alltag selbst, auch wenn trotzdem oft milieu- und geschlechtsspezifische Interessen 

dominieren. (vgl. Löw 2006: 112) 

Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund, auf welche diese Thesen nur teilweise 
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zutreffen, haben gerade in Bezug auf die Schule andere bzw. zusätzliche Probleme. Sie stehen 

einerseits zwischen multikulturellen Lebenswelten und monokulturellen Bildungssystemen 

andererseits. Sie sind strukturell benachteiligt und sich dessen auch bewusst. Das Bildungssystem 

„passt nicht“ für MigrantInnen. Erstens werden durch den additiven Aufbau des Bildungswesens oft 

Teile von Migrationsbiographien verschluckt. Zweitens ist die Mehrsprachigkeit ein Sonderfall und 

somit das Recht auf die Muttersprache beschnitten. Drittens fehlt es oft an brauchbaren Konstrukten 

für Männlichkeit. Und viertens hat sich statt monokulturellen Bildungskonzepten noch keine 

Pädagogik der Vielfalt durchgesetzt. (vgl. Schroeder 1998: 102ff)  

Alles in allem geht Ernst Cloer davon aus, dass „Phänomene wie Bildungsverweigerung, 

Schulverdrossenheit, Aggressivität sowie Gewalt als Folge systematischer Zerstörung des 

Selbstwertgefühls“ (Cloer 1998: 74), der Kinder und Jugendlichen gewertet werden kann. 

 

2.5.  Exkurs: Schulqualität 
 

Ausgelöst durch das wachsende öffentliche Interesse am Schulwesen und dem österreichischen 

„PISA-Schock“ rücken verstärkt Qualitätsevaluationen in den Vordergrund und die damit 

verbundene Frage, was eine „gute Schule“ eigentlich ausmacht.  

In diesem Kontext gibt es verschiedene Bezugsgruppen, jene der Eltern, der SchülerInnen sowie der 

LehrerInnen und die Schulleitung, welche diese Frage unterschiedlich beantworten. So ist es den 

Eltern wichtig, dass ihr(e) Kind(er) Spaß in der Schule haben und glücklich sind. Aber auch 

erfolgreich sollen sie sein bei den besten Lernbedingungen, welche ein faires Lehrpersonal und die 

optimalsten Wahlmöglichkeiten miteinschließt. Außerdem ist das Klassenklima ein Thema, sprich 

die Eltern wünschen sich, dass die SchülerInnen untereinander gut „klar kommen“ bzw. generell ein 

harmonisches Zusammenleben. 

Aus der Perspektive der SchülerInnen geht es hauptsächlich um die Qualität des Lehrpersonals. 

SchülerInnen ist es wichtig, dass der/ die LehrerIn einen unterstützt, wenn man etwas nicht versteht, 

oder dass die Lehrkraft die Klasse kontrollieren kann und trotzdem in der Lage ist einen Spaß zu 

verstehen, sich auch zu entschuldigen und alle gleich zu behandeln. Klarerweise ist auch die 

Verhängung von Sanktionen und Strafen ein Thema. 

Die LehrerInnen ihrerseits achten verstärkt auf die Arbeitsplatzbedingungen. Bei ihnen geht es 

hauptsächlich darum, ob die schulische Umgebung als ein Ort wahrgenommen wird an dem es 

angenehm zu arbeiten ist. Ob ein diszipliniertes Klima herrscht und ob alle benötigten Ressourcen 

verfügbar sind, ob man Unterstützung von der Schulleitung und den Eltern erwarten kann und der 
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Freiheitsgrad bezüglich des Treffens von Entscheidungen. 

Die Schulleitung wiederum ist darauf bedacht, dass die Kommunikation zwischen allen Beteiligten 

(Personal, Eltern und SchülerInnen) gut funktioniert. Aber auch die effektive Überwachung des 

Lehrpersonals, ohne dass sich dieses vom Entscheidungsprozess ausgeschlossen fühlt, erscheint 

zentral. Und die nicht zuletzt damit verbundene Frage, wie die Schulleitung von anderen 

wahrgenommen wird. (vgl. Altrichter/ Posch 1999: 1f) 

Es lässt sich also schon an dieser Stelle klar erkennen, dass es eine Vielzahl von Qualitätskriterien 

gibt, welche durchaus in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Rutter et al haben in ihrer 

bahnbrechenden Studie von 1979 folgende Merkmale identifiziert:  
 

➢ eine spürbare Wertschätzung des Lernens und guter schulischer Leistung 

➢ ein klar strukturierter Unterricht 

➢ ein schülerzentrierter Unterricht 

➢ Möglichkeit zur Mitsprache und Übernahme von Verantwortung für die SchülerInnen 

➢ geringe Fluktuation 

➢ enge Zusammenarbeit und Wertkonsens im Kollegium 

 (vgl. Posch/ Altrichter 1999: 2) 
 

„Statt harter, politisch einigermaßen leicht beeinflussbarer Kriterien wurde fast durchwegs 

„weiche“ Qualitätskriterien gefunden, d.h. Kriterien, die eher „atmosphärischen“ Charakter haben 

und wesentlich vom Klima an der Schule geprägt werden.“ (Posch/ Altrichter 1999: 2) Und auch 

Peter Posch und Herbert Altrichter haben in ihrer Studie von 1999 dementsprechende Merkmale 

identifiziert:  
 

➢ positive Leistungserwartung und intellektuelle Herausforderung 

Ein wichtiger Aspekt in „guten“ Schulen ist das „Fördern und Fordern“. Das heißt dass gute 

Leistungen erwartet werden und dies den SchülerInnen auch zu getraut werden. Es geht um eine 

fruchtbare Balance zwischen Hilfestellung und Anforderung. Man orientiert sich an hohen, 

allen bekannten fachlichen und überberuflichen Leistungsstandards. 
 

➢ Hohe Wertschätzung von Wissen und Kompetenz 

Eine Schule muss ihren SchülerInnen klar machen können wie wichtig Wissen ist. 
 

➢ Mitsprache und Verantwortungsübernahme durch SchülerInnen 

„In guten Schulen werden SchülerInnen explizit als „MitproduzentInnen“ schulischer 

Leistungen angesehen.“ (Altrichter/ Posch 1999: 3) 
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➢ Wertschätzende Beziehungen zwischen Leitung, LehrerInnen und SchülerInnen 

Dieser Aspekt dürfte einer der wichtigsten in puncto Qualitätsmerkmale guter Schulen sein, 

denn ein respektvoller Umgang miteinander birgt auch Verantwortung für das eigene Verhalten 

in sich, will man doch die erkämpfte Anerkennung nicht wieder verlieren.  Dementsprechend 

sollte der Umgangston respektvoll, höflich und von gegenseitiger Achtung bestimmt sein. 
 

➢ Aushandlung und konsequente Handhabung von Regeln 

„Gute“ Schulen zeichnen sich dadurch aus, dass sie ihre schulinternen Regeln, wenn möglich, 

mit allen Schulakteuren abklären, dafür dann aber auch auf Regelbrüche sofort eingegangen 

wird. 
 

➢ Reichhaltiges Schulleben und vielfältige Entfaltungsmöglichkeiten für LehrerInnen und 

SchülerInnen 

Das Motto sollte lauten: „Vieles ist möglich“ und entsprechender Raum für Initiativen sollte 

gegeben sein. 
 

➢ Eine kooperative, aber deutlich wahrgenommene und zielbewusste Schulleitung 

Immer mehr Publikationen zum Themenkomplex Schulentwicklung weisen darauf hin, dass 

eine „gute“ Schulleitung oberste Priorität haben sollte. Der Anspruch ist eine Schulleitung, die 

den Balance-Akt zwischen Konsens und Führung mit dem übergeordneten Blick auf die 

pädagogischen Interessen gut bewerkstelligt. 
 

➢ Zusammenarbeit und Konsens im Kollegium 

Dieser Aspekt ist so wichtig, weil die Schulqualität in engem Zusammenhang mit der 

Arbeitszufriedenheit der LehrerInnen steht und die Arbeitszufriedenheit der Belegschaft 

wiederum dran hängt, wie gut sich das Kollegium untereinander versteht. Das heißt auch, dass 

sich das Lehrpersonal bezüglich der prinzipiellen Zielorientierungen der Schule einig sein 

sollte. 
 

➢ Einbeziehung der Eltern 

„Gute“ Schulen sind ihrem sozialen Umfeld gegenüber offen und sehen alle Beteiligten als 

PartnerInnen. 
 

➢ Schulinterne LehrerInnenfortbildung 

Ein weiteres Qualitätsmerkmal sind schulinterne Strategien für die Fortbildung und 

Weiterbildung des Lehrkörpers, welche auch auf das Schulprofil abgestimmt sind. 
 

       (vgl. Posch/ Altrichter 1999: 3ff) 
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Noch einmal zusammengefasst heißt das, dass die Schulökologie, das Schulklima, die 

Partizipationsmöglichkeiten und die LehrerInnenprofessionalität entscheidende Prädikatoren für die 

Schulqualität sind. (vgl. Melzer/ Adomat 1998: 52f) Folgende Grundaussage bleibt also weiter 

bestehen:  „Das Ethos einer Schule – ein Konglomerat von auf den ersten Blick ziemlich 

schwammig erscheinender Prozessmerkmale – steht mit der Qualität einer Schule in der Regel in 

engerem Zusammenhang als so manche „harte“ Input-Faktoren.“ (Altrichter/ Posch 1999: 5) Das 

Schulethos wird von Ferdinand Eder, als die „Art und Weise wie eine bestimmte Schule ihre 

Erziehungs- und Unterrichtsarbeit wahrnimmt (= Schulklima), aber auch die Einstellungen, 

Haltungen und Normen, die an einer Schule gelten (= Schulkultur)“ (Eder 1996: 15) definierte. Das 

Schulklima ist also „die von den Betroffenen (Schüler, Eltern, Lehrer) wahrgenommenen 

spezifischen Konfiguration wesentlicher Merkmale des erzieherischen Verhältnisses zwischen 

Lehrern und Schülern, des Verhältnisses der Schüler untereinander sowie erzieherisch bedeutsamer 

kollektiver Einstellungen und Verhaltensbereitschaften von Lehrern und Schülern innerhalb der 

jeweiligen Lernumwelt.“ (Eder 1996: 26) Primär, so die Erkenntnis hängt die Schulqualität nicht 

von der Systemstruktur, sondern von schulinternen Variablen ab. (vgl. Ipfling 1998: 33) 

Schulklima-Unterschiede von verschiedenen Schultypen, wie Hauptschule und Gymnasium, lassen 

sich als Unterschied zwischen Institutionen mit verschieden hoch befähigten SchülerInnen fest 

machen. Umgekehrt hat das Schulklima, wie bereits erwähnt, Auswirkungen auf die Leistungen, die 

Einstellung zur Schule und zum Unterricht, das Verhalten in der Schule bzw. im Unterricht, die 

Merkmale des Selbstkonzepts (z.B.: Selbstbewusstsein), die psychische Belastungen durch die 

Schule und die Interessen bzw. Motive. (vgl. Eder 1996: 67ff) 
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3. Schulautonomie 
 

Die Schulautonomie hat, vor allem in Europa, eine lange Geschichte. Die ursprünglichen 

Grundwerte des Konzeptes waren die Menschenwürde, Menschenrechte und Toleranz. Erst im 20. 

Jahrhundert kam der Demokratie-Gedanke hinzu. Unabhängig von diesen edlen Grundwerten, soll 

aber auch an dieser Stelle erwähnt sein, dass die Schulautonomie schon immer das Potential in sich 

trug für inhumane Ziele missbraucht werden zu können. 

Treibende Kräfte in Bezug auf die Geschichte der Schulautonomie waren hauptsächlich 

Einrichtungen, die außerhalb der Kirche und des Staates die „Norm“ bestimmten. Das die 

Bildungsgeschichte trotzdem kaum in Berührung kam mit der Praxis von Schulautonomie liegt an 

der Rolle des modernen Staates. Denn der moderne Staat, egal in welcher Variante, sei es 

absolutistisch, liberal oder demokratisch, ist Gründer und Gestalter des Schulwesens. (vgl. Mitter 

1997: 47f) „Der Staat erscheint als die steuernde Instanz, welche Schulen gründet und diese „von 

oben“, das heißt mittels ihrer zentralen Organe, aufrechterhält und kontrolliert.“ (Mitter 1997: 48) 

Doch gerade in Bezug auf diese Handlungsweise kam es zu einem Paradigmenwechsel und zwar 

weg von dieser zentralen Regelung hin zu Dezentralisierung, Deregulierung und Autonomie. Eine 

Debatte die im westlichen Europa seit zwei Jahrzehnten geführt wird und wo langfristige 

Planungen, Koordination und öffentliche Kontrolle des Bildungswesen durch eine staatliche 

Gesamtaufsicht ablehnt wird. Problematisch, muss hier angemerkt werden, dass die stimulierenden 

Faktor aus den Vereinigten Staaten von Amerika bezüglich Schulautonomie in Europa kaum 

hinterfragt werden. Tatsache ist jedoch, dass die „Autonomie von Schulen“ DAS bildungspolitische 

Wort der letzten Jahre ist. (vgl. Mitter 1997: 49ff) In Österreich selbst hat die Autonomie-

Diskussion relativ spät eingesetzt (ca. ab 1988). Dabei war sie zu Beginn eher auf Wien und die 

Steiermark konzentriert und wurde auch eher unpolitisch geführt. Zentral waren in Österreich sechs 

Zugänge: 
 

➢ Marktwirtschaft und Wettbewerb 

➢ Demokratisierung (innere wie äußere) 

➢ Zurückdrängungen des Parteieneinflusses 

➢ Verwaltungsvereinfachung 

➢ Pädagogische Initiativen von unten 
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➢ regionale Lösungsprobleme  

(vgl. Sertl 1993: 88f) 

Wie wird/ wurde aber die Notwendigkeit von autonomeren bzw. autonomen Schulen tatsächlich 

begründet? Die heutigen westlichen Gesellschaften unterliegen einem ständigen gesellschaftlichen 

Wandel, welcher spezifischen Indikatoren unterworfen ist. Einer dieser nicht zu verleugnenden 

Indikatoren, ist die Tatsache, dass mit zunehmender Geschwindigkeit neue Denk- und 

Handlungsmöglichkeiten entstehen, welche die Lebensvollzüge immer komplexer werden lässt. 

Weiters erleichtert sich der Zugang für einen Großteil der Menschen durch „kognitive Prothesen“ 

wie dem Computer, der Bildplatte, dem Elektronenmikroskop, usw. zu exogenen Informationen. 

Das Wissen ist also nicht mehr an menschliche Ziele gebunden, es verhält sich geradezu umgekehrt.  

Alternativ hat sich, wie an anderer Stelle schon ausgeführt, die Meinung herausgebildet, dass eben 

dieser neuen Komplexität mit Dezentralisierung begegnet werden muss und die technische 

Rationalität durch eine reflexive Grundhaltung ersetzt bzw. ergänzt werden muss, um den 

Betroffenen selbst die Möglichkeit zu geben Einfluss zu nehmen. In Anbetracht solcher 

gesellschaftlichen Entwicklungen scheint dem Bildungswesen eine besonders gewichtige Rolle zu 

zukommen. Da es die Menschen befähigen soll mit dieser Komplexität umgehen zu können sowie 

Initiativen und Entscheidungen zu treffen. Es geht darum die Macht und die Verantwortung auf die 

BürgerInnen zu übertragen. (vgl. Posch/ Altrichter 1993: 62ff) Aus diesen Überlegungen ergibt sich 

für Peter Posch und Herbert Altrichter die Notwendigkeit von Schulautonomie um die konstruktive 

Weiterentwicklung des Schulsystems zu gewährleisten. (vgl. Altrichter 1998. 25) Und so kam es in 

der Schulentwicklungspolitik zu diesem bereits angesprochenen Paradigmenwechsel von einer 

Makropolitik hin zu einer Mikropolitik. Die Gesamtsystem-Strategien der 1970er Jahre gingen 

davon aus, dass Innovationen für alle Schulen gleichermaßen anwendbar sind. Doch schon bald 

erkannte man, dass Schulen starke Tendenzen zeigten Lösungsvorschläge nicht einfach zu 

übernehmen sondern zu adoptieren. Hans-Günter Rolff führt dies darauf zurück, dass Änderungen 

in Schulen komplexe politische, ideologische, soziale, organisatorische und pädagogische 

Entwicklungsprozesse sind und ihrer eigenen Dynamik folgen. Dementsprechend erscheinen 

standardisierte Lösungsansätze als wenig sinnvoll. Posch geht dementsprechend davon aus, dass 

Lösungen eben nur dann sinnvoll, wenn diese: 
 

➢ Handlungsspielräume zugestehen 

➢ den Beteiligten Glaubwürdigkeit zutrauen 

➢ Verantwortung übertragen 

(vgl. Becker 1996. 31ff) 
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Die große europäische Diskussion rundum die Schulautonomie kann also als Gegenreaktion auf die 

Welle der „großen Reformen“ verstanden werden. (vgl. Mitter 1997: 49f) Aus der Perspektive der 

LehrerInnen hingegen entstand der starke Eindruck, dass die Einführung der Schulautonomie 

aufgrund des Versagens der Zentralstellen zustande kam und dadurch „bloß“ die Verantwortung 

„nach unten“ abgeschoben wurde. (vgl. Becker 1996: 241ff)  

„Kern der Autonomiedebatte ist (..) (also) die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen der Schule 

und den staatlichen Steuerungsorganen, der Schulaufsicht und der Schulverwaltung.“ 

(Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stifung 2002: 4) Das Ziel ist es die zentralistische 

Verwaltung auf die Schulen zu übertragen und die Rechtspersönlichkeit auf alle Schulen 

auszudehnen, um somit „die Qualität der Schulen im Hinblick auf pädagogische und wirtschaftliche 

Effizienz“ zu steigern. Die Schule wird nun als Dienstleistungsbetrieb verstanden. 

Dementsprechend müssen die Schulen die Möglichkeit besitzen materielle und personelle 

Ressourcen flexibler einzusetzen, um standortangemessene Angebotsschwerpunkte und 

Schulprofile zu initiieren. Optimistischerweise wird angenommen, dass dies eine stimulierende 

Wirkung haben wird. Erstens erhofft man sich mehr Eigenaktivität und ein wachsendes 

Bewusstsein für Selbstverantwortlichkeit, was das pädagogische Handeln und auch die Qualität des 

Unterrichts betrifft. Zweitens soll die innerschulische Kommunikation, Diskussion und Kooperation 

angeregt und dadurch intensiviert werden. Drittens soll die Diskussion bezüglich „moderner“ 

Lernformen ebenfalls verstärkt werden. Darüber hinaus soll durch die schulautonomen Maßnahmen 

die Selbstreflexion der Schule über ihre „gesellschaftlichen Aufgaben“ erhöht werden. (vgl. Specht 

1997: 150) Im Sinne der Qualitätsentwicklung sollen innovative Impulse gestärkt werden und die 

Autonomie von Schulen, so die Überzeugung der Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung, 

kann hierfür ein wesentlicher Hebel sein um dies in Gang zu setzen. Der Staat sollte 

dementsprechend nur Vorgaben in Bezug auf die Rahmenbedingungen, die Qualitätssicherung und 

die Sicherung von Vergleichbarkeit, initiieren. Der Zweck von Schulautonomie in diesem Sinn ist 

also die Qualitätssicherung bzw. -steigerung der einzelnen Schule, indem die Schule sich vom 

bloßen Objekt administrativen Handelns zum Subjekt, welche Änderungsprozesse (ein)leitet, 

wandelt.  (vgl. Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung 2002: 4ff) 

Generell entspricht die gegenwärtige Entwicklung des Bildungssektors einem 

gesamtgesellschaftlichen Trend zur Differenzierung und Individualisierung. (vgl. Melzer/ Adomat 

1998: 41) Weshalb Christian Dorninger diesbezüglich vom „Surfen auf dem Zeitgeist“ spricht, 

welcher eben auf eine generelle Ausweitung der eigenen Spielräume abzielt. (vgl. Dorninger 1991) 
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3.1.  Theoretische Begründungen der Schulautonomie 
 

Politikwissenschaften 

Den Politikwissenschaften geht es primär um die Demokratisierung der Gesellschaft. Sie geht 

davon aus, dass eine Demokratie von der Mitbestimmung der BürgerInnen in allen Bereichen lebt. 

Der Autonomiekontext ist hier die neue Verteilung von gesellschaftlicher Verantwortung und quasi 

der „Wille des Volkes“, welcher auf ein durch die Demokratie gewachsenes Selbstbewusstsein der 

BürgerInnen anspielt. Auch in den sozialdemokratischen Bildungsprogrammen ist/ war diese 

Demokratisierung mit Fokus auf Chancengerechtigkeit, Minderheitenschutz und sozialem 

Ausgleich, immer ein wesentliches Element. Auch die Österreichische Volkspartei (ÖVP) und 

„unabhängige“ LehrerInnenbewegungen fordern eine Erhöhung der Selbstbestimmung bzw. mehr 

Mitentscheidungsrecht für das LehrerInnenkollegium. (vgl. Sertl 1993: 88ff; Bildungskommission 

der Heinrich-Böll-Stiftung 2002: 8) Fakt scheint zu sein, dass die zentralistisch-administrativen 

Reformvorschläge sowie sie in den 70er und 80er Jahren umgesetzt wurden, gescheitert sind. 

„Gegen den Willen der Eltern und der unmittelbar Beteiligten lassen sich offensichtlich keine 

schulischen Absichten durchsetzen.“ (Weißhaupt/ Weiß 1997: 28) Dieser demokratischen 

Legitimierung bildungspolitischer Maßnahmen durch die Eltern wurde in Österreich durch die 

Stärkung der Schulpartnerschaft Rechnung getragen. (vgl. Bachmann et al 1996: 29) 

Dementsprechend ist auch ein umdenken in der Schulqualitätsforschung erkennbar, wo plötzlich die 

Einzelschule als „pädagogische Handlungseinheit“ in den Mittelpunkt gerückt ist. Deshalb soll der 

Einzelschule auch die Möglichkeit zur Selbstbestimmung gegeben werden um so 

Schulprofilbildungen zu ermöglichen und einen Raum für inter-institutionellen Wettbewerb zu 

schaffen. Auch hier steht die Hoffnung im Vordergrund, dass durch diese Partizipation 

Selbstgestaltungskräfte aktiviert werden, was durchaus auch ein umstrittener Ansatz ist. Aber auch 

die Auffassung, dass der Staat nicht in erster Linie für die Gestaltung von Bildungseinrichtungen 

verantwortlich ist, sondern es seine Aufgabe die Information, Beratung, Herstellung von 

Transparenz und Aufsicht sei, schwingt hier mit. 

  

Verwaltungswissenschaften 

Für die Verwaltungswissenschaften geht es um die gesellschaftliche Selbstverwaltung, weshalb sie 

fordert, dass das Schulwesen nach dem Human-Relation-Modell arbeitet und nicht wie bisher nach 

dem klassischen Bürokratiemodell. Im wesentlichen handelt es sich um eine klassische 

Bürokratiekritik. Die Schulautonomie soll also die Tendenz verringern „alle schulischen Probleme 
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und potentiellen Schwierigkeiten juristisch zu regeln und erlassmäßig mitzuteilen.“ (Sertl 1993: 

110) Dieser Ansicht nach hat das viererlei Konsequenzen. Erstens soll eine primäre Orientierung 

am Unternehmenszweck stattfinden. Zweitens sollte es zu einem professionalisierten Handeln der 

LehrerInnen kommen und auch  zu einer intensiveren Zusammenarbeit dieser untereinander. Und 

viertens verändert sich die Organisationsentwicklung und zwar hin zu einer selbstbestimmten 

Schule. (vgl. Weißhaupt/ Weiß 1997: 29) Das primäre Ziel liegt hier also in einer 

Verwaltungsvereinfachung und einer damit einhergehenden Effizienzsteigerung.  

 

Pädagogik 

Für die Pädagogik steht in Bezug auf die Schulautonomie die Erziehung zur Demokratie im 

Vordergrund. Sie geht davon aus, dass man Demokratie nicht durch theoretisches Wissen 

vermitteln kann. Die SchülerInnen müssen praktische Erfahrungen in einer demokratisch verfassten 

Schule sammeln um zu Demokraten zu wachsen. (vgl. Weißhaupt/ Weiß 1997: 31)  

Hier angesprochen wird auch der Aspekt, dass es zu einem neuen Verständnis schulischen Lernens 

kommen solle. Es geht um die Herausbildung einer dynamischen Kultur des Lehrens und Lernens, 

in welcher Wissen konstruiert statt „nach gebetet“ wird, wo unterschiedliche vielleicht sogar 

widersprüchliche Wissensquellen thematisiert werden, wo kooperative Prozesse durch weniger 

strukturierte Situationen entstehen können, wo statt einer statischen eine dynamische Werthaltung 

vorzufinden ist und es zu einer eigenständigen Gestaltung der institutionellen Kultur kommt. (vgl. 

Posch/ Altrichter 1993: 70ff)   

 

Ökonomie 

Die Ökonomie sieht die Schule als Betrieb. Rudolf Richter geht seinerseits davon aus, dass der 

Staat die Schulautonomie entdeckt hat um leicht Geld zu sparen. Durch Erhöhung der 

Wirtschaftlichkeit und/ oder Effektivität des Ressourceneinsatzes soll das Verhältnis zwischen 

Aufwand und Ertrag optimiert werden. Man erwartet sich auch, dass sich dadurch ein erhöht 

kostenbewusstes Verhalten einstellt, da es zu einer erhöhten Kostentransparenz und wirtschaftlichen 

Umgang mit Ressourcen kommt. (vgl. Weißhaupt/ Weiß 1997: 40) Solche Überlegungen kommen 

vor allem wegen der vermeintlich prekären Situation der öffentlichen Haushalte ins Spiel. Vor 

allem drei Prinzipien charakterisieren diese Neuorientierung: 
 

➢ Kundenorientierung 

➢ Leistungsorientierung 

➢ Kostenorientierung 
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In Österreich strebte erstmals die Österreichische Volkspartei (ÖVP) diesbezüglich einschlägige 

Überlegungen an. Dabei standen folgende Punkte im Vordergrund: 
 

➢ Wettbewerbs- und Marktorientierung 

➢ Subjektförderung (durch Schulchecks) 

➢ externe Leistungsmessung 

➢ leistungsorientiertes Personalsystem 

➢ inhaltlich/ organisatorische, personelle und finanzielle Autonomie 

➢ Schule als Dienstleistungsbetrieb 

➢ Schulen als Konkurrenten am Markt 
 

Auch die Wirtschaft ist diesem Ansatz angetan und fordert sogar eine Vollprivatisierung. Das Ziel 

dürfte hier sein, dass sich für die begabtesten 10% Eliteschulen herausbilden, während alle anderen 

zu guten ArbeiterInnen bzw. Angestellten ausgebildet werden sollen. Das heißt, dass die 

Bildungseinrichtungen eben in einen Wettbewerb untereinander treten sollen. Dadurch wird die 

Selektionsaufgabe, durch Rankings der Schulstandorte, externalisiert. Dies wiederum soll die 

Leistungsfähigkeit bzw. Qualifizierungsfunktion und Sicherung der Chancengleichheit 

gewährleisten. (vgl. Dorninger 1991: 21ff) John Chubb und Terry Moe (1990), welche Befürworter 

radikaler Autonomiekonzepte sind, gehen weiters davon aus, dass durch diese markt-ähnliche 

Wettbewerbssituation zu einem systemweiten Anstieg des Leistungsniveaus kommt. (vgl. 

Weißhaupt/Weiß 1997: 37f) 

Grundlage alle dieser Überlegungen ist der Humankapitalansatz, welcher grundsätzlich davon 

ausgeht, dass die Chancen einer Volkswirtschaft im internationalen Vergleich auch immer abhängig 

sind vom Bildungsstand der Bevölkerung. Weshalb schon Adam Smith 1776 darauf pochte, dass in 

eine gesteigerte Geschicklichkeit des Arbeiters investiert werden muss. In der Bildungsökonomie 

geht es also um die Frage wie viel Bildungsausgaben nötig sind um ein maximales 

Wirtschaftswachstum zu erreichen. Der Bildungsbegriff selbst dreht sich hier nur noch 

ausschließlich um die Arbeitskräftequalifizierung ohne jedlichen reflexiv-emanzipatorischen 

Grundgedanken, sprich es kam zu einer grundlegenden Deformierung des Bildungsbegriffes: 
 

➢ Bildung als bloßer Erwerb von brauchbaren Qualifikationen 

➢ Institution Schule zur Auslese und Sozialisation  

➢ Bildung als Mittel für soziales Ansehen und Fortkommen 
 

Diese Dominanz des ökonomischen Denkens ist in Anbetracht des Siegeszuges des Kapitalismus, 

wo das Leben und die Arbeit fast ausschließlich der ökonomischen Rationalität unterworfen sind, 
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wenig verwunderlich. Sind doch in unserer Gesellschaft die Leistungsfähigkeit und die 

Leistungswilligkeit (z.B.: der Wille zum Lebenslangen Lernen) auf einem Markt wo jeder mit 

jedem konkurriert der Schlüssel zum Erfolg. (vgl. Riboltis 1991: 42ff)  

 

Regionalisierung 

Kern dieses Aspektes ist die Schaffung eines Schulprofils. Angelehnt an den ökonomischen 

Gedanken könnte auch von einem Unternehmensprofil gesprochen werden. Schulprofilierung 

bedeutet in diesem Kontext: „Der Versuch von Einzelschulen, die erweiterten 

Gestaltungsspielräume (..) dazu zu nutzen, schulspezifische Angebote und sonstige 

Leistungsmerkmale auszuformulieren und zu realisieren, die sie kenntlich und attraktiv für 

spezifische Zielgruppen von SchülerInnen und Eltern machen. (Altrichter et al 2006: 1) Denn jede 

Schule hat ihre eigenen Probleme, Schwächen und Stärken, weshalb es sinnvoll erscheint jede 

Schule ihren eigenen Weg gehen zu lassen. (vgl. Becker 1996: 45) Laut Posch und Altrichter muss 

sich eine „gute“ Schule durchwegs mit den Leitideen und den Zielen sowie der Herausarbeitung 

von Entwicklungsprioritäten auseinandersetzen. Dies erzeugt hohe Anforderungen in einer 

ermutigenden und freundlichen Atmosphäre und wirkt außerdem ästhetisch ansprechend auf die 

Umwelt. (vgl. Posch/ Altricher 1991: 17) In letzter Konsequenz fordert die Kommission der 

Heinrich-Böll-Stiftung, die Öffnung der Curricula für aktuelle Problemstellungen, um so imstande 

zu sein die regionalen, kulturellen, wirtschaftlichen, natürlichen und sozialen Gegebenheiten 

einzubeziehen und entsprechende Schwerpunkte setzen zu können. (vgl. Kommission der Heinrich-

Böll-Stiftung 2002: 8) 

 

Soziologie 

Die Soziologie sieht ihre Aufgabe bezüglich des Bildungswesens in der Optimierung der 

Erziehungs- und Unterrichtsfunktion der Schule (nach Fend 1994). Geht es in diesem Kontext um 

den Autonomiebegriff unterscheidet die Soziologie zweierlei und zwar zwischen der Autonomie 

des Erziehungssystem und der Autonomie des/ der PädagogIn. Gleichzeitig hat sie auch, dass sich 

gewandelte Selbstverständnis von Schulentwicklung erkannt. Der Fokus liegt heute auf der 

Einzelschule und eben weg von zentralen politischen Vorgaben. Die „Pädagogische Freiheit“ wurde 

zum Funktionsprinzip der Schule, aber in einem zentral vorgegebenen Rahmen. Das heißt es geht 

um die Frage, wie die Schule allgemeine, gesellschaftlich vorgegebene Ziele „trotz“ der konkreten 

Interessen, Bedürfnissen und Möglichkeiten der Lehrenden und Lernenden vermitteln kann. 

(Weißhaupt/ Weiß 1997: 29ff) Hauptfokus der Bildungssoziologie liegt jedoch auf dem 

Themenkomplex „Bildung und Herstellung von sozialer Ungleichheit“. Weshalb sich in puncto 
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Schulautonomie, ein Konzept dem unter anderem die Idee eines „wettbewerbgesteuertem 

Bildungsmarkt“ zugrunde liegt, eine Vielzahl spannender Fragen aufwirft. Fragen die in dieser 

Arbeit aufgegriffen werden.  

 

3.2.  Theoretische Vor- und Nachteile der Schulautonomie 
 

3.2.1.  Die Lösung aller Schulprobleme 
 

Entwicklung des Bildungswesens und Qualitätssicherung bzw. -steigerung 

Aus der Sicht der Befürworter der Schulautonomie sind die großen Reformen gescheitert, weshalb 

auch deren Herangehensweise, nämlich die gesamtstaatliche Steuerung, in Frag zu stellen ist. Man 

verspricht sich durch die Schulautonomie, dass nun jene Kompetenzen vermittelt werden können, 

welche auch wirklich gefragt sind. Dementsprechend lautet der Anspruch, dass die Lehrinhalte 

aktuell, berufsnützlich und zukunftsträchtig sein sollen, was mit zentral gesteuerten 

Schulentwicklungsansätzen nicht funktioniert. Und so wird der Ansatz der Schulautonomie als 

Notwendigkeit erachtet um das Schulsystem, angesichts der gesellschaftlichen Entwicklungen, 

konstruktiv weiterzuentwickeln. Sie wird zu einem wesentlichem Hebel um Qualitätsentwicklungen 

in Gang zu setzen, auch deshalb, weil diese Konzept vorsieht, dass die Schulen nun 

Programmplanungen vornehmen müssen, sprich gezwungen sind sich intensiv mit der Zukunft 

auseinander zu setzen. Auch diese Aufwertung der lokale Verantwortung soll Qualitätssteigerungen 

implizieren. Jene Vertreter der „radikalsten Auslegung“ gehen sogar davon aus, dass es durch die 

markt-ähnliche Wettbewerbssituation zu einem systemweiten Anstieg des Leistungsniveaus kommt. 

Außerdem gehen viele BefürworterInnen davon aus, dass durch die erhöhte Autonomie das 

Innovationspotentials der LehrerInnen angekurbelt wird, genauso wie sie zu einer gesteigerten 

Motivation und einer verbesserten Moral im Lehrkörper führen soll. Mit dem einher geht auch 

einen Stimulation in Richtung unterrichtsbezogener Innovationen, was wiederum die Motivation 

der SchülerInnen erhöhen soll. Zusätzlich könnten so alle Betroffenen nun Erfahrungen sammeln 

bezüglich neuer Formen der Verbindung von Individualität und Gemeinschaftlichkeit an konkreten 

Projekten der Zukunftsbewältigung. 
 

Flexibilität 

Der Argumentationspunkt der Flexibilität geht klarerweise eng mit der Qualitätssicherung bzw. -

steigerung einher. Durch die schulautonomen Maßnahmen kann die technische Rationalität durch 
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die reflektive Rationalität ergänzt werden.  

Die „alte“ Philosophie hinsichtlich der Schulverwaltung geht davon aus, dass allgemeine Lösungen 

für praktische Probleme gefunden werden können, welche nahe zu ausschließlich in der Theorie 

entwickelt werden. Die „technische Rationalität“ sieht den/ die LehrerIn ergo als „ausführenden 

Beamten“ und nicht als „ForscherIn“, was die „reflektive Rationalität“ tut. Hier wird davon 

ausgegangen, dass sich für komplexe, praktische Probleme keine Lösungen vorwegnehmen lassen. 

Es geht um die Vielfalt von Lösungen und das zugestehen von Handlungsspielräumen. (vgl. Posch/ 

Altrichter 1993: 75ff; Dorninger 1991: 21ff) In dieser strukturellen Flexibilität sieht man die einzige 

Strategie um „schnell genug“ auf den postulierten gesellschaftlichen Wandel reagieren zu können. 

Insoweit liegt es klarerweise auf der Hand, dass an dieser Stelle der Abbau des bürokratisch-

politischen Reglementierungskonglomerats gefordert wird.  
 

Kosteneffizienz 

Der Abbau bzw. die Vereinfachung des Verwaltungsaufwandes bedeutet natürlich auch für die 

Fürsprecher Kostenersparnisse. Auch deshalb weil es nun die Einzelschule selbst ist, welche selbst 

über ihre Mittel verfügen kann und dementsprechend auch selbst verantwortlich ist. Denn so eine 

Pauschalfinanzierung ermöglicht Verantwortungsübernahme bezüglich finanzieller 

Angelegenheiten. Dies soll zu einem kostenbewussten Verhalten, als Folge der erhöhten 

Kostentransparenz und einem wirtschaftlicherem Umgang mit Ressourcen, führen. Das inkludiert 

auch, dass bisweilen davon ausgegangen wird, dass sich das Kollegium über die Unkosten einer 

Schulbetreibung kaum im Klaren ist, und deshalb zu sorglos mit den Ressourcen umgangen wird.  

Gleichzeitig ist man sich einig, sieht man von den BefürwortInnen der „radikalsten Ausprägungen 

ab, dass autonome Handlungsspielräume für Schulen nur im Rahmen einer finanziellen 

Abgesichertheit eröffnet werden dürfen. 
 

Öffnung der Schulen und Demokratisierung 

Mit dem Konzept der Schulautonomie werden auch die gesellschaftlichen Trends in Richtung 

Demokratisierung, Dezentralisierung und Deregulierung aufgegriffen. Das heißt, dass sich die  

Schule für Einflüsse aus anderen gesellschaftlichen Gruppen öffnen und diese Beziehungen zur 

Außenwelt intensivieren soll. Man erhofft sich, dass Eltern- und SchülerInnenwünsche stärker 

berücksichtigt werden und dass die schulischen Entscheidungsprozesse demokratischer werden. 

Denn die Fähigkeit und Bereitschaft, an der Gestaltung der beruflichen, öffentlichen und privaten 

Verhältnissen verantwortlich zu sein, findet anscheinend zunehmends Verbreitung. 

Davon würden, so die BefürworterInnen, auch die Schulen profitieren. Erstens, weil die Öffnung 
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der Schulen zur Erschließung regionaler Ressourcen führt und gleichzeitig so auch die Region 

beeinflusst werden kann. Zweitens wird „lokales Wissen“ durch die SchülerInnen generiert. 

Drittens verbessert sich oft das Image einer Schule, da die Eltern bzw. das Umfeld 

Schwerpunktklassen oft als Aufwertung empfinden. 

Aber nicht nur auf regionaler Ebene sollen sich die Schulen öffnen, sondern auch hinsichtlich der 

internationalen Vergleichbarkeit der Qualifikationen. 
 

Vielfalt im Bildungsangebot 

Die Schulautonomie ermöglicht eine spezielle Profilbildung jeder einzelnen Schule, wovon sich die 

BefürworterInnen eine Erhöhung der Vielfalt des Bildungsangebotes versprechen. Nun kann 

leichter auf die Interessen und Begabungen der SchülerInnen eingegangen werden, was die 

Motivation aller Beteiligten erhöhen soll.  
 

(vgl. Altrichter et al 2006: 3ff; Altrichter 1998: 21ff; Becker 1996: 107ff; Bildungskommission der 

Heinrich-Böll-Stiftung 2002: 6ff; Eder et al 2000: 1ff; Hajek 1991: 8ff; Landerner 1998: 77ff; 

Mitter 1997: 47ff; Posch/ Altrichter 1993: 61ff; Posch/ Altrichter 1991: 8ff; Ribolits 1991: 42ff;    

Weißhaupt/ Weiß 1997: 27ff) 

 

3.2.2.  Das Ende der Chancengleichheit 
 

Reduktion der Integrationsfunktion 

Die KritikerInnen oder zumindest ZweiflerInnen gehen davon aus, dass sich durch die Distanz 

zwischen Staat und Bildungseinrichtung die Bereitschaft Probleme zentral zu lösen verringert. Die 

Schule auf sich allein gestellt und gemessen an Anmeldungs- und SchülerInnenzahlen muss quasi 

eine sinkende Sensibilität gegenüber den sozialen Problemen in Kauf nehmen. Das heißt, dass in 

Bezug auf den Umgang mit „verhaltensauffälligen“ bzw. „besonderen“ SchülerInnen nun, statt dem 

Kooperationsmodell, wo die Schule die Aufgabe übernimmt, oder dem Integrationsmodell, wo alle 

jeweiligen BerufsvertreterInnen in den Prozess inkludiert werden, das Ausschlussmodell bevorzugt 

wird, wo sich die Schule eben zurückzieht. (vgl. Becker 1996: 211) Weshalb sich das Potential der 

sozialen Auslese erhöht. Eine logische Weiterentwicklung, wenn ein Konzept der 

wettbewerbsgesteuerten Mittelzuweisung verfolgt wird. Die Schulen konkurrieren nun um das 

Klientel, denn mit jedem/ jeder SchülerIn erhöhen sich die zugewiesenen Mittel. Dies macht 

natürlich Kooperationen, vor allem mit dem gleichen Schultyp schwer. 

Für die KritikerInnen ist klar, dass solche Märkte zu einer Vergrößerung bestehender 
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Chancenungleichheiten und Leitungsdisparitäten tendieren. Diese verstärkte soziale Segregation 

lässt sich auch durchwegs in Ländern mit einer stark ausgeprägten Schulautonomie, wie England, 

gut beobachten. Gleichzeitig tut sich die Frage auf, ob die „Schulautonomie“ von einem 

marktgesteuertem Bildungssystem überhaupt zu trennen? 
 

Der Staat als eigentlicher Verantwortungsträger hat versagt 

Dies impliziert auch, dass die Betroffenen die Schulautonomie als ein Abschieben von 

Verantwortung „nach unten“ bzw. Verlagerung von Entscheidungskompetenzen interpretieren. Das 

heißt die Schulautonomie wird als Versagen der zentralen Stellen gewertet, vor allem von Seiten 

der LehrerInnen. Immerhin kam die Idee der Schulautonomie „von oben“ und es wirkt als reiche die 

Autonomie nur so weit wie es für die Behörden bequem ist. 

Andere argumentieren, dass es generell der Staat sein sollte, welcher die Gesamtverantwortung für 

die Schule übernehmen muss, genauso wie es die Pflicht des Staates ist eine angemessene 

Finanzierung vorzunehmen. Andernfalls wird die Gefahr der Vernachlässigung überregionaler, 

nationaler und supranationaler Postulate konstatiert und auch, dass die ästhetischen Bereiche, 

aufgrund der geforderten Effizienzsteigerung, gekürzt werden. 

KritikerInnen weisen darauf hin, dass die Schule an und für sich dem Grundsatz der 

Gleichbehandlung vor dem Gesetz und dem Grundsatz der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 

unterliegt. Und zwar nicht ohne Grund. Denn viele Akte der Schule sind hoheitliche, öffentlich-

rechtliche Akte, wie die Notenvergabe oder die Verteilung von  Zutrittsberechtigungen. Das macht 

die Schule in Zeiten der vermeintlichen Wissensgesellschaft quasi mit zu einer 

Distributionseinrichtung für Lebenschancen. Auch wenn in diesem Kontext anzumerken ist, dass 

die Entwicklung weg von der Monopolstellung der Schule geht und auch sie sich zunehmends an 

außerschulischen Standards, vorgegeben von privaten (Erwachsenenbildungs)Einrichtungen 

orientieren muss. Das beste Beispiel hierfür ist der europäische Computer-Führerschein (ECDL). 

Trotzdem geht es um die Verteilung von Lebenschancen, weshalb sich der (Sozial)Staat, wenn er 

Chancengleichheit auf der Agenda hat, nicht zurückziehen darf. 

Hinzu kommt auch die Sorge, dass es zu einer Entprofessionalisierung sowie Entpädagogisierung 

kommt, wenn Nicht-LehrerInnen bzw. Nicht-PädagogInnen Entscheidungen treffen, wie es in den 

Schulgemeinschaftsgremien der Fall ist. 

Alles in allem scheint es zumindest so als würde eine klare Kompetenzen-Abgrenzung in der 

„Reform der Schulautonomie“ fehlen.  
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Schule als Unternehmen 

Um allerdings diesem Konzept der wettbewerbsgesteuerten Mittelzuweisung erfolgreich zu 

entsprechen muss sich die Organisationskultur der Schule, verstärkt den Organisationskulturen von 

Unternehmen angleichen und ein klares Unternehmensprofil muss herausgearbeitet werden. 

Dementsprechend braucht es auch profilierte Führungskräfte, die als Motor bei der Entwicklung 

eines Schulprofils mitwirken können. Die SchulleiterInnen werden ManagerInnen immer ähnlicher 

und der Bereich der Schulleitung wird zum Dreh- und Angelpunkt. Und das alles ohne einer 

adäquate Aus- oder Vorbildung für SchulleiterInnen.  

Außerdem wird nun für die Schulen Marketing, Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpflege nötig, 

wofür natürlich auch Ressourcen, gerade im personellen Bereich, nötig sind. Angesichts der 

Tatsache, dass zum Beispiel Hauptschulen nicht einmal ein Sekretariat haben, wird entweder 

erwartet, dass das gesamte Kollegium mit Blick auf Qualitätssteigerung eine erhöhtes Maß an 

unentgeltlicher Arbeitet leistet, oder dass die Forderung „Schule als Dienstleistungsunternehmen“ 

ohne zusätzliche Mittel kaum zu realisieren ist. Ganz abgesehen von der Tatsache, dass durch 

Sponsoring und dergleichen natürlich die Entstehung eines Zwei-Klassen-Schulsystems gefördert 

wird. 
 

Kostenneutralität 

Schulautonomie heißt hier zu Land absolute Kostenneutralität, auch in der Entwicklungs- und 

Planungsphase. Weshalb die KritikerInnen einwenden, dass der durch die Schulautonomie 

entstehende Freiraum eben durch das Postulat der Kostenneutralität wieder eingeschränkt wird und 

deshalb auch  zu knapp bemessen ist. Gleichzeitig stellt sich die Frage nach der „wahren“ Intention 

von Schulautonomie, wenn diese im Zuge von oder gleichzeitig mit Sparmaßnahme eingeführt und 

umgesetzt wird. Durch die zu enge Verknüpfung von Schulautonomie und der „Autonomie des 

Sparens“ „ist der  Verdacht berechtigt, dass nun – nach den Systemen der sozialen Sicherung und 

der Gesundheitsvorsorge – das Bildungssystem mittels der Schulautonomie „verschlankt“ werden 

soll.“ (Ringel 1999: 1) Es kommt, so die KritikerInnen, zu einer staatlichen Mängelverwaltung an 

den Schulen. „Es ist diese (..) Funktionalisierung für die Erreichung von Spar- und Effizienzzielen, 

die die anderen angesprochenen Autonomieaspekte in den Hintergrund drängt und auf seiten der 

Schulpraxis und ihrer Repräsentanten vielfach eine ablehnende Haltung gegenüber einer 

Erweiterung schulischer Gestaltungskompetenzen und Verantwortung begreiflich macht.“ 

(Weishaupt/ Weiß 1997: 33) 
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„Passender“ Lehrkörper 

Wie bereits beim Argument „Schule als Dienstleistungsunternehmen“ angeschnitten wurde, 

benötigt eine Schule, wenn es die Autonomie-Möglichkeit bestmöglich wahrnehmen will, 

außergewöhnlich engagierte und kompetente LehrerInnen genauso wie eine(n) SchulleiterIn mit 

Topmanager-Qualitäten. Denn das Kollegium muss nun Handlungsbedarf erkennen und richtig 

reagieren können. Und während die BefürworterInnen in diesem Kontext von einem 

Motivationsschub für die LehrerInnen, eben durch die versprochenen Gestaltungsmöglichkeiten, 

ausgehen, weisen die KritikerInnen darauf hin, dass die Arbeitszufriedenheit durch die subjektive 

(zusätzliche) Arbeitsbelastung sinken wird. 

Gleichzeitig braucht eine Schwerpunktschule auch die „passenden“ LehrerInnen für das jeweilige 

Schulprogramm bzw. -profil. Und doch steht die LehrerInnen-Verteilung in keinem zwingenden 

Verhältnis mit dem entwickeltem Schulprogramm. Simultan dazu wird in der Schule selbst ein 

Wettstreit um die Autonomie zwischen SchulleiterIn, Kollegium und einzelnen LehrerInnen 

entfacht. Denn ein(e) LehrerIn setzt sich nicht dafür ein, dass von seinem/ ihrem Fach Stunden 

zugunsten einer anderen Fachrichtungen gekürzt werden. 

 

Schulautonomie ist kein Qualitätsgarant 

Unabhängig von alle dem dürfte doch auch klar sein, das Schulautonomie per se nicht automatisch 

zu einer pädagogischen Schule führt und „an sich weder Qualität noch Innovation (bedeutet).“ 

(Mitter 1997: 61) Und doch geht man pauschal von der positiven Wirkung von Schulautonomie aus, 

trotz der hohen Erfolgsabhängigkeit von situativen Faktoren oder der Transferproblematik und der 

Tatsache, dass es kaum aussagekräftige Befunde kontrollierter Wirkungsstudien gibt. 

 

(vgl. Altrichter et al 2006: 3ff; Altrichter 1998: 21ff; Bachmann et al 1996: 28ff; Becker 1996: 

107ff; Bronder 1998: 213ff; Füssel 1997: 11ff; Kraus 2004; Landerner 1998: 77ff; Mitter 1997: 

47ff; Posch/ Altrichter 1993; Ribolits 1991: 42ff; Ringel 1999; Schmid 2004: 2; Weißhaupt/ Weiß 

1997: 27ff) 
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3.3.  Schulautonomie in Österreich 
 

Was bedeutet(e) Schulautonomie nun konkret für den Gesetzgeber? Was versprach sich das 

damalige Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kunst von diesen Maßnahmen und wie 

sehen die entsprechenden gesetzlichen Regelungen aus?  

„Schulautonomie bedeutet in Österreich Dezentralisierung von Entscheidungskompetenzen. Das 

heißt, Schulen können Angelegenheiten, die bisher von übergeordnete Verwaltungseinheiten 

entschieden wurden, unter Mitwirkung der Schulpartner selbst entscheiden.“ (Feigl 2000: 5) Die 

Aufsichtsfunktion bleibt jedoch nach wie vor bei den Schulbehörden. „Es geht dem Staat mit den 

Regelungen zur Schulautonomie darum, zentrale und dezentrale Steuerungsmaßnahmen in jenes 

ausgewogene Verhältnis zu bringen, in welchem zentrale Aufgaben einen überregionalen 

Gerechtigkeits- und Interessensausgleich herstellen, während dezentrale Mechanismen 

standortbezogene Interessen besser zur Geltung bringen können.“ (Eder et al 2000: 3)  

Der Gesetzgeber hat klarerweise ganze bestimmte Erwartungen und Hoffnungen an die 

„Schulautonomie“. Einerseits ist man optimistisch, dass es zu einer verstärkten Demokratisierung 

der Entscheidungsprozesse kommt. Diese Möglichkeit der Mitbestimmung soll auch zu einer 

höheren Motivation führen. Weiters geht man davon aus, dass die erweiterten Handlungsspielräume 

Innovationen im Bereich des Unterrichts ermöglichen. Die Profilbildung der einzelnen Schulen, 

welche das Eingehen auf die Interessen und Begabungen der SchülerInnen ermöglichen soll, erhöht 

gleichzeitig die Vielfalt an Bildungsangeboten. Andererseits geht man aufgrund dieser Maßnahmen 

von einer Vereinfachung der Verwaltungsabläufe sowie von der Professionalisierung der 

LehrerInnenschaft und einem effizienteren Einsatz von Geldmittel aus. (vgl. Eder et al 2000: 3) 
 

Was soll Schulautonomie laut Gesetzgeber bringen (mit Fokus auf die Hauptschule)? 
 

Administrative Autonomie  

Die administrative Autonomie, welche sicher einen der entscheidensten Aspekte darstellt, zielt 

primär darauf ab, die Erlassflut von Stadtschulrat sowie Landesschulrat einzudämmen. 

Dementsprechend soll der Schulleitung mehr Entscheidungsgewalt zu kommen. Außerdem kann 

sich das Schulgemeinschaftsgremium aktiver in die Entscheidungsprozesse einbringen. 
 

Finanzielle Autonomie  

Auch der finanziellen Autonomie kommt aufgrund der gesetzlichen Grundlage eine relativ große 

Bedeutung zu. Den Schulen werden also bestimmte höhere Geldsummen zugewiesen, über welche 

sie frei verfügen kann. Durch die finanzielle Autonomie ergeben sich für die Schulen vier 
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Möglichkeiten selbst Geld zu erwirtschaften: 
 

➢ Zweckgebundene Gebarung 

Durch die Zweckgebundene Gebarung soll den Bundesschulen die Möglichkeit gegeben werden, 

durch zum Beispiel Überlassung von Schulräumen oder Werbeeinnahmen, den finanziellen 

Spielraum zu erhöhen. Die Einnahmen können also nach eigenem Ermessen für schulische Zwecke 

gebraucht werden. 
 

➢ Schulraumüberlassung 

Seit der SchOG-Novelle von 1996 ist es den Schulen erlaubt, Schulräume an Dritte für nicht-

schulische Zwecke gegen ein ortsübliches Entgelt zu überlassen, vorausgesetzt der Schulraumbedarf 

(auch für andere Bundesschulen) ist abgedeckt.  
 

➢  Werbung und Sponsoring 

„Mit SchOG § 128 b hat der Bund als Schulerhalter die Bundesschulen ermächtigt, Geld oder 

Sachmittel anzunehmen und diese Mittel für den Betrieb oder die Erhaltung der Schule zu 

verwenden. Damit haben Schulen die Möglichkeit, für schulfremde Zwecke zu werben und/ oder 

sich mittels Sponsoring Ressourcen zu beschaffen.“ (Eder et al. 2000: 6) Die Entscheidung 

bezüglich Sponsoring obliegt alleine dem/ der DirektorIn, auch wenn das 

Schulgemeinschaftsgremium eine Empfehlung abgeben und detaillierte Informationen fordern kann. 

Die Sponsoren, welche sowohl Firmen wie auch Privatpersonen sein können,  stellen den Schulen 

normalerweise Sach- oder Geldmittel zur Verfügung. Im Großen und Ganz sollen die zentral 

festgelegten Aufgaben der Schule nie aus den Augen gelassen werden und ausgeschlossen werden, 

„dass eine die Persönlichkeitsentwicklung der Schüler und Schülerinnen beeinträchtigende 

Beeinflussung durch eine etwa nicht altersadäquate Werbung (stattfindet).“ (Eder et al 2000: 6)  
 

➢  Teilrechtsfähigkeit 

Die Teilrechtsfähigkeit bietet den Schulen die Gelegenheit Aktivitäten bzw. Geschäfte 

selbstbestimmt abzuwickeln, was natürlich auch Eigenverantwortlichkeit mit sich bringt und eine 

klare Trennung zwischen Schule und Staat erfordert.  
 

Pädagogische Autonomie  

Die Schulen sollen die Möglichkeit erhalten in den Lehrplänen Schwerpunkte zu setzen, wodurch 

sich in weiterer Folge ein Schulprofil bzw. Schulprogramm herausbilden soll. Dieser Ansatz der 

Schulprofile spielt in der österreichischen Schulautonomiediskussion bzw. -umsetzung eine zentrale 

Rolle. Der Beschluss solcher Unterrichtsprojekte erfolgt immer durch das 

Schulgemeinschaftsgremium 
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Personelle Autonomie  

Die personelle Autonomie beschränkt sich weitgehend darauf, dass es bei LehrInneneinstellungen 

und LeiterInnenbesetzungen zu einer Objektivierung und Leistungsorientierung kam.  

Geht es um die Besetzung von leitenden Funktionen, wie dem/ der DirektorIn, haben die Kollegien 

der Landesschulräte nun das Recht dem zuständigen Bundesministerium einen Dreiervorschlag zu 

unterbreiten, wobei das Ministerium aus diesen dreien einen wählen muss. Das 

Schulgemeinschaftsgremium hat seinerseits die Möglichkeit eine unverbindliche Stellungsnahme 

abzugeben.  
 

Standortbewusstsein entwickeln 

„Um den Ausbau der pädagogischen Schulautonomie zu fördern, gilt es auch, am Schulstandort ein 

Bewusstsein zu schaffen, das Identität im und Identifikation mit dem eigenen Haus ermöglicht. Der 

Ausbau einer eigenen Identität am Standort wurde zur notwendigen Voraussetzung und ist 

gleichzeitig ein neues Bildungs- und Organisationsentwicklungsziel.“ (Eder et al 2000: 3f) Das 

heißt, dass in der Praxis konkrete Wünsche, Problem und eventuelle Ressourcen beachtet werden 

sollen.  
 

Lehrplanautonomie 

Grundlage aller autonomen Lehrplanbestimmungen ist die 14. SchOG-Novelle, welche eine 

Vielzahl von Möglichkeiten bereit hält mit Stunden und Inhalten zu jonglieren. Jedoch sollen sich 

alle schulautonomen Maßnahmen an einem Gesamtkonzept, wie einem Schulprogramm bzw. -

profil, orientieren. 

Ziele der Lehrplanautonomie sind:  
 

➢ Schwerpunktsetzung nach regionalen und personalen Bedürfnissen ermöglichen 

➢ schulautonome Lehrpläne  

➢ Stoffwiederholungen vermeiden 

➢ breites Bildungsangebot bewahren 

➢ beachten der Übertrittsvarianten 

➢ Entwicklung eines professionellen Selbstverständnis des Berufsstandes 
 

Vorschläge seitens des Bundesministeriums bezüglich inhaltlicher Schwerpunktsetzung für die 

Hauptschule wären der Fremdsprachenschwerpunkt, die Gestaltung der Berufsorientierung, 

musisch-kreative, naturkundlich-technische, ökologische, interkulturelle oder gesellschafts- und 

wirtschaftskundliche Schwerpunkte oder Informatik-Schwerpunkte. Diese Schwerpunkte sollen 

regional ausgewogen angeboten werden. Denn es muss immer darauf geachtet werden, dass die 
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Einheitlichkeit des österreichischen Bildungssystems gewahrt wird und zwar besonders hinsichtlich 

der speziellen Bildungsaufgaben der einzelnen Schularten. Damit einher geht auch die Forderung, 

dass ein Wechsel innerhalb derselben Schulart sichergestellt wird. 
 

Eröffnungs- und Teilungszahlen 

Die Regelungen bezüglich der Eröffnungs- und Teilungszahlen können von den Bundesländern 

selbst festgelegt werden. Hier geht es um die Entscheidung wie viele SchülerInnen für einen 

alternativen Pflichtgegenstand, einen Freigegenstand oder eine unverbindliche Übung notwendig 

sind. 
 

Unterricht gestalten 

Den LehrerInnen solle die Freiheit zugesprochen werden selbst über den Einsatz bestimmter 

Lernformen, wie „Offenes Lernen auch über Fächergrenzen hinweg“, „Offene Lernformen“ (z.B.: 

Lern- und Versuchskarteien, Lernspiele, etc.), „Mehrstündige Freiarbeit“, „Lernwerkstatt“, zu 

entscheiden. Man erhofft sich unter anderem davon, dass man von der reinen 

„Wissensreproduktion“ weg kommt. 
 

Schulzeitautonomie  

Seit 1995 haben die Schulen, über das Schulgemeinschaftsgremium, zweierlei Optionen im Bereich 

Schulzeit Veränderungen vorzunehmen. 
 

➢ Fünf-Tage-Woche 

Eine Fünf-Tage-Woche kann entweder für die ganze Schule, einzelne Schulstufen oder einzelne 

Klassen eingeführt werden. 
 

➢ Unterrichtsfreie Tage 

Höchstens fünf Tage im Jahr können zu schulfreien Tagen erklärt werden. 
 

Schulqualität sichern und verbessern 

An den Schulen sollen im Rahmen der Leitbild-Entwicklung eine Qualitätsdiskussion stattfinden, 

welche vor allem fünf Bereiche von Schule im Blick haben sollte: 
 

➢ Lehren und Lernen 

➢ Lebensraum Klasse und Schule 

➢ Schulpartnerschaft und Außenbeziehungen 

➢ Schulmanagement 

➢ Professionalität und Personalentwicklung 
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Eine zentrale Hilfestellung soll in diesem Kontext die Initiative „Q.I.S. - Qualität in Schulen“, 

welche an anderer Stelle noch näher erläutert wird, darstellen. 
 

Schulpartnerschaft 

Das Schulform (= Schulpartnerschaftsgremium der Hauptschule) setzt sich aus je drei LehrerInnen- 

und ElternvertreterInnen zusammen. Es ist das zentrale Gremium wenn es um die Schulautonomie 

geht. Die VertreterInnen werden in der Regel jährlich gewählt, welche mindestens  zwei Sitzungen 

abhalten müssen. Die Sitzungen werden von dem/ der SchulleiterIn einberufen, welche(r) selbst 

eine beratende Funktion ausübt. Außerdem können Sitzungen auch von mindestens einem Drittel 

der Mitglieder eingefordert werden.  

Das Schulforum entscheidet über folgende Punkte: 
 

➢ mehrtägige Schulveranstaltungen 

➢ die Erklärung einer Veranstaltung zu einer schulbezogenen Veranstaltung  

➢ die Durchführung von Elternsprechtagen 

➢ die Hausordnung 

➢ die Bewilligung zur Durchführung von Sammlungen 

➢ die Bewilligung zur Organisation der Teilnahme von SchülerInnen an Veranstaltungen 

➢ die Durchführung von Veranstaltungen der Schullaufbahnberatung 

➢ die Durchführung von Veranstaltungen betreffend die Schulgesundheitspflege 

➢ Vorhaben, die der Mitgestaltung des Schullebens dienen 

➢ die Erlassung schulautonomer Lehrplanbestimmungen 

➢ die schulautonome Festlegung von Eröffnungs- und Teilungszahlen  

➢ schulautonome Schulzeitregelungen 

➢ die Erstellung von Richtlinien über die Wiederverwendung von Schulbüchern 
 

Außerdem kommt dem Gremium in vielerlei Angelegenheiten auch noch ein beratende Funktion 

zu. Dementsprechend fordert das zuständige Bundesministerium auch, dass eine ausreichende 

Zeitspanne für Informations- und Meinungsbildung eingerechnet werden muss. 

In der Praxis hat sich gezeigt, „dass die Entscheidungs- und Beratungskompetenzen sehr ineinander 

verfließen, da sehr viele Vorschläge, die von der Schulleitung kommen und als vernünftig 

angesehen werden und ohne lange Beratung beschlossen werden bzw. auch die Schulleitung sehr 

viele „Schulforumsmeinungen“ einfach übernimmt und seine Entscheidungen danach trifft.“ (Eder 

et al. 2000: 9)  
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Öffnung der Schulen  

Es geht um eine Liberalisierung der Einbeziehung von „schulfremden Personen“ genauso wie um 

die Liberalisierung bezüglich der Nutzung von außerschulischen Lernfeldern. 
 

(vgl. Bachmann et al 1996: 27ff; Feigel 2000: 8ff; Eder et al. 2000: 4ff;  Posch/ Altrichter 1993: 1ff;  

Sprangel 1991: 139ff) 

 

Die Erlassung schulautonomer Maßnahmen liegt also beim Schulgemeinschaftsgremium, wobei für 

eine Beschluss eine zwei Drittel Mehrheit jeder Gruppe erforderlich ist. Konnte sich das 

Schulforum zu einer Entscheidung durchringen, muss diese schulautonome Lehrplanbestimmung 

der Schulbehörde erster Instanz, das heißt dem Bezirksschulrat, zur Begutachtung vorgelegt 

werden. Bei allen Schritten Richtung Schulautonomie muss immer darauf geachtet werden, dass 

keine zusätzlichen Kosten entstehen. Kostenneutralität ist bei der „österreichischen Variante“ von 

Schulautonomie zentral. Und auch wenn es um den Unterrichtsgegenstand Religion geht, greift ein 

Sonderregelung, da dieser gänzlich von allen schulautonomen Aktionen ausgeschlossen ist.  

Dementsprechend lauteten die Schwerpunkte der 14. SchOG-Novell von 1990: 

➢ Verwaltungsvereinfachung 

➢ Möglichkeit ein eigenes Profil zu entwickeln 

➢ Sicherstellung bundesweiter (Mindest)Standards 

➢ Durchlässigkeit des Bildungssystems 

➢ LehrerInnen-Wochenstundenkontingent als Berechnungsgrundlage 

➢ Ermöglichung von Teilzeitarbeit für Pragmatisierte 

➢ Mitwirkung aller Beteiligten bei der Vergabe von LeiterInnenfunktionen 
 

(vgl. Bachmann et al 1996: 28) 
 

„Mit der Schulautonomie beabsichtigte der Gesetzgeber, erhöhte Flexibilität für innovationswillige 

Schulen zu erreichen“, wenn auch mit begrenztem Umfang. (Bachmann et al, 1996: 28) Allerdings 

hat die Hauptschule am meisten Handlungsspielraum, das heißt ihr wird ein Freiraum für 

Schwerpunktbildungen insgesamt im Ausmaß von 16 Stunden eingeräumt. Die Hoffnung war/ ist, 

dass die Hauptschulen so einerseits Mängel und Defizite beheben können und die 

Abwanderungstendenzen ins Gymnasium stoppen oder vermindern. (vgl. Becker 1996: 108ff) 
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3.3.1.  Exkurs: Qualität in Schulen (Q.I.S) 
 

Die Initiative „Qualität in Schulen“ ist eine des Bundesministerium für Unterricht, Kunst und 

Kultur (bm:ukk), welche sich die Frage nach den Qualitäts- und eventuellen Evaluationskriterien 

einer Schule stellt. „Das Bildungsministerium will damit die Schulen anregen, selbst systematisch 

ihre Qualität zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Qualitätsentwicklung soll ein fixer Bestandteil 

von Schulkultur werden.“ (Pelzelmayer 1999: 1) Zentral in diesem Zusammenhang ist für die 

Initiative die Entwicklung von Schulprogrammen, welche Ziele und Maßnahmen in bestimmten 

Qualitätsbereichen verbindlich festlegen. Weshalb auch an solchen Programmen die Entwicklung 

der einzelnen Schule gemessen, sprich evaluiert werden soll, um sicher zu stellen, dass die Ziele 

und Visionen, welche im Schulprogramm festgehalten sind, auch umgesetzt werden. Dieser 

Evaluationsprozess macht das erreichte sichtbar und schafft die Basis für eine gemeinsame 

Weiterentwicklung. Dementsprechend sieht die Initiative folgende Grundelemente vor, welche 

zyklisch miteinander verbunden sind: 
 

Abbildung 9: Grundelemente von Q.I.S. 

          Quelle: www.qis.at 

 

„Es gibt unterschiedliche Einstiegsmöglichkeiten in diesen Zyklus - und verschiedene Zugänge zur 

Qualitätsentwicklung an Schulen.“ (Pelzelmayer 1999: 2) Allerdings wird seitens der Initiative 

Q.I.S. ein gewisser Mindeststandard gefordert sowie die Integration der Elemente 

„Schulprogramm“ und „Evaluation“. Gleichzeitig wird auch ein konkreter Weg vorgeschlagen um 

in die Qualitätsdiskussion einzusteigen. Es werden fünf Qualitätskriterien benannt, welche die Basis 

für die Planungs- und Evaluationstätigkeiten im Rahmen von Qualitätsentwicklung darstellen und 

sich wie ein „roter Faden“ durch sämtliche Q.I.S.-Materialien ziehen. 
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➢ Lehren und Lernen 

 Vorbereitung, didaktische Planung, Förderung, häuslicher Lernaufwand, Sozialkompetenzen 

 und  Erziehungsstil, lernförderndes Verhalten, Disziplin, Bedeutsamkeit der Lehrinhalte, 

 Lernanforderung, Leistungsbeurteilung, Ergebnisse des Unterrichts, längerfristige 

 Auswirkungen 
 

➢ Lebensraum Klasse und Schule 

Individuelles Wohlbefinden, Klassenklima, Schulklima, Umgang mit Problemen, 

Arbeitsplatz Schule, Angebote der Schule 
 

➢ Schulpartnerschaft und Außenbeziehungen 

Zufriedenheit hinsichtlich der Schulpartnerschaft, Elternpartizipation, 

SchülerInnenpartizipation, Kommunikation und Kooperation mit den Schulbehörden sowie 

mit dem nicht-lehrendem Personal, Öffnung nach Außen  
 

➢ Schulmanagement 

Organisation und Administration, Führung, pädagogisch-beraterische Kompetenz, 

Beschaffung von Ressourcen 
 

➢ Professionalität und Personalentwicklung 

gemeinsame Bewältigung der Aufgaben, pädagogische Entwicklungsarbeit, systematische 

Personalentwicklung, Innovationsbereitschaft, Erwerb von sozialpädagogischen 

Beratungskompetenzen 
 

Eine „gute Schule“ zeichnet sich für Q.I.S. durch eine Vielzahl von Merkmalen aus und doch stellt 

man fest, dass es auch stark davon abhängt, „wie stark der Gestaltungswille der Beteiligten ist. Wie 

ausgeprägt ihre Einsicht (ist), dass Qualitätsentwicklung etwas bringt. Wie das Umfeld der Schule 

beschaffen ist. Und welche aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen am jeweiligen Standort 

besonders spürbar werden.“ (Pelzelmayer 1999: 2) 
 

Schritte der Qualitätsentwicklung: 
 

➢ Analyse der Ist-Situation an Hand der fünf Qualitätskriterien 

➢ Entwicklung des Schulprogrammes in einer transparenten und nicht übereilten Art und 

Weise 
 

Außerdem sollte dieser Prozess von ständigen Diskussionen begleitet werden und so viele 

Meinungen wie möglich gehört werden. 
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Das Schulprogramm selbst sollte auf die vorhanden Stärken und Schwächen reagieren und folgende 

Punkte beinhalten: 
 

➢ die wichtigsten Leitvorstellungen der Schule ("Leitbild") 

➢ Entwicklungsstand und Ziele in einzelnen Qualitätsbereichen 

➢ konkrete Vorhaben zur Zielerreichung 

➢ Aktionsplan zur Umsetzung 

➢ geplante Maßnahmen der Überprüfung 

 

Das Schulprogramm „ist Leitlinie für die Schule, Orientierung für Schulleitung, Lehrer/innen, 

Schüler/innen und Erziehungsberechtigte. Für die Öffentlichkeit dient es zur Information. Es legt 

Rechenschaft über die Leistungen der Schule und gibt Auskunft über Entwicklungsvorhaben.“ 

(Pelzelmayer 1999: 1) 

Die Homepage der Initiative gibt also eine Anleitung wie man ein Schulprogramm erstellt, worauf 

zu achten ist und gibt Tipps aus der Praxis. Die „Teilnahme“ an dieser Initiative ist in jedem Fall 

freiwillig. Für Kurt Schmid, der sich unter anderem mit Schulgovernance im internationalen 

Vergleich beschäftigt, können Schulsysteme, die sich an Elementen des New Public Management 

(Schulautonomie, Leistungsstandards) orientieren, bessere SchülerInnenleistungen hervorbringen 

als jene, die sich bürokratischer Strukturelemente bedienen. Dementsprechend plädiert er, speziell 

in Österreich, auf einen höheren Autonomiegrad sowie auf verbindliche Leistungsstandards. In 

Bezug auf letzteres erkennt er zwar an, dass das Programm Q.I.S. ein wichtiger Ansatzpunkt ist, 

kritisiert aber, dass es nicht verbindlich vorgeschrieben ist und keine „klaren“ Leistungsstandards 

definiert sind. (vgl. Schmid 2004: 1ff) Das Konzept der verbindlichen Leistungsstandards ist jedoch 

kein unumstrittenes. Theo Feltes stellt fest, dass das Konzept, der nationalen Bildungsstandards in 

seinem Kern ein neoliberales Konzept ist, dass sich vom Ideal des Mündigen abwendet und an seine 

Stelle jenes des bloß „funktionsfähigen“ Bürgers setzt und auf eine integrierte Persönlichkeit 

abzielt. Grundsätzlich mag es auf den ersten Blick richtig und sinnvoll erscheinen 

Bildungsstandards einzuführen, da Bildungsprozesse dadurch einheitlicher werden sollen und somit 

das Erreichen von Bildungszielen verbindlicher wird. Gleichzeitig soll das testen von Kompetenz 

statt Wissensinhalte durch Lehrpläne vorzugeben aus der Bildungsmisere helfen, da, so die 

Argumentationslinie, sich so der Leistungsdruck und auch die Konkurrenz verstärkt. Dafür opfert 

man auch das theoretische Wissen, welches bei den BildungsreformerInnen der Gegenwart als 

verzichtbarer Bestandteil gilt bzw. sogar als unnütze Wissenslast („Überschulung“). Das Ideal der 
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Brauchbarkeit dominiert und betriebswirtschaftliche Überlegungen werden zum pädagogischen 

Anliegen. (vgl. Feltes 2006: 449f) „Bildungsstandards sind daher das Mittel, das Schulsystem nach 

genau dem Marktprinzipien zu reorganisieren, aus denen die absurde Nachfrage nach totaler 

Brauchbarkeit überhaupt erst entspringt.“ (Feltes 2006: 450) Denn für die Massentestes muss der 

Stoff gut operationalisierbar also quantifizierbar sein („Teaching to test“). Gleichzeitig werden die 

Schulen,  für die Testresultate verantwortlich gemacht und sollen, auch durch die verstärkte 

Schulautonomie der Schulen, die Konkurrenz zu anderen Schulen suchen. „Eine solche 

Entwicklung ist in der Konzeption nationaler Bildungsstandards unter dem Stichwort „Profilbildung 

der Einzelschule“ explizit vorgesehen.“ (Feltes 2006: 452) 

 

3.4.  Empirische Befunde 
 

3.4.1.  Auf dem Weg zu einer besseren Schule – eine Studie von 

 Bachmann et al (1996) 
 

Die Studie von Bachmann analysiert die Auswirkungen der 14. SchOG-Novelle, welche mit dem 

Schuljahr 1993/94 in Kraft trat und den Schulen erstmals schulautonome Spielräume eröffnet hat. 

Dabei wird einerseits die Außenansicht, sprich der Blickwinkel der Betriebe, Universitäten und 

Pädagogischen Akademien, beleuchtet, genauso wie das Verhalten des damaligen 

Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten und der Schulbehörden, aber 

natürlich auch die Entwicklungen aus Sicht der Schule. 
 

Schulautonomie aus Sicht von Betrieben, Universitäten und Pädagogischen Akademien 

Grundsätzlich stellte sich bei der Erhebung heraus, dass Betriebe, Universitäten und Pädagogische 

Akademien bezüglich der Autonomiereform nur ein relativ geringes Informationsniveau aufwiesen 

und man eigentlich kaum darüber Bescheid wusste. Allerdings wurden die erweiterten 

Mitbestimmungsmöglichkeiten ad hoc als durchaus positiv eingeschätzt.  

Vielleicht auch, weil der momentane Ausbildungsstand der Jugendlichen nach Beurteilung der 

Befragten zwischen gut und befriedigend lag, wobei die Tendenz stärker Richtung befriedigend 

ging. Man wünschte sich Verbesserungen hinsichtlich der Grundkenntnisse und der Lernmethoden, 

aber auch mehr Praxisbezug wäre vonnöten, genauso wie ein spezieller Fokus auf 

„Selbständigkeit“. 
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Von der Umsetzung der 14. SchOG-Novelle erwarteten sich Betriebe, Universitäten und 

Pädagogische Akademien einen positiven Qualitätseffekt auf die Schulen und den Unterricht. Man 

ging davon aus, dass die SchülerInnen mehr Eigenständigkeit entwickeln können und auch dadurch 

die Unterrichtsqualität eben angehoben wird. Außerdem erwartete man sich davon eine stärkere 

Berücksichtigung der Anliegen der lokalen Wirtschaft aus. Dies alles, so erhoffte man sich, führt zu 

einem positiven Effekt beim Bildungs- und Leistungsniveau. 

In Bezug auf die Kooperationsbereitschaft mit Schulen wirkten die schulautonomen Maßnahmen 

„nur“ dahingehend, dass sich die Befragten nun eine verstärkte Kooperation, hauptsächlich mit 

jenen Einrichtungen, wo man bereits positive Erfahrungen sammeln hat können, vorstellen konnte. 

Insgesamt waren die Betriebe, Universitäten und Pädagogische Akademien doch der Meinung, dass 

die „Autonomiereform“ in die richtige Richtung geht, aber nicht weitreichend genug ist. (vgl. 

Bachmann et al 1996: 35ff) 
 

Umsetzungsstrategien in den BMUkA-Abteilungen und Landesschulräten 

Die BMUkA-Abteilungen sowie die Landesschulräte mussten klarerweise Strategien entwickeln 

bezüglich der Umsetzung der 14. SchOG-Novelle, wobei der Fokus auf der Lehrplanautonomie und 

auf der Regelung der Eröffnungs- und Teilungszahlen lag. Dementsprechend entwickelten die 

BMUkA-Abteilungen schulart-spezifische Unterstützungsmaßnahmen, wie Informations-

broschüren, Workshops oder Autonomiebewertungen, wobei alle Maßnahmen auf dem Prinzip der 

Freiwilligkeit und Subsidiarität beruhten, genauso wie es die gesetzliche Vorlage vorsieht. In den 

Hauptschulen wurde außerdem für vier Schuljahre ein Dispositionsausmaß von 16 Stunden zu 

Verfügung gestellt, um so eine Kompensationsmöglichkeit entstehen zu lassen, da die AHS-

Unterstufen bereits Typenbildungen vorgenommen haben. 

Die Landesschulräte übernahmen in diesem Kontext die Informationsweitergabe sowie die 

unterstützenden und begleitenden Maßnahmen. Die Informationsweitergabe erfolgt anhand von den 

zwei traditionellen administrativen Strukturen. Einerseits eben über zentrale Kommunikationsforen, 

wie „Dienstbesprechungen“ und schriftliche Erlässe und andererseits in dem die gesamte 

Organisationseinheit Schule angesprochen wurde. Die zweite Variante war eher projektorientiert 

und hat einen Angebotscharakter. Auch hier lag das Hauptgewicht der Maßnahmen im 

Hauptschulbereich. Die unterstützenden und begleitenden Maßnahmen haben ebenfalls immer 

Angebotscharakter und zielen vor allem auf die LehrerInnen-Fortbildung ab, ob nun im 

traditionellen Stil oder neue Wege beschreitend. 

Drei Jahre „Schulautonomie“  machten auch deutlich, dass es auf der Ebene der Politik und 

Verwaltung durchaus Probleme gab bzw. Bereiche, die zu überdenken waren, speziell den  
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allgemeinen Pflichtschulbereich betreffend. So  zeigte sich, dass die verschiedenen Institutionen, 

wie Schulaufsicht, Schulverwaltung, Fortbildungseinrichtungen und Schulen, nicht vernetzt genug 

waren. Man erkannte, dass für ein „gutes“ Schulprofil eine externe schulstandort-bezogene 

Beratung nötig wäre und generell, dass die Autonomiebestimmungen zu enge gefasst waren 

genauso wie sich sehr oft die Ressourcenfrage stellte. (vgl. Bachmann et al 1996: 39ff) 
 

Die Umsetzungsstrategien der Verwaltung aus der Sicht der Schulen 

In den ersten drei Jahren der Autonomiebestimmungen wurde der überwiegende der Teil der 

flankierenden Maßnahmen (in allen Bundesländern) im Hauptschulbereich gesetzt, wobei sich die 

Hauptschulen eher mit Problemdefinitionen konfrontiert sahen, wie mit Lösungsansätzen. Trotzdem 

wurde das Prinzip der Schulautonomie grundsätzlich bejaht. Auch wenn ein Drittel der Befragten 

das Gefühl hatte, dass die Schulbehörden die Autonomie nicht wirklich ernst nimmt und ca. 20% 

der Befragten prinzipiel KritikerInnen waren. Negativ beurteilt wurden die konkrete 

Informationsweitergabe und die Vorbereitung der Schulen auf die schulautonomen Spielräume, 

auch wenn dieser Informations- und Fortbildungsbedarf von den Hauptschulen insgesamt besser 

bewertet wurde. Außerdem äußerten sich die Befragten auch kritisch zu der zu engen Verknüpfung 

von Schulautonomie und der Autonomie des Sparens. 

Die ElternvertreterInnen ihrerseits fühlten sich gut informiert, wünschten sich aber mehr 

Einbindung in Informations- und Fortbildungsveranstaltungen. 

Wurden die schulautonomen Spielräume nicht genutzt, hing das zu meist mit den 

Rahmenbedingungen (schlechte Information bzw. Unterstützung) zusammen. (vgl. Bachmann et al 

1996: 48f) 
 

Veränderungen an den Schulen 

Von den 151 untersuchten Hauptschulen, nutzten die schulautonomen Handlungsspielräume  

83 Hauptschulen anhand von Schulversuchen. Die Top drei (Häufigkeit) waren „Integrative 

Klassen“, „Schulversuche zum Lehrplan (§ 7.1)“ und „Heterogener Unterricht in 

Leistungsgruppenfächern“.  

93% der untersuchten Schulen haben Veränderungen der Stundentafel vorgenommen. In 80% der 

Fälle wurden die Pflichtgegenstände gekürzt und bei 40% kam es zu Stundenerweiterungen. 

Besonders von den Kürzungen betroffen waren die Gegenstände Physik und Chemie. In diesen 

Fächern kam es ausschließlich zu Stundenreduktionen. Weitere Spitzenreiter im Bereich der 

Stundenstreichungen waren die Fächer Musikerziehung, Biologie und Umweltkunde sowie 

Geschichte und Sozialkunde. Allerdings kam es in diesen Bereichen auch zu zahllosen 
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Umwandlungen der Fächer, wie „Lernfeld Geschichte“ oder „Lernfeld Biologie“. Demgegenüber 

stand die Fremdsprache Französisch, welcher der einzige Gegenstand war, wo die Stundenzahl nur 

erhöht wurde. Aber auch neu entwickelte Fächer konnten sich etablieren, so wie Soziales Lernen, 

Angewandte Informatik, Maschinschreiben und weitere Fremdsprachen. Die freie Handhabung der 

Eröffnungs- und Teilungszahlen wurde primär dafür verwendet um einerseits bei Bedarf spezielle 

Gruppengrößen zu organisieren und um andererseits das „ZweilehrerInnen-System“ einzuführen, 

was speziell im Bereich des integrierten Förderunterrichts als sehr effektiv wahrgenommen wurde. 

Simultan dazu wurden spezielle Arbeitsformen, wie offenes Lernen, Projektunterricht, Arbeit in 

Lernfeldern oder fächerübergreifender Unterricht, erfolgreich erprobt.  

Bezüglich der Nutzung schulautonome Handlungsspielräume ließen sich also in der Studie von 

1996 folgende Trends verorten: In puncto inhaltlicher Zielsetzungen waren die beliebtesten 

Ausrichtungen die Fremdsprachen und der Informatik- bzw. EDV-Bereich, aber auch die 

Einführung des Gegenstandes „Soziales Lernen“ erfreute sich großer Beliebtheit. Ging es um den 

Bereich der Lern- und Unterrichtsorganisation stand einerseits eine generelle Veränderung der 

Unterrichtsorganisation im Vordergrund, außerdem wurde darauf geachtet die SchülerInnen zu 

entlasten und gleichzeitig eine Interessensdifferenzierung anzubieten. Ganz allgemein wurde 

beobachtet, dass Schulen, welche Interesse an stundenmäßiger Entlastung ihrer SchülerInnen hatten 

auch große Interesse für unterschiedliche Unterrichtsformen sowie Unterrichtsorganisation zeigten. 

Schulen mit Fremdsprachenschwerpunkt konnten zu meist ein schulisches Gesamtkonzept 

vorweisen und schienen des weiteren generell leistungsorientierter zu sein. Schulen mit  

Interessensdifferenzierung förderten vor allem die naturwissenschaftlichen, kreativen und 

berufsorientierten Bereich, weniger stark wurden Fremdsprachen und soziales Lernen 

berücksichtigt. Außerdem zeigte sich durch die Studie, dass Veränderungen in der 

Unterrichtsorganisation und soziales Lernen stark zusammenhängen und dass die angesprochenen 

schulautonomen Projekte selten im Zusammenhang mit schulischen Konzepten standen. Weiters 

zeigte sich, dass ca. 75% der untersuchten Hauptschulprojekte keine Wahlmöglichkeiten boten. 

(vgl. Bachmann et al 1996: 50ff) 
 

Grundsätzlich werden alle schulautonomen Maßnahmen und Projekte von den jeweiligen 

Schulpartnerschaftsgremien beschlossen. SchülerInnen sind in diesen Schulpartnerschaftsgremien 

nicht vertreten und haben auch kein formelles Mitbestimmungsrecht. Allerdings spielen auch die 

Eltern nur eine geringe Rolle, was gerade im Hauptschulbereich darauf zurückzuführen ist, dass es 

schwer ist Eltern zu finden, die sich überhaupt für die Schule interessieren. Andererseits hat die 

Studie gezeigt, dass die meisten Eltern unzufrieden sind mit der schulischen Informationspolitik, 
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was auch auf einen erhöhten Legitimationsbedarf von Seiten der Schule hinweist. Außerdem wollen 

die Eltern mehr als „Teil der Schule“ wahrgenommen werden. 

Die Planung und Ausarbeitung der jeweiligen Erneuerung erfolgt größtenteils auf Initiative von 

LehrerInnengruppen, weshalb mittlere bis große Schulen diesbezüglich bessere Voraussetzungen 

haben. Im Entscheidungsprozess selbst, also im Schulpartnerschaftsgremium, nehmen die 

SchulleiterInnen, auch wenn der formelle Einfluss eher gering ist, die zentrale Rolle ein. Für den 

Bereich der Hauptschulen wurde außerdem festgestellt, dass hauptsächlich eine „konsensorientierte 

Entwicklungspolitik“ umgesetzt wird. Trotzdem herrscht bezüglich der Praxis der 

Schulpartnerschaft große Unzufriedenheit und sie wird sogar als der Schwachpunkt der 

Schulautonomie tituliert. 
 

An den Hauptschulen wird die Schulentwicklung der gesamten Schule ganz allgemein besser 

eingeschätzt. Wichtig scheint jedenfalls die Dauer der bestehenden schulautonomen Maßnahmen zu 

sein, auch wenn es grundsätzlich wichtig ist, dass die Schule bereits eine Tradition aktiver 

Schulentwicklung hat. Die Studie kam zu dem Schluss, dass „schulautonome Schulen“ anscheinend 

aktiver, im Sinne von offenen Unterrichtsformen, reichhaltigem schulischem Angebot, 

Schulveranstaltungen sowie funktionierenden Kooperationskulturen, geworden sind. 
 

Jede Innovation kennt immer Gewinner und Verlierer kennt. Das heißt auch, dass Erneuerungen 

auch oft konfliktträchtig sind und deshalb auch nicht unbedingt zu einem besseren Schulklima 

beitragen. Außerdem erscheint es als problematisch, dass an österreichischen Schulen keine 

Tradition für schulautonome Entscheidungsprozesse und standortbezogene Schulentwicklung 

vorhanden war. Trotzdem waren an den Hauptschulen, wahrscheinlich aufgrund der 

„konsensorientierten Entwicklungspolitik, weit weniger Konflikte zu beobachten als in die AHS-

Unterstufen. 
 

Die Studie von Bachmann et al zeigte auf, dass bei den Hauptschulen, hinsichtlich der Motivation 

und Berufszufriedenheit des Kollegiums, zwischen autonomen und nicht-autonomen Schulen 

praktisch keine Unterschiede bestehen. Und das obwohl Schulautonomie in der Regel eine stärke 

Arbeitsbelastung bedeutet. Und so kommt es durch autonome Maßnahmen zu einer Polarisierung 

zwischen idealistischen und joborientierten LehrerInnen. Denn für die idealistischen LehrerInnen 

kann durch Autonomie eine neue Freude und Motivation am Beruf entstehen, da man die 

Möglichkeit hat auch einmal was Neues zu erproben. Ganz allgemein wird von LehrerInnen und 

SchulleiterInnen trotzdem betont, dass die Schulautonomie wichtige Veränderungsimpulse gegeben 

hat und auch die autonome Lerngruppeneinteilung wird ohne Frage positiv bewertet.  
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Im Wesentlichen lassen sich vier Gründe verorten, warum Schulen zögern bzw. keine 

schulautonomen Maßnahmen starten. Das wäre erstens die überaus günstige Lage, dass man mit 

dem Entwicklungsstand der Schule zufrieden ist und daher keine Notwendigkeit sieht dieses 

Instrument einzusetzen. Zweitens fehlt es vielen Schulen an der nötigen Informationen bzw. an 

entsprechenden Unterstützungssystemen. Aber auch Uneinigkeit im Kollegium sowie bei den 

SchulpartnerInnen bzw. generell mangelndes Engagement machen schulautonome Maßnahmen 

nahezu unmöglich. Und nicht zuletzt finden viele Betroffene, dass die Autonomiebestimmungen in 

Österreich einfach zu eng gefasst sind. (vgl. Bachmann et al 1996: 50ff) 
 

Überlegungen und Folgerungen zur Autonomieentwicklung 

Als Fazit der Studie wird folgende These aufgestellt: „Erweiterte Handlungs- und 

Entscheidungsspielräume für die Schulen stellen eine notwendige, keinen falls aber hinreichende 

Bedingung für mehr Qualität in schulischer Bildung und Erziehung in der modernen Gesellschaft 

dar.“ (Bachmann et al 1996: 111) 

Aus Sicht der SchulleiterInnen und LehrerInnen wäre es deshalb eine zwingende weiterführende 

Maßnahme verstärkt auf standespolitische Aspekte einzugehen. So müssten die Bedingungen der 

Berufsausübung verbessert werden, genauso wie an der Anerkennung des LehrerInnenberufes 

seitens der Politik und der Öffentlichkeit gearbeitet werden müsse. Aber auch in Bezug auf 

Ausbildung, Fortbildung und Unterstützungen wünschen sich LehrerInnen und LeiterInnen 

Verbesserungen und zwar anhand von wirksameren Schulungen und Beratungen. Des Weiteren 

wird gefordert, dass die autonomen Spielräume erweitert werden und gleichzeitig ein 

Qualitätssicherungssystem etabliert wird, welches die Vergleichbarkeit von Lernprozessen und 

Schulabschlüssen garantiert. 

Weiterführende Überlegungen wurden auch in Projektgruppen ausgearbeitet. Einer der Aspekte mit 

denen man sich auseinandersetzte war die „Autonomie und die Sparpolitik“. Die Studie hat gezeigt, 

dass die Einführung der Möglichkeit von schulautonomen Maßnahmen und die Sparpolitik im 

Bildungsbereich als zwei zusammenhängende Phänomene wahrgenommen werden. Allerdings 

wurde in der Projektgruppe festgestellt, dass es gerade im Schulbereich tatsächlich ein 

beträchtliches Sparpotential gibt, welches auch als solches wahrgenommen werden sollte. Deshalb 

wird ein effektiver und gezielter Mitteleinsatz auf der einen Seite vorgeschlagen und auf der 

anderen Seite, dass die pädagogischen und ökonomischen Zielsetzungen seitens der Politik 

entkoppelt werden.  

Ein weiterer Fokus der Projektgruppen lag auf der Dynamisierung des Reformprozesses, da die 

Studie gezeigt hat, dass sich die Erneuerung der Schulen meistens „nur“ auf einzelne Segmente 
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beschränkt, weshalb auch verstärkt auf Hilfestellungen für die Schulentwicklung gedrungen wird, 

genauso wie der Austausch mit anderen Schulen forciert werden muss. Eher problematisch wird in 

diesem Zusammenhang auch gesehen, dass die Veränderungen der Schulen sehr oft mit der 

momentanen Problemsituation in starkem Bezug stehen, weshalb es auch notwendig ist, dass es zu 

einem neuen Rollenverständnis der Schulaufsicht kommt. Gleichzeitig sollen Schulen nicht zur 

Autonomie gezwungen werden und trotzdem einem gewissen „Legitimationsdruck“ unterworfen 

sein. 

Auch die Entwicklung der Beziehung zwischen der „Autonomie der Schule“ und der „Entwicklung 

des LehrerInnenberufes“ wurde diskutiert. Für die Projektgruppen ist eine der 

Grundvoraussetzungen für die Qualitätssicherung der Schulen, die professionelle 

(Weiter)Entwicklung des LehrerInnenberufes. Das bedeutet auch, dass es in autonomen Schulen zu 

einer Reduktion des bürokratischen Aufwandes kommen muss, genauso wie mehr Aus- und 

Fortbildungsmöglichkeiten für LehrerInnen und SchulleiterInnen angeboten und besucht werden 

müssen. Ganz allgemein muss klar gemacht werden, dass Schulautonomie sowohl Lobbying wie 

auch Mehrheiten erfordert.  

Dementsprechend wäre es laut den Projektgruppen ebenfalls notwendig die Entscheidungsprozesse 

zu effektivieren. Durch die Schulautonomie sollten die Schulgemeinschaftsgremien ins Zentrum 

gerückt werden, weshalb es einerseits Informationen und Fortbildungsaktivitäten auch für Eltern 

angeboten bzw. gerade die Eltern verstärkt in den Informationsfluss mit eingebunden werden 

sollten. Trotzdem sollten Detailfragen nicht von Laien bearbeitet werden und sich die 

Veränderungen an den gemeinsam beschlossenen, klaren Leitbildern und/ oder Schulprofilen 

orientieren. Als förderlich würden es die Projektgruppen auch erachten, wenn es innerhalb des 

Lehrkörpers zu einer stärkeren hierarchischen Trennung kommt und man externe Hilfe für den 

Strukturaufbau in Anspruch nimmt.  

Ferner kam man in puncto „Qualitätssicherung und Evaluation“ zu dem Schluss, dass 

entwicklungsstimulierende Qualitätssicherungssysteme, wie professionelle Selbstkontrolle, von den 

Schulen verwirklicht werden sollen und durch nationale Monitorings sozusagen 

„Frühwarnsysteme“ etabliert werden müssen. 

Außerdem wird von den Projektgruppen ganz allgemein auf eine Erweiterung der autonomen 

Handlungsspielräume insistiert. (vgl. Bachmann et al 1996: 111ff) 
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3.4.2.  Autonomie und Innovationsklima an Schulen – eine Studie 

von  Specht Werner (1997) 
 

Untersuchungsdesign, Stichprobe, Variablen  

Die Stichprobeneinheit der Studie von Werner Specht von 1997 war die „gesamte Schule“ also 

inklusive der SchulleiterInnen, der LehrerInnen, der Eltern sowie der SchülerInnen. Es wurden 

sowohl Schulen „mit“ bzw. „ohne“ Autonomie betrachtet und zwar in allen Bundesländern, im 

städtischen Bereich genauso wie im ländlichen. Der überwiegende Teil der untersuchten Schulen 

waren Hauptschulen und zwar 250, und im „adäquaten“ Verhältnis dazu 60 AHS-Unterstufen. 

Dabei zeigt sich, dass 64% der Hauptschulen schulautonomen Maßnahmen gestartet hatten, 

während 62% der AHS-Unterstufen keine schulautonomen Maßnahmen umgesetzt hatten. (vgl. 

Specht 1997: 24ff) 
 

Informationsstand und Einstellung zur Autonomie an den Schulen 

Die Grundüberlegung der Studie war, dass, ob politisch initiierte Innovation umgesetzt werden, 

einerseits von der Informationspolitik, andererseits von der Schulung und Ausbildung der 

Betroffenen, sowie von dem Ausmaß und der Qualität der Überzeugungsarbeit abhängt. 

Dementsprechend lautet die Fragestellung, wie gut sind die PraktikerInnen informiert sind und was 

sie von den Veränderungen halten. Eine beispielhafte Äußerung zum Thema „Vertrauen in die 

Politik insgesamt“ getätigt durch eine Lehrkraft lautete: „Die anfängliche Euphorie über die 

'Autonomie' in der Kollegenschaft ist spätestens durch die Ankündigungen bzw. Maßnahmen im 

Zusammenhang mit dem 'Sparpaket' erloschen!“ (Specht 1997: 28) 

Der erste Teil der Fragestellung beschäftigte sich, wie bereits erwähnt, mit der Selbsteinschätzung 

bezüglich des Informationsstandes. Grundsätzlich ist es so, dass die Studie ergab, dass sich 

SchulleiterInnen besser informiert fühlen als LehrerInnen. Außerdem verhält es sich so, dass sich 

LehrerInnen an Schulen mit Autonomie geringfügig informierter fühlen als an Schulen ohne 

Autonomie. Allerdings zeigte sich auch, dass sich sowohl AHS-Unterstufen-DirektorInnen wie die 

AHS-LehrerInnen besser informiert fühlten als ihre KollegInnen in den Hauptschulen. Trotzdem 

war sich die Mehrheit, egal ob SchulleiterInnen oder LehrerInnen, oder in „autonomen“ bzw. 

„nicht-autonomen“ Schulen einig, dass die Vorbereitung auf die Gesetzesänderungen besser hätte 

sein können. 

Eltern beziehen ihre Informationen großteils aus den Schulpartnerschaftsgremien und fühlen sich 

im Wesentlichen eher gut informiert, speziell an Schulen mit Autonomiebestimmungen. Außerdem 

zeigte die Studie, dass sich die ElternvertreterInnen der Hauptschulen tendenziell besser informiert 
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fühlen als jene der AHS-Unterstufen. 

Betrachtet man die SchülerInnen in diesem Kontext so wird sichtbar, dass ca. 20% der befragten 

SchülerInnen die Prinzipien der Autonomiegesetze kannten und dass sich die SchülerInnen generell 

wünschten verstärkt als ernst zunehmende PartnerInnen anerkannt zu werden. 

Ging es um die Einstellung zum Schulautonomiegesetz so zeigte sich, dass diese überaus 

differenziert und reflektiert sind. Positiv wird die effizientere Ressourcennutzung vermerkt, genauso 

wie die pädagogische Wirksamkeit und der Motivationseffekt, welcher bei LehrerInnen entsteht. 

Weiters war man davon überzeugt, dass durch die Profilbildung eine gewisse regionale Flexibilität 

entsteht. Außerdem ging man davon aus, dass schulautonome Maßnahmen in Bezug auf 

Qualitätssicherung und -förderung positiv wirken und es so zu einer Modernisierung des 

Schulwesens kommt, genauso wie die Schuldemokratie belebt wird. Kritisch wurde jedoch gesehen, 

dass es faktisch zu einer höheren LehrerInnenbelastung kommt und dass die Schulen nur 

ungenügend für solche Maßnahmen ausgestattet sind, genauso wie sie nicht angemessen darauf 

vorbereitet wurden. Außerdem sprachen viele von einer „halbherzigen Reform“, weshalb es ganz 

allgemein zu einer politisch orientierten Systemkritik kam. Befürchtet wurde außerdem, dass das 

Konfliktpotential sowohl innerhalb wie auch zwischen den Schulen steigen wird und manche sahen 

einen Verlust der Durchlässigkeit. 

Die Trends der eingangs erwähnten Fragestellung sind also, dass die positiven 

Einstellungstendenzen gegenüber den kritischen überwiegen, auch wenn sich positive und kritische 

Einstellungstendenzen nicht zwingend ausschließen müssen. Es verhält sich in etwa so, dass der 

„Tropfen auf den heißen Stein“, was die Schulautonomie für viele ist, von der Mehrheit durchwegs 

bejaht wird. Befürchtungen sind generell eher selten und LehrerInnen wie auch SchulleiterInnen an 

Schulen mit schulautonomen Maßnahmen sind grundsätzlich positiver eingestellt. Gleichzeitig sind 

SchulleiterInnen sowohl positiver wie auch kritischer eingestellt und haben auch eher 

Befürchtungen als die LehrerInnen. Betrachtet man die verschiedenen Schultypen so zeigt sich, dass 

es an den Hauptschulen wesentlich mehr BefürworterInnen gibt, während es in der AHS-Unterstufe 

wesentlich mehr KritikerInnen wie auch Befürchtungen gibt. Interessant ist auch, dass es 

Einstellungsunterschiede je nach „geografischer“ Lage der Schulen gibt. So trifft man im urbanen 

Bereich überwiegend auf Kritik und Befürchtungen, während man in ländlichen Gegenden weit 

positiver gestimmt ist. Im „Optimalfall“ wäre also ein(e) SchulleiterIn von einer Hauptschule am 

Land auf die Schulautonomie am besten zu sprechen. 

Betreffend der ElternvertreterInnen kann angemerkt werden, dass diese im Großen und Ganzen 

„Autonomie-freundlicher“ sind als die professionellen PädagogInnen. 
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Entscheidungsprozesse über schulautonome Maßnahmen 

Die erste Frage bezüglich der Entscheidungsprozesse war, wer de facto die Initiatoren und Planer 

von Autonomieprojekten sind. Grundsätzlich gingen die Ideen und Initiativen für 

Autonomiekonzepte meistens von den SchulleiterInnen und Gruppen des Kollegiums aus. 

Allerdings zeigten sich Unterschiede in Bezug auf die Schulgröße. In mittel großen Schulen waren 

es hauptsächlich LehrerInnengruppen, die aktiv wurden, während es in größeren Schulen, 

wahrscheinlich aufgrund des stärkeren Bürokratismus, großteils die SchulleiterInnen waren. Mit 

Fokus auf den Schultyp verhielt es sich so, dass die Initiatoren in AHS-Unterstufen eher 

LehrerInnengruppen waren, während es in den Hauptschulen eher die SchulleiterInnen waren. Ging 

es jedoch um die Gestaltung der Planungsagenda wurde dies in den meisten Fällen 

LehrerInnengruppen übertragen. Das heißt also, dass die Schulautonomiegesetzgebung all jenen 

LehrerInnen, die ihre Schule aktiv mitgestalten wollen, eine Chance geboten hat und somit 

förderlich für die Schuldemokratie ist.  

Ein weiterer Aspekt in Bezug auf die Entscheidungsprozesse ist die Informiertheit und Transparenz 

im Vorfeld der Entscheidungen. Die Studie ergab, dass die Hälfte des Informations- und 

Diskussionsprozesse in schulinternen Gremien statt gefunden haben und auch formelle 

Informationen über die gesetzlichen Veränderungen miteinbezogen wurden. Die 

ElternvertreterInnen ihrerseits empfanden die Informationsstrategie „ihrer“ Schule weitgehend als 

unbefriedigend. So beschrieb ein Elternvertreter den Entscheidungsablauf ganz nüchtern wie folgt: 

„Bei uns wurde in puncto Schulautonomie ein Schulforum einberufen bzw. angesetzt. Da erfolgten 

die Mitteilungen über diesbezügliche Maßnahmen durch den Schulleiter und sogleich wurde 

darüber abgestimmt und beschlossen.“ (Specht 1997: 66)  

Die Studie zeigte also eine Störung in der Kommunikation zwischen ElternvertreterInnen und 

LehrerInnen auf. Die Eltern sind ihrerseits sehr selbstbewusst und äußern ihre Meinung, sie haben 

ein verstärktes Interesse am Schulgeschehen und sehen sich vom Lehrerkollegium unzureichend 

ernst genommen und eingebunden. Die LehrerInnen hingegen fühlen sich zum Teil von den 

ElternvertreterInnen blockiert. Trotzdem artikulierten beide „Parteien“ ein gutes Verhältnis zu 

einander.  

Wie sah es nun mit Einwände und/ oder Bedenken im Entscheidungsprozess aus? An den 

Hauptschulen gab es grundsätzlich seltener Bedenken (25%), wie an den AHS-Unterstufen (51%), 

was wahrscheinlich daran liegt, dass in den Hauptschulen wesentlich häufiger das gesamte 

Kollegium für die Vorschläge verantwortlich ist. Denn an den Hauptschulen wird hauptsächlich, 

wie auch schon die Studie von Bachmann et al gezeigt hat, eine „konsensorientierte 

Entwicklungspolitik“ verfolgt. Das heißt, die Konflikte werden weit seltener, wie in AHS-
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Unterstufen, durch rein formelle Abstimmungen beigelegt, sondern andere Taktiken, wie 

Überzeugungsarbeit oder Konzeptänderungen, werden bevorzugt. Dementsprechend wird bei den 

Hauptschulen viel häufiger eine Einstimmigkeit im Schulforum erreicht und auch die Stimmung im 

Kollegium ist meistens besser. Kommt es dennoch zu Einwänden so sind diese zu 88% aus dem 

Lehrerkollegium, zu 4,2% von den Eltern und zu 5,5% kommen sie von der Schulaufsicht. 

Generell ist es jedoch die „positivste“ Variante, wenn die Initiative und Planung von dem ganzen 

Kollegium getragen wird. 

Und auch an dieser Stelle sei angemerkt, dass die Einführung von schulautonomen Maßnahmen 

anscheinend innerschulische Diskussionen in Gang bringt und somit auch die Schuldemokratie 

nicht unberührt bleibt. 
 

Schulautonomie und Schulentwicklung 

Betrachtet man die Einschätzungen der globalen Entwicklungstendenzen der Schulen, sprich 

qualitative und quantitative Veränderungen, so zeigt sich, dass die Entwicklungstendenzen an den 

Hauptschulen positiver eingeschätzt wurden als in den AHS-Unterstufen. Eine Tendenz, die sich 

mit Blick auf „Autonomie-Schulen“ verstärkt.  

Aus Sicht der SchulleiterInnen und LehrerInnen gibt es mehrere latente Dimensionen, die für die 

Entwicklungseinschätzungen der Schule entscheidend sind. Erstens muss die Aktivität der Schule 

ins Auge gefasst werden. Fragen hierzu wären, wie hoch die Angebotsvielfalt ist und ob es zum 

Beispiel fächerübergreifende Unterrichtsformen existieren. Entscheidend sind auch die Merkmale 

der SchülerInnenschaft und zwar in Bezug auf die Leistung oder Diszipliniertheit, genauso wie die 

SchülerInnenfluktuation, sprich die Höhe der Repetentenquote und der sprengelfremden 

SchülerInnenzahlen. Ganz zentral in Bezug auf eine „gute“ Schulentwicklung ist, wie auch die 

Studie von Eder (1996) klarstellt, das Schulklima. Aber auch die Infrastruktur, sprich das Gebäude 

oder die Ausstattung sind nicht zu vernachlässigen. Im Wesentlichen geht es ihr um die Frage, was 

eine „gute“ Schule ausmacht.  

Angelehnt an die vorangegangenen Ausführungen, ließen sich in den Hauptschulen mehr Indizien 

dafür finden, dass schulautonome Maßnahmen einen konstruktiven Beitrag leisten, auch wenn 

insgesamt eher eine gewisse Ernüchterung durchdrang. Denn auch problematisch Nebenwirkungen 

wurden sichtbar, zum Beispiel in Bezug auf das Schulklima. Außerdem waren viele schulautonome 

Maßnahmen durch den Kampf gegen die vorhandenen Probleme „inspiriert“, was als durchaus 

problematisch bewertet wurde. Außerdem hat sich die Situation der „Schulen mit Autonomie“ 

dadurch nicht verbessert, man kann nur davon sprechen, dass sie sich „zumindest“ nicht 

verschlechtert hat. Zwar deuten die Daten der Hauptschulen darauf hin, dass autonome Maßnahmen 
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etwas positiv verändern können, aber eben nicht müssen. Trotzdem ist die Sinnhaftigkeit von 

Autonomiemaßnahmen an den Hauptschulen weniger umstritten, als an den AHS-Unterstufen.  

Werner Specht stellt deshalb folgende Hypothese auf: „An den vergleichsweise, kleineren in sich 

homogeneren, existentiell bedrohteren, und auch deshalb weniger stark in Fach- und 

Interessengruppen gegliederten Hauptschulen haben Innovationen, die zur Schulentwicklung und 

zur Attraktivität der Schule beitragen, größere Chancen, von der gesamten Schulgemeinschaft 

anerkannt und mitgetragen zu werden.“ (Specht 1997: 99) 

Wie sehen nun die Eltern die Schule? Um dies zu überprüfen wurde in der Studie von Specht nach 

folgenden Schwerpunkten gefragt: Qualität des Unterrichts, Reichhaltigkeit des schulischen 

Angebotes, Dimension der LehrerInnen-SchülerInnen-Beziehung, Förderungsbemühungen der 

LehrerInnen, Leistungsanforderungen der Schule, materielle Ausstattung und Gewalt an der Schule. 

Prinzipiell haben die Eltern einen sehr undifferenzierten Blick auf die Schule, mit Ausnahme der 

Punkte „Leistungsanforderungen“, „materielle Ausstattung“ und „Gewalt an der Schule“. Trotzdem 

sehen die Eltern der AHS-Unterstufe-Kinder ihre Schule weit kritischer als die Eltern der 

Hauptschulkinder. Betrachtet man die Schulen nach Autonomiestatus, so zeigt sich, dass hier in 

Bezug auf das „Pädagogische Bemühen“ ein signifikanter Unterschied zwischen „autonomen 

Schulen“ und „nicht-autonomen Schulen“ besteht. Autonomieschulen werden positiver 

wahrgenommen. Außerdem wird in Autonomieschulen von den Eltern häufiger die Tendenz zur 

„Modernisierung des Unterrichts“ erkannt. Insgesamt werden die Veränderungsimpulse durch die 

Schulautonomie positiv wahrgenommen, auch wenn sich hier kein starker Effekt gezeigt hat.  

Betrachtet man nur die SchülerInnen unter demselben Gesichtspunkt, stellt sich auch hier die 

Situation so dar, dass die HauptschülerInnen „ihre“ Schule weit unkritischer sehen, als ihre 

KollegInnen in der AHS-Unterstufe. Außerdem erkennen auch sie, so wie „ihre“ Eltern, eine 

Entwicklungstendenz in Richtung „modernere Unterrichtsformen“ und dem praktischen Nutzwert 

der Schule. Allerdings präsentierten die Daten auch, dass die Schulautonomie kein hinlängliches 

Mittel ist um ungünstige Rahmenbedingungen erfolgreich entgegen zu wirken. Ein Tatbestand der 

vor allem für die AHS-Unterstufe zutrifft.  

Ist die Schulautonomie nun eine Chance für innovative Schulentwicklung oder nicht? Die Specht-

Studie hat klar gezeigt, dass der anfängliche Optimismus in Bezug auf die Ist-Situation relativiert 

werden muss. Denn rein statistisch hat die Schulautonomie keinen Einfluss auf die 

Schulentwicklung, auch wenn die Hauptschulen tendenziell positiver vom Kollegium beurteilt 

werden. Allerdings „fördert“ die Implementation von schulautonomen Maßnahmen  gewissermaßen 

das Konfliktpotential im Kollegium, und auch wenn die Aktivitätsdimension von den LehrerInnen 

als wichtiger bewertet wird, wie das Schulklima, ist „anhaltender“ Streit im Kollegium sicher ein 
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hemmender Faktor.  
 

Motivation und Zufriedenheit durch Autonomie? 

Die Erwartungshaltung an die Schulautonomiegesetze war, dass sich die Arbeits- und 

Berufssituation von LehrerInnen positiv verändert, sprich, dass sich auf Grund der neuen 

Gestaltungsfreiräume ein gewisser Motivationseffekt bemerkbar macht. 

Entscheidend für die Zufriedenheit am Arbeitsplatz „Schule“ ist die sozial-emotionale Qualität des 

Schulklimas. Die Studie von Specht ergab, dass es bei den Hauptschulen praktisch keinen 

Zusammenhang zwischen Schulautonomie und LehrerInnen-Zufriedenheit gab, genauso wenig wie 

zwischen der Zufriedenheit von LeiterInnen und Schulautonomie. Es zeigte sich sogar eher 

gegenteilig, dass es an Schulen mit autonomen Maßnahmen zu einem Mehr an Arbeitsbelastungen 

kam. Allerdings gaben auch 46% der befragten HauptschulleiterInnen von „autonomen Schulen“ 

an, dass die Arbeit „wieder mehr Spaß“ mache. Insgesamt wurde wieder eine Differenz zwischen 

Zustands- und Entwicklungswahrnehmung festgestellt. Erwartungen wurden geweckt, welche 

allerdings aus mehreren Gründen unerfüllt blieben.  

Die HauptschullehrerInnen und -leiterInnen wiesen außerdem auf Probleme hin, die kaum einer 

Schule fremd schienen. So meinte ein(e) Betroffene(r) aus dem Hauptschulbereich: „Die 

Kürzungen durch das 'Sparpaket' zerstören viele gute Ansätze und frustrieren die engagierten 

Lehrer.“ (Specht 1997: 137) Außerdem wurde angedeutet, dass an schulautonome Maßnahmen 

selten das ganze Kollegium beteiligt ist. „Es gab und gibt Veränderungen (z.B.: Team-Teaching, 

Projektunterricht, Integration), die allerdings nur von einer kleinen LehrerInnengruppe getragen 

werden.“ (Specht 1997: 137) Und auch die Problematik des Stellenwertes des Lehrerberufes in der 

Öffentlichkeit wurde angesprochen. „Für unsere Jugend brauchen wir die besten Leute und vor 

allem engagierte, nicht frustrierte Leute (..). Die Arbeit des Lehrers sollte in der Gesellschaft neu 

bewertet werden. Bessere Ausbildung, mehr soziales Lernen, und höhere Entlohnung wäre 

notwendig. Idealismus wird den LehrerInnen sofort durch niedriges Ansehen in der Gesellschaft 

genommen.“ (Specht 1997: 137) 

Alles in allem scheint der/ die SchulleiterIn ein zentraler Indikator für ein „gutes“ oder „schlechtes“ 

Schulklima und dementsprechend auch für die Arbeitszufriedenheit aus Sicht der LehrerInnen zu 

sein.  
 

Schulen ohne Autonomie  

Theoretisch gesehen gibt es fünf Gründe warum sich Schulen nicht dazu entscheiden 

schulautonome Maßnahmen zu setzen. Erstens kann es sein, dass man mit dem gegenwärtigen 
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Entwicklungszustand einfach zufrieden ist. Allerdings kann es auch vorkommen, dass man sich 

durch Uneinigkeit blockiert und somit keinem Konsens über potenzielle Maßnahmen findet. Der 

Grund für Dissens beziehungsweise für das nicht Zustandekommen von schulautonomen 

Konzepten kann auch ein Mangel an Engagement und Motivation sein. Aber auch schlechte 

Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel verursacht durch einen schlechten Informationsstand, 

können Umgestaltungen verhindern. Im Übrigen kann es Schulen auch ohne Schulautonomie 

gelingen innovativ zu sein.  

In der Studie von Specht gaben 60% der Befragten an „nicht-autonomen“ Schulen, übrigens sogar 

80% wenn man nur die SchulleiterInnen betrachtet, an, dass man noch mehr Zeit für die 

Vorbereitung brauche um auch etwas Gutes und Sinnvolles zu tun, weshalb bis dato noch keine 

Maßnahmen gesetzt wurden. 55% nannten als Hauptgrund zu wenig Rat und Unterstützung erhalten 

zu haben und deshalb noch passiv geblieben zu sein. Weitere 53% wiesen darauf hin, dass noch 

niemand überzeugend darlegen konnte, was „diese“ Autonomie den Schulen eigentlich wirklich 

bringe und 40% der Hauptschulen ohne autonomen Maßnahmen waren mit der momentanen 

Situation einfach zufrieden. 

Klar ist, dass an den betroffenen Schulen keine einheitliche Meinung diesbezüglich gab. Es zeigten 

sich nur Tendenzen dahingehend, dass SchulleiterInnen stärker zu konservativ-beharrenden 

beziehungsweise zu harmonisierenden Begründungssystemen neigen. Während Eltern und vor 

allem LehrerInnen eher einen Hang zu kritischen Begründungssystemen, wie „zu wenig 

Unterstützung“ und/ oder „zu wenig Engagement“, haben. 
 

Zukunft der Autonomie  

Aufgrund der Ergebnisse der Studie von 1997 empfiehlt Specht auch weiterführende Maßnahmen. 

Zuerst wurden standespolitische Forderungen angesprochen. Er drängte darauf, dass die 

Arbeitsbedingungen verbessert werden müssen und das dem Lehrerberuf seitens der Politik und 

Öffentlichkeit „mehr Respekt“ entgegen gebracht wird. Des Weiteren wurde der Bereich der 

Ausbildung, Fortbildung und Beratung angesprochen, welcher optimiert werden müsse. Dies 

inkludierte, für Specht, auch den Aspekt der Schulaufsicht, da diese statt einer Kontrollfunktion nun 

eine Beratungsfunktion einnehmen soll. Begrüßt würde außerdem eine Ausweitung der 

Schulautonomie werden. Immerhin wünschten sich 68% der befragten SchulleiterInnen und 77% 

der LehrerInnen eine Ausweitung der bugetären Selbstverwaltung. Und 80% der SchulleiterInnen 

sowie 55% der LehrerInnen forderten mehr Einfluss auf die Auswahl der LehrerInnen. Zusätzlich 

wurde die Notwendigkeit einer einheitlichen Qualitätssicherung erkannt. Denn diesbezüglich waren 

LehrerInnen, speziell in der Hauptschule, tendenziell marktwirtschaftlicher orientiert, im Sinne von 
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freier Schulwahl, Sponsoring und bugetäre Selbstverwaltung. SchulleiterInnen hingegen setzten 

vermehrt auf Maßnahmen der inneren Qualitätssicherung der Schule sowie dem Schulsystem. 

Schulen im städtischen Bereich hingegen wünschten sich vermehrt, aus Qualitätsgründen, die 

Aufhebung der Schulsprengel und eine Verbesserung der räumlich-ökologischen Verhältnisse.  
 

Zusammenfassung 

Im Mittelpunkt der Schulautonomie steht, den Schulen die Möglichkeit zu geben materielle und 

personelle Ressourcen flexibel einzusetzen, standortangemessene Angebotsschwerpunkte zu setzen 

und somit auch Schulprofile zu schaffen. Es wurden also sowohl ökonomische wie auch 

organisatorische Aspekte berücksichtigt. Initiiert wurden diese Reformbemühungen aufgrund der 

optimistischen Annahme, dass es so zu einer stimulierenden Wirkung hinsichtlich der 

Schulentwicklung kommt. 

Und auch in puncto „erweiterte Partizipationschancen für alle SchulpartnerInnen“ versprach man 

sich wesentliche Impulse. Allerdings spielen die Eltern(vertreterInnen) im Kontext der  

Autonomiemaßnahmen eigentlich nur eine geringe Rolle. Viele ElternvertreterInnen sind auch 

bezüglich der Transparenz der Planung und Entscheidungsprozesse unzufrieden bzw. generell mit 

der Informationspolitik der meisten Schulen. Veränderungen an Schulen erzeugen einen erhöhten 

Legitimationsbedarf, was sich auch dadurch ausdrückt, dass Eltern anscheinend vermehrt an 

schulischen Angelegenheiten partizipieren wollen.  

Die Studie hat des weiteren deutlich aufgezeigt, dass die SchulleiterInnen eine zentrale Rolle 

spielen, wenn es um Veränderungen und Innovationen an Schulen geht, besonders wenn 

„klimabestimmende“ Größen im Fokus sind. Gleichzeitig bietet die Implementierung von 

schulautonomen Maßnahmen aktiven und engagierten LehrerInnen neue Möglichkeiten der 

Mitgestaltung. Weshalb es auch nicht verwunderlich ist, dass es zumeist LehrerInnengruppen sind, 

welche die konkrete Planung und Ausarbeitung entsprechender Erneuerungen und deren Konzepte 

übernehmen. Auffällig ist, dass Hauptschulen großteils bei der Einführung von schulautonomen 

Maßnahmen eher eine „konsensorientierte Entwicklungspolitik“ verfolgen. 

Specht weist in seinem Resümee auch darauf hin, dass infolge der gesellschaftlichen 

Veränderungen eine Vielzahl von neuen Aufgaben, weshalb sich auch die Rahmenbedingungen 

verändert haben. So ist das öffentliche Interesse an Schulen stetig gewachsen, genauso wie der 

entsprechende Legitimationsbedarf. Dies bedingt auch, dass ein Bewusstsein für den 

Dienstleistungsaspekt von schulischer Bildung und Erziehung geschaffen wurde, weshalb auch ein 

moderater Wettbewerb eingesetzt hat. Die (Einzel)Schule ist als Organisation stärker in den 

Blickpunkt geraten. Überlegungen bezüglich Mechanismen der Selbstkontrolle und 
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Qualitätssicherung werden angestrebt. 

Die Praxis der Schulpartnerschaft, so das Fazit der Studie, ist ein Schwachpunkt der Autonomie. 

Denn obwohl zwischen den Eltern und den SchulvertreterInnen ein gutes Vertrauensverhältnis 

herrscht, haben LehrerInnen anscheinend Schwierigkeiten die Eltern als gewählte VertreterInnen in 

ihrer professionellen Tätigkeit ernst zu nehmen. 

Trotzdem bleibt am Ende die Erkenntnis, dass die Einführung der Schulautonomiegesetze und der 

entsprechenden Maßnahmen bisher zu keinen dramatischen Veränderungen an den Schulen geführt 

haben. (vgl. Specht 1996: 1ff) 

 

3.4.3.  Schulprofilierung und neue Kommunikation- und 

Informations- technologien – eine Studie von Altrichter et al (2005) 
 

Ziele und Anlage der Untersuchung  

Ausgangspunkt ist der häufig thematisierte rasche gesellschaftliche Wandel, welcher 

charakteristisch für die Gegenwart ist und welcher auch eine Beschleunigung des Tempos der 

Veränderungen in den Schulen zur Folge hatte. So wurden die neuen Spielräume, welche seit den 

1990er Jahren gegeben wurden, von den Schulen zunehmend genutzt und spezielle Profile wurden 

geschaffen. Außerdem gelang es vielen durch Einkunftsmöglichkeiten und Sponsoring zusätzliche 

Mittel zu lukrieren und man begann mit einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit. Altrichter et al 

stellen sogar fest, dass sich die Sprache und das Denken von LehrerInnen an entwicklungsaktiven 

Schulen verändert hat, genauso wie sich die Tätigkeit der LehrerInnen im Wandel befindet. 

Außerdem zeigt sich an manchen Schulen der Trend zu einem möglichen Erwerb von 

außerschulischen Zertifikaten, wie zum Beispiel dem europäischer Computer-Führerschein (ECDL) 

oder den Cambridge Certificates, also Zertifikat aus dem Erwachsenenbildungsbereich. Ein 

Tatsache, die für Altrichter et al, auf einen Bedeutungsverlust der Schule hindeuten könnte, da es 

allem Anschein nach zu einem grundlegenden Veränderungsprozess der Funktion der Schule in 

unserer Gesellschaft kommt. Gehören doch gerade die Abschlüsse und Übergänge, welche ohne 

Konkurrenz organisiert waren, zu den klassischen Privilegien des Schulsystems. Die Untersuchung 

selbst beschäftigt sich mit zwei Alternativthesen: 
 

➢ „Befindet sich das öffentliche Schulwesen gegenwärtig in einer Phase tiefgehender 

Transformation, in der sich die gesellschaftliche Funktion, Struktur und Arbeitsweise der 

Schulen verändert? Kommt sogar eine Phase der 'Modernisierung' des Schulsystems, die 

von den Ideen der Aufklärung getragene und durch den Staat veranstaltete Gestaltung 
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des Schulwesens, .. zu ihrem Ende?“ (Altrichter et al 2005: 9) 
 

➢ „Gelingt es dem öffentlichen Schulwesen, in der ihm oft zugeschriebenen Mischung aus 

Behäbigkeit und Schlitzohrigkeit wieder, inmitten gesellschaftlicher Transformationen 

von außen kommende Veränderungszumutungen so klein zu arbeiten, dass es sich nicht 

verändern muss?“ (Altrichter et al 2005: 9) 
 

Die konkrete Fragestellung lautete also, „ob und wie sich im Zuge von Prozessen der 

Schulprofilierung Arbeitsweise, Struktur und Funktion der sich profilierenden Schulen verändert.“ 

(Altrichter et al 2005: 10) Dementsprechend wurden die „Arbeitsweisen“ der Schulen unter 

bestimmten Analysegesichtspunkten betrachtet: 
 

➢ dem curricularem Aspekt (inhaltliche Schwerpunktsetzung der Schule) 
 

➢ dem didaktische-methodischen Aspekt (Gestaltung des Unterrichts) 
 

➢ dem organisationsspezifischem Aspekt 

• intern (Arbeitsformen im Kollegium und interne Organisation der Bildungsinstitutionen) 

• extern (Beziehungen der Schule mit der Außenwelt) 
 

In der Studie wurde die „Einzelschule“ als Untersuchungseinheit definiert, da man primär darauf 

abzielte die Mikroprozesse zu beschreiben und zu verstehen. Der Anspruch der Untersuchung war 

die Beschreibung der innerschulischen Verarbeitungsmuster auf Ebene der Einzelfallstudie und eine 

vergleichende Analyse der Fälle auf Ebene der cross-case-Analyse. Dabei wählte man die 

Einzelfälle bewusst so aus, dass es sich um Schulen handelte, welche einerseits einen Bereich 

behandelten, welcher einen besonders dynamischen Wandel im Bildungswesen erfährt, nämlich die 

Informations- und Kommunikationstechnologien, und andererseits Schulen, welche auf diesen 

Wandel besonders aktiv reagiert haben. Dabei nahm man in Kauf, dass man eventuell „das Ausmaß 

der Veränderung überschätzt wird (oder) die Gefahr, die Beeinflussung des Schulwesens durch 

gesellschaftliche Interessen zu überschätzen.“ (Altrichter et al 2005: 18) 

Untersucht wurden drei Schulen (Hauptschule, Realgymnasium, Handelsakademie), welche ihren 

Fokus auf die Nutzung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien richteten, 

anhand von 12-15 Leitfadeninterviews (zwei Wellen) mit verschiedenen Protagonisten der 

Profilierung (LehrerInnen, SchülerInnen, Eltern, externe Bezugspersonen, 'Betroffene aus der 

Gemeinde') sowie mittels schriftlicher Unterlagen, wie Konzepten, Außendarstellungen, Protokolle 

oder Reaktionen der Presse. (vgl. Altrichter et al 2005: 7ff; Altricher et al 2006: 1f) 

Im Kontext dieser Diplomarbeit sollen „nur“ die Ergebnisse in Bezug auf die Hauptschule und das 
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Fazit der gesamten Untersuchung dargestellt werden. 
 

Die Profilierung einer Hauptschule  

Die Überlegungen der eher kleinen Hauptschule mit acht Klassen und 160 SchülerInnen in einer 

Kleinstadt in Richtung Veränderungen wurden ausgelöst vom „bevorstehenden“ Kampf ums 

Überleben, wie es auch der dort zuständige Bezirksschulinspektor formulierte. Durch die steigende 

Konkurrenz bezüglich der SchülerInnenrekrutierung mit der AHS-Unterstufe, entschied man sich 

dazu „anders sein“ zu wollen als die anderen und den Eltern eine Alternative im Sinne einer 

zukunftsträchtigen Ausbildung zu geben. Da in der näheren Umgebung schon sowohl ein 

Musikhauptschule wie auch eine Sporthauptschule existierten, entschiede man sich für Informatik, 

ein Wunsch der auch vom Kollegium getragen wurde.  

Was veränderte sich nun durch die Innovation oder was blieb wie es war? Zuerst musste natürlich 

der traditionelle Fächerkanon verändert werden, da der neue Gegenstand auch Platz brauchte. Um 

dies zu erreichen wurden mittels der Autonomiegesetze andere Fächer gekürzt. Eine der wichtigsten 

Grundlagen für einen zeitgemäßen Informatik-Unterricht ist die Ausstattung mit neuen technischen 

Medien. Deshalb wurden zwei Computerräume eingerichtet, wobei aus Platzmangel der 

Zeichensaal aufgegeben werden musste. Um diese auch finanzieren zu können, wurde die Schule  

einerseits von der Gemeinde, aufgrund einer „glücklichen Fügung“, unterstützt und andererseits 

bemühen sich einige LehrerInnen um Kooperationen mit Betrieben und Firmen um den technischen 

Stand auch halten zu können, was vom Leiter besonders geschätzt wird. Trotzdem ist es schwer das 

Equipment auf dem aktuellsten Entwicklungsstadium zu halten, da die öffentlichen Mittel 

beschränkt sind. Außerdem würde man sich generell mehr budgetäre Mittel wünschen um der 

räumlichen Beengtheit zu „entkommen“.  

Zu den Veränderungen kann auch gezählt werden, dass die Ansprüche der SchülerInnen durch den 

Schwerpunkt an die Computerausrüstungen gestiegen ist und die SchülerInnen verstärkt versuchen 

auch zu Hause ein entsprechendes oder besseres Gerät zu bekommen. Deutlich wurde auch, dass 

sich die Schule offenbar erfolgreich dem Konkurrenzkampf gestellt hat, da die Anmeldezahlen 

stiegen. „Nachdem wir eine EDV-Hauptschule sind, ist das Einzugsgebiet auch größer geworden. 

Das heißt, die Kinder kommen von anderen Schulsprengeln, der Computer ist das Zugmittel“ 

(Altrichter et al 2005: 27f), meinte zum Beispiel eine Lehrerin. Außerdem erhöhte sich die 

Resonanz in den Medien, zum Beispiel ausgelöst durch einen 1. Platz für die Gestaltung der 

Homepage in der Kategorie „Schule“. Gleichzeitig kann man in den Klassen mit Informatik-

Schwerpunkt den europäischen Computerführerschein (ECDL) erwerben, was für die Schule ein 

wichtiger Qualitätsindikator ist und extern als Argument verwendet werden kann. Denn „das 
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ECDL-Zertifikat ist von der Wirtschaft anerkannt (..). Das ist für ihn [ArbeitgeberIn] eine 

Orientierung“ (Altrichter et al 2005: 29) wie ein Lehrer betont. Externe Zertifikate steigern also die 

Attraktivität einer Schule und wirken auch auf das Unterrichtsgeschehen zurück. 

Betrachtet man den Bereich der „Individuellen Verantwortung für den Unterricht und seine 

Weiterentwicklung“ fällt zuerst einmal auf, dass sich die LehrerInnen uneinig sind, ob sich wegen 

der neuen Medien diesbezüglich wirklich was verändert hat. Man kann jedoch davon ausgehen, 

dass der übliche Unterricht nicht auf den Kopf gestellt wurde. „Im Mittelpunkt steht das Erlernen 

und Training des Umganges mit dem Gerät.“ (Altrichter et al 2005: 31) Die Face-to-Face 

Beziehung während des Unterrichts zwischen LehrerInnen und SchülerInnen besteht nach wie vor, 

genauso wie es noch keine Kooperationen mit anderen Fächern gibt. Allerdings kam es zu 

Veränderungen hinsichtlich des LehrerInnen-SchülerInnenverhältnisses, da nun SchülerInnen 

immer wieder als ExpertInnen für die neuen Technologien auftreten. So sieht es auch der 

Schulleiter: „Schüler unterstützen Lehrer in technischen Dingen generell. (..) Es ist auch ein 

gewisser Ehrgeiz der Kinder zu zeigen, dass sie das beherrschen.“ (Altrichter et al 2005: 32) Aber 

auch die LehrerInnenrolle selbst hat sich gewandelt, da nun der PC zum „Begleiter“ des Lehrers 

geworden ist. Das bedeutet auch, dass eine gewisse Notwendigkeit bezüglich Weiterbildung 

besteht, wobei die Bereitschaft hierzu an der untersuchten Schule stark ausgeprägt ist und sich das 

Lehrpersonal ihre Kompetenzen sukzessive angeeignet hat. Wer sich allerdings wann und wie 

weiterbildet wird individuell bestimmt und folgt keinem vereinbarten Professionalisierungskonzept. 

In puncto „soziales Lernen“, so der Tenor der ausgewerteten Interviews, scheint sich durch die 

neuen Technologien nichts geändert zu haben. Bemerkt wird allerdings, dass die SchülerInnen in 

ihrer Freizeit weniger Bewegung treiben als noch in vergangenen Jahren. 

Betrachtet man die SchülerInnenpopulation an dieser Hauptschule zeigt sich, dass etwa zwei Drittel 

aller SchülerInnen Buben sind. Das bedeutet auch faktisch eine höhere SchülerInnenzahl und ein 

größeres Prestige für die Schule.  

Zusammengefasst kann also gesagt werden, dass die beschriebene Hauptschule den IKT-

Schwerpunkt aufgrund der sinkenden SchülerInnenzahlen implementiert hat und dabei der 

Überlegung folgte die SchülerInnen „fit für den Einstieg in den Beruf bzw. für den Übertritt in eine 

weiterführende Schule“ (Altrichter et al 2005: 36) zu machen.  Die Innovation ging zu erst von 

einem Lehrer mit IKT-Kompetenzen aus und da, durch die Einführung des Schwerpunktes, 

tatsächlich die SchülerInnenzahlen stiegen, begannen weitere LehrerInnen sich dafür zu 

qualifizieren. Dies zeigt auch, dass die Initiierung von Erneuerungen nicht unbedingt ein Kraftakt 

ist, „sondern eher (ein) geschicktes Aufgreifen von 'windows of opportunities'.“ (Altrichter et al 

2005: 37) Andererseits ist es schon eine wichtige Voraussetzung zum richtigen Zeitpunkt die 
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Unterstützung der SchulpartnerInnen sowie anderer wichtiger Bezugsgruppen sicher zu stellen. 

Wie ist es aber nun gelungen, dass diese Innovation Wurzeln schlägt und so floriert? Hier folgen 

Altrichter et al der These von Strittmatter (2000), welcher davon ausgeht, dass es hierfür notwendig 

ist, dass sich ein produktives Zusammenspiel der Motivation des „Müssens“, „Wollens“ und 

„Könnens“ entstellen muss. Ein Tatbestand der für diese untersuchte Hauptschule absolut zutrifft. 

Denn, wie bereits erwähnt, gab es einen zwingenden Handlungsbedarf wegen der sinkenden 

SchülerInnenzahlen, durch die Kompetenzen eines einzelnen Lehrers kam die Motiv des „Könnens“ 

dazu und durch eine offenbar sehr aufgeschlossenes LehrerInnenteam wurde die „Wollens-

Dimension“ erfüllt. 

Trotzdem waren Altrichter et al verwundert, dass in den Interviews keinerlei GegnerInnen, 

SkeptikerInnen oder konkurrierende Ideen zum Schwerpunkt auftauchten, da bei solchen 

Innovationen einerseits das Autonomie-Prinzip und andererseits der Paritäts-Grundsatz des Lehrer-

seins „angegriffen“ werden, was zu massiven Konflikten und Ängsten im Kollegium führen kann. 

Warum waren also alle mit den curricularen Verschiebungen so zufrieden? 
 

➢ generell weniger Konflikte in den Hauptschulen, durch die geringere Bedeutung des 

Fachprinzips 
 

➢ die Abwendung der Gefahr einer Schulschließung oder Zusammenlegung durch den 

Schwerpunkt ist ein starkes Argument  
 

➢ möglicher Skepsis kann durch ein „gutes Schulklima“ (persönliche Beziehungen) entgegen 

gewirkt werden 
 

➢ zusätzlicher Gewinn von LehrerInnenstunden 
 

➢ das Prinzip der Freiwilligkeit bleibt oberstes Prinzip (nicht jeder muss EDV-Qualifikationen 

besitzen) 
 

➢ der Informatik-Schwerpunkt erfordert keine spezielle Maßnahmen bezüglich einer effektiven 

didaktischen Umsetzung 
 

➢ Zusicherung der Aufrechterhaltung der Unterrichtsautonomie 
 

„Wir wissen der Schwerpunkt ist die Informatik, aber es darf jeder Lehrer, es soll jeder Lehrer, der 

neue Ideen hat, diese auch hereinbringen. Aber nicht als Konkurrenz zur Informatik, sondern 

ergänzend dazu.“ (Altrichter et al 2005: 41) 

 (vgl. Altrichter et al 2005: 21ff) 
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Schulischer Wandel angesichts von Veränderungen durch IKT-Profilierung 

Alle drei Schulen sahen sich im Wettbewerb mit anderen Schulen. Die Ergebnisse der Hauptschule 

zeigten, dass sie vor allem in Konkurrenz steht mit anderen Hauptschulen, aber auch der Allgemein 

höheren Schule in der Nähe kann man die Stirn bieten.  

Zentral bei allen Schulen war die Schärfung des Profils im Sinne eines „marktorientierten 

Dienstleistungsunternehmens“ um sich so von den anderen abheben zu können. Als entscheidende 

Indikatoren, ob diese Schärfung auch erfolgreich war/ ist, wurde folgendes genannt: 
 

➢ SchülerInnenzahlen 

➢ gute bzw. „besondere“ SchülerInnen (z.B.: SchülerInnen von außerhalb des Schulsprengels) 

➢ männliche Schüler  

➢ SchülerInnen aus gehobenen sozialen Schichten  
 

Also im Wesentlichen geht es hier nach den Komponenten „Wohnort“, „Geschlecht“ und „soziale 

Herkunft“. Das heißt auch, dass sich neue Formen der Selektivität herausgebildet haben, welche mit 

den „traditionellen“ Aufgaben der Schule konkurrieren bzw. sogar widersprechen und einer klaren 

Wettbewerbsstrategie gehorchen. Diese Strategie umfasst unter anderem, dass man sich ein 

attraktives Profil schafft in dem Kompetenzen vermittelt werden, welche am Markt gefragt sind. 

Die Ausbildung soll also aktuell, berufsnützlich und zukunftsträchtig sein. Das heißt auch, dass die 

Wettbewerbssituation stärkere Impulse für die Entwicklung der Schulen gebracht hat. Gleichzeitig 

kommt es in diesem Sinn auch zu einer ausgeprägteren „Berücksichtigung“ der Eltern- und 

SchülerInnenwünsche. Respektive zu einer Orientierung an außerschulischen Standards. Dies führt 

in weiterer Folge dazu, dass eine übernationale Vergleichbarkeit der Qualifikationen angestrebt 

wird. 
 

Imgrunde genommen hat sich bei allen drei Schulen keine Veränderung hinsichtlich der 

schulinterne Arbeitsorganisation und der externen Beziehungen eingestellt, sprich es kamen 

keine Strukturelement oder Koordinierungsmechanismen hinzu, sondern es waren engagierte und 

kompetente Schulleiter und Einzelpersonen welche sich verantwortlich zeigten. In allen Schulen 

kam es zu einer Öffnung und die Beziehungen mit der Außenwelt intensivierten sich. Gleichzeitig 

wurde nun ein aktives Marketing, Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpflege notwendig um die 

erforderlichen Ressourcen zu sichern. Die Studie von Altrichter et al zeigte des Weiteren, dass diese 

Schulen Betrieben immer ähnlicher wurden und die Schulleiter quasi zu Managern. 
 

Der Ausgangspunkt war, dass durch die neuen gesellschaftlichen Anforderungen, welche durch die 
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neuen Medien entstehen, sich auch dadurch eine neue Lernkultur (Curriculum und Didaktik) 

entwickelt. Doch die Ergebnisse der Studie zeigten geradezu das Gegenteil. Die traditionellen 

Unterrichtsmethoden wurden beibehalten und die neuen pädagogischen Möglichkeiten wurden 

nicht genutzt, auch nicht in der Didaktik. Altrichter et al bezeichnen dies als „symbolische Politik“, 

sprich die Schule zeigt ihre Zukunftsoffenheit und ihren „good will“ gegenüber den 

Bezugsgruppen, mehr aber nicht. (vgl. Altrichter et al 2006: 3ff; Altrichter et al 2005: 97ff) 
 

Rechtfertigungsdiskurse und Funktion der Schule  

Schulsysteme haben gesellschaftliche Funktionen, welche von gerichteten Kontrollformen und -

mechanismen auch bestimmt werden. Diesbezüglich lassen sich, wie an anderer Stelle schon 

erwähnt, drei Rechtfertigungsdiskurse verorten, „liberal/ pedagogic tradition“, „developmental/ 

pedagogic tradition“ und „economic/ vocational tradition“. In allen drei Schulen gab es eine breite 

Argumentation im Sinne der „economic/ vocational tradition“, was klarerweise eine Veränderung 

der Qualifikationsleistung in Richtung einer stärkeren Betonung der Aktualität und 

Berufsnützlichkeit von Bildung bedeutete.  

Die Untersuchung hat des weiteren gezeigt, dass die Entwicklung in Richtung Bildungsstandards 

eine Modernisierung der Selektionsfunktion der Schule, eben durch die „Verwissenschaftlichung 

der Selektionsleistung“, mit sich bringen kann. Allerdings wurde auch aufgezeigt, dass an den 

untersuchten Schulen die Sensibilität gegenüber sozialen Problemen sinkt und sich somit das 

Potential der sozialen Auslese erheblich verstärkt. „Bedeutsam (erschienen) die zunehmende 

Zurückhaltung in Sachen sozialer Selektivität, der erhöhte Stellenwert der Rhetorik der 

Berufsnützlichkeit und die Möglichkeit, erhöhte Leistungsanforderungen an SchülerInnen wie 

LehrerInnen zu stellen und sie durch Profilspezifika zu rechtfertigen.“ (Altrichter et al 2006: 14) 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Integrationsfunktion der Schule an Bedeutung verliert. 
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4. Erhebungsergebnisse 
 
4.1.  Methode 
 

Nach Abschluss der konzeptuellen Phase und der Bündelung der interessanten bzw. relevanten 

Fragestellungen sowie der Entscheidung für eine qualitativ-empirisches Vorgehen – 

inhaltsanalytische Auswertung/ Interpretation von problemzentrierten Interviews mit 

SchulleiterInnen, LehrerInnen und auch ElternvertreterInnen von ausgewählten Hauptschulen in 

einem Ballungszentrum, welches ich Steinernes Meer nennen möchte – folgte die Kontaktaufnahme 

mit den Hauptschulen Funtenschule, Ritzenschule und Seehornschule, wobei diese Bezeichnungen 

ebenfalls fiktiv sind. Diese durchaus übliche Anonymisierung der „Forschungsobjekte“ zollt dem 

Anspruch auf Vertraulichkeit Respekt, welches ich gerade in Anbetracht der Offenheit der 

Befragten in Bezug auf die Situation der eigenen Schule als sehr wichtig empfand.  

Die qualitativ-empirisch Methode wurde gewählte, da es mir nur so möglich schien in Bezug auf 

die Fragestellung - Wie hat die Hauptschule auf die seit 1993/ 94 geltende österreichische 

Schulautonomie reagiert und auf den damit einhergehenden latenten Konkurrenzkampf? - in die 

Tiefe gehen zu können. 

Was die Auswahl der Schulen betrifft, habe ich einerseits auf die geographische Verteilung geachtet 

sowie auf den AusländerInnenanteil in den jeweiligen Vierteln. Diese Berücksichtigung des 

AusländerInnenanteils ist unter anderem begründet durch die These der Überfremdung der 

Hauptschulen. (vgl. Grimm 1987: 145 ff) Außerdem wurde darauf geachtet wie viele 

konkurrierende Schulen sich in unmittelbarer Nähe befinden. 

Pro Hauptschule wurde eine Interview mit dem/ der jeweiligen SchulleiterIn geführt, sowie mit ein 

bis zwei LehrerInnen und mit einem/ einer ElternvertreterIn, was allerdings in einer Schule nicht 

möglich war. Die Interviewlänge betrug zwischen 35 und 80 Minuten, vor allem die Gespräche mit 

den SchulleiterInnen gestalteten sich zumeist relativ umfangreich. Der Leitfaden war teilweise sehr 

gezielt konzipiert, aber es gab auch genug Raum um die „spezielle“ Situation einer jeden Schule zu 

erläutern. Diese Interviews wurden anschließend wörtlich transkribiert und inhaltsanalytisch 

aufgearbeitet. 

Vielleicht mag der/ die eine oder andere LeserIn identifizieren können um welches Ballungsgebiet 

bzw. um welche Schulen es sich handelt. Ich ersuche aber alle diese Pseudonyme zu respektieren, 

da es zu keiner Verletzung der wissenschaftlichen Solidarität der Verschwiegenheit kommen soll. 
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Vor allem da sich die Befragten sehr kooperativ verhielten, dem Thema Interesse entgegen brachten 

und Breitschaft zeigten mich bei meinem „Diplomprojekt“ zu unterstützen, wofür ich sehr dankbar 

war. Außerdem liegt der Hauptfokus dieser Arbeit auf der Eingebundenheit der Institution 

Hauptschule in eine Bildungsstruktur und der daraus resultierenden Handlungsfähigkeit in Bezug 

auf die Reform der Schulautonomie, die Situation soll also anhand dieser Schulen exemplarisch 

dargestellt werden. Ein Qualitätsvergleich zwischen den Schulen wird in keinster Weise angestrebt. 

 

4.2.  Funtenhauptschule 
 

Die Funtenhauptschule ist eine der größten Hauptschulen im Ballungsgebiet Steinernes Meer. Es 

werden ca. 330 SchülerInnen in 14 Klassen von fast 40 LehrerInnen unterrichtet. Aufgrund der 

Lage der Schule (das Einzugsgebiet hat einen AusländerInnen-Anteil von 16%) und des Schultyps 

weist sie einen hohen Anteil von SchülerInnen mit Migrationshintergrund auf. Das Leitbild der 

Schule lautet deshalb wie folgt: „Wir verstehen uns als Schule für alle: SchülerInnen aus den 

unterschiedlichsten Kulturen, mit unterschiedlichen Sprachen und Religionen leben und lernen 

gemeinsam mit österreichischen SchülerInnen unter unserem Dach.  

Es ist uns ein Anliegen, die kulturelle und sprachliche Vielfalt unserer Kinder zu respektieren und 

zu fördern und dabei in einem Klima der Toleranz zu leben und zu lernen.“ (Homepage 

Funtenschule) In der Funtenschule wird also der hohe AusländerInnen-Anteil nicht wie sonst üblich 

als problematisch eingestuft, sondern sogar im Gegenteil. Man verweist darauf, dass man sich auf 

dieses „Gebiet“ sehr erfolgreich spezialisiert hat und durch die große Vielfalt der kulturellen 

Einflüsse und dem offensiven Umgang damit einen Vorteil gegenüber anderen Schulen hätte. Auf 

diese Leistung ist man auch sichtlich stolz, da man mit Projekten, die diesem Tatbestand Rechnung 

tragen, wie es Frau Kärlinger ausdrückt, „andauernd gewinnt“. Außerdem wies der Schulleiter 

darauf hin, dass durch den Umstand, dass die Funtenschule eben keine kleine Schule mit 

hauptsächlich Kindern ohne Migrationshintergrund ist, sich auch nicht sorgen müsse „zum 

Aussterben verurteilt“ zu sein.  

„Ein ganz, ganz großes Thema“ an der Funtenschule ist auch die Integrationsaufgabe , weshalb 

„Integration“ auch einen wesentlichen Teil des Schulprofils darstellt: „Unsere Schule leistet 

kontinuierliche Integrationsarbeit: SchülerInnen mit unterschiedlichem Leistungs- und 

Entwicklungsstand und besonderen Bedürfnissen lernen gemeinsam in Integrationsklassen. Wir 

orientieren uns dabei am Lehrplan 2000, der neben der Wissensvermittlung Selbst- und 

Sozialkompetenz sowie dynamische Fähigkeiten, also Schlüsselqualifikationen für das spätere 
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Leben, fördert. Differenzierung und  Individualisierung im schulischen Alltag sind uns dabei 

wichtig. 

Unser LehrerInnen arbeiten verstärkt in unterschiedlichen Teams, um in Kooperation miteinander 

und in Zusammenarbeit mit BetreuungslehrerInnen, SozialarbeiterInnen, SchulärztInnen, 

Institutionen und vor allem Eltern ein positives Schulklima aufzubauen und zu erhalten.“ 

(Homepage Funtenschule) 

Das „Zugpferd“ der Schule ist trotzdem der Medienschwerpunkt, weil so auch wieder Kinder ohne 

Migrationshintergrund rekrutiert werden konnten und können. Und so heißt es auch im Leitbild: 

„Wir fördern verstärkt den Umgang mit neuen Technologien und Informationsmedien in speziellen 

Medienklassen, in denen spielerisch und kreativ der Umgang mit diesen Medien gelernt wird. Wir 

wollen damit unsere SchülerInnen die Möglichkeit geben, möglichst früh den Zugang zu 

Informationstechnologien und den daraus resultierenden Berufen zu finden.“ (vgl. Homepage 

Funtenschule)  

 

Schwerpunkte 

In der Funtenschule hat man neben dem Besuch einer Regelklasse, welche keine besonderen 

inhaltlichen oder pädagogischen Ausprägungen hat, auch die Möglichkeit entweder eine 

Medienklasse oder eine Integrationsklasse zu durchlaufen. Außerdem haben Kinder, welche nur 

sehr geringe Deutschkenntnisse aufweisen, die Option eine „Offene Sprachklasse“ zu besuchen.  
 

Medienklassen 

Seit dem Schuljahr 2001/ 02 wird an der Funtenhauptschule eine Klasse mit Medienschwerpunkt 

als „autonomer Schulschwerpunkt“ geführt. Dies bedeutete in seiner ursprünglichen Form -  wird so 

auch noch auf der schuleigenen Homepage [Stand Juni 2008] angeführt - dass Deutsch im 

Klassenverband, also nicht aufgeteilt auf Leistungsgruppen, unterrichtet wurde und die 

SchülerInnen eine Einheit Medienpraxis pro Woche besuchten. Das heißt in den 

Medienschwerpunktklassen wurde in den Fächern Deutsch, Bildnerische Erziehung, Medienpraxis 

und anderen, fächerübergreifend gearbeitet. Was, wie eine der maßgeblich daran beteiligten 

LehrerInnen betont, „damals sehr gut gelaufen ist“. Dadurch war auch projektorientierter 

Unterricht realisierbar und die SchülerInnen hatten die Möglichkeit zu Erlernen wie aus Ideen 

Konzepte entstehen und diese dann auch im Team umzusetzen. Nicht zu vergessen, dass sich die 

SchülerInnen durch die anschließende Illustration des Projektes Präsentationskompetenzen 

aneignen konnten.  „Mittlerweile, aufgrund der finanziellen Kürzungen, ist das nicht mehr möglich, 

da das Unterrichten, dank weniger benötigter LehrerInnenstunden, in Leistungsgruppen billiger ist. 



86 

Das bedeutet auch, dass der Schwerpunkt nicht mehr als eine Klasse geführt wird, sondern die 

Kindern können heute Medienpraxis als unverbindliche Übung wählen. „Das heißt der sogenannte 

Medienschwerpunkt ist jetzt darauf verkommen, dass die Kinder einmal in der Woche Medienpraxis 

haben und das ist es eigentlich. (..) Es ist wirklich alles zu einer Farce verkommen.“ Und auch ein 

anderer Lehrer mokiert sich darüber, dass sich die Schule trotz dieser Konstellation „Hauptschule 

mit Medienschwerpunkt“ nennen darf. „Das zeigt eigentlich die Absurdität von dem Ganzen. Also 

das ist alles vollkommen aufgebläht und überhöht. (..) Das Mäntelchen was da umgehängt wird, 

wird dem Inhalt und dem Ausmaß nicht gerecht.“  Gleichzeitig weist er auch entschieden darauf 

hin, dass er nichts von dem was da passiert „schlecht machen will“. Geblieben ist, dass in jeder 

Schulstufe eine inhaltliche Priorität, wie Zeitungen, Radio und Funk, Fernsehen oder Foto- und 

Video, gesetzt wird. Das Ziel ist eine kritische Auseinandersetzung mit Medien, genauso wie 

praktische Erfahrungen damit. Und obwohl man sich bewusst ist, dass der Computer diesbezüglich 

ein wichtiges Werkzeug ist, legt man bewusst Wert darauf, dass Medienpraxis nicht gleich 

bedeutend mit Informatikunterricht ist. 

Trotzdem beteuert der Schulleiter, dass dieser Medienschwerpunkt nach wie vor, gerade bei den 

Eltern, sehr beliebt ist und eben ein „Zugpferd“  ist, auch weil die Hauptschule so „vorbereitend 

und impulsgebend“ hinsichtlich einer Oberstufe sein kann. 
 

Integrationsklassen 

Der Funtenschule ist, wie bereits erwähnt, das Thema Integration ein zentrales Anliegen, weshalb 

sie auf ihrer Homepage ein gut durchdachtes Konzept für die Integrationsklassen vorstellen. 

„Prinzipielles Ziel einer Integrationsklasse ist es, dass alle SchülerInnen unabhängig vom 

Leistungsvermögen, dem Schweregrad einer Behinderung oder sonstigen Unterschieden 

gemeinsam in einer Klasse unterrichtet werden. Warum sollten Kinder, die im Hof gemeinsam 

spielen, nicht auch gemeinsam in eine Klasse gehen können? Wir lernen  miteinander und 

voneinander! Dieses Prinzip verspricht Vorteile für alle! Kinder mit und ohne 

sonderpädagogischem Förderbedarf werden also in einer  Integrationsklasse gemeinsam 

unterrichtet.“ (Homepage Funtenschule) 

Dem pädagogischen Konzept zufolge möchte man den Unterricht offen halten für Selbsttätigkeit 

und Selbständigkeit, genauso wie man versucht die Schule gegenüber dem schulischen Umfeld zu 

öffnen. Man will mit den Integrationsklassen raus in die Öffentlichkeit. Die organisatorische  

Einteilung der Klassen wird von mehreren Säulen getragen: Wochenplan, Fachunterricht, 

Frontalunterricht oder gebundener Unterricht, Freiarbeit, Projektunterricht, „bessere“ 

Leistungsbeurteilung und integrative Pädagogik. Um in eine Integrationsklasse aufgenommen zu 
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werden, muss ein Antrag gestellt werden und der Bezirksschulrat stellt einen entsprechenden 

Bescheid aus. Ein Vorgang der bei allen Hauptschulen, die Integrationsklassen anbieten, so 

angewandt wird. 

 

Offene Sprachklassen 

Offene Sprachklassen sind für Kinder, die der deutschen Sprache noch nicht so weit mächtig sind, 

sodass sie dem Regelunterricht folgen könnten. Die SchülerInnen werden ganz normal in allen 

Gegenständen unterricht, nur mit dem Unterschied, dass in den Fachgegenständen auch der 

Sprachunterricht erfolgt. Das heißt, dass zum jeweilig bearbeiteten Thema auch das entsprechende 

Vokabular erlernt wird. Ziel ist der Umstieg in eine Regelklasse, welcher nach maximal zwei 

Jahren erfolgen muss. „Wir erleben immer wieder das Wunder, dass manche schon nach einem 

Jahr so gut Deutsch können, dass sie in die Regelklasse können und andere schaffen es halt in zwei 

Jahren auch nicht.“ Um trotzdem sicherzustellen, dass alle einen Hauptschulabschluss erwerben 

können, bewegt sich die SchülerInnenzahl in den Klassen zwischen 15 und 25 und in den Stunden 

sind meisten zwei LehrerInnen zugegen. 

 

IT-Zertifikat 

Speziell an der Funtenhauptschule ist auch, dass ca. vor drei Jahren begonnen wurde den 

Gegenstand Informatik in Modulen abzuhalten. Jede(r) SchülerIn erhält eine Pass, wo das 

erfolgreiche Absolvieren eines Abschnitts per Stempel dokumentiert wird. Eingeführt wurde dieses 

System hauptsächlich deshalb, weil es immer wieder SchülerInnen gab, die, wie es der Schulleiter 

ausdrückt, „uns in Informatik durch die Lappen gegangen sind“. Nun durch die Übersichtlichkeit 

dieses Systems hat sich das geändert und der Vorteil kam hinzu, dass SchülerInnen jetzt „auch was 

in der Hand haben“.  

 

Gelebte Schulautonomie  

Schon gegen Ende der 1970er Jahre und Anfang der 1980er Jahre begannen die SchülerInnenzahlen 

an der Funtenschule zu sinken. Vor allem an die damals neu errichtete Sporthauptschule sowie die 

Ganztagsschule in unmittelbarer Nähe verlor man viele SchülerInnen. Gleichzeitig begannen sich, 

genauso wie in der Ritzen- und Seehornhauptschule, die „schwierigen“ SchülerInnenpopulationen 

sowie Kinder mit Migrationshintergrund in der Schule zu konzentrieren. Wie in den meisten 

Hauptschulen in einem Ballungszentrum kam es sukzessive zu einer Homogensierung der 

SchülerInnenschaft „nach unten“ und ein negatives Image war die Folge. Es entstand also akuter 

Handlungsbedarf und man begann die Schulautonomiegesetzgebung zu nutzen. Der aktuellste 
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Innovationsschub diesbezüglich erfolgte, wie bereits ausgeführt, anhand der im Jahr 2000/ 01 

eingeführten Medienklasse, wo „in erster Linie der Umgang mit dem PC und natürlich auch der 

Umgang mit Medien“, wie Zeitungen, Radio und Funk oder Fernsehen, erlernt werden soll. Man ist 

sich auch an der Funtenschule einig, dass diese Schwerpunktklassen „ursprünglich schon viel 

gebracht“ haben, aber, und das betonte Frau Kärlinger ganz besonders entschieden, dass aufgrund 

der finanziellen Kürzungen durch das zuständige Bundesministerium der Schwerpunkt um seine 

wesentlichen Elemente beschnitten worden ist. Zwar wird der Gegenstand Medienpraxis als 

unverbindliche Übung nach wie vor angeboten, doch gerade für Frau Kärlinger, die 

Hauptinitiatorin des Medienschwerpunkts, war dies ein „schwerer Schlag“ und sehr demotivierend. 

Es ist als wäre kurz eine „Tür der Möglichkeiten“, durch welche man mit vollem Elan 

durchgegangen ist, in der nächsten Minute wieder zu geschlagen worden. Und obwohl man nach 

wie vor stolz auf das erreicht ist und Herr Riemann die Medienklasse nach wie vor als „Zugpferd“ 

bezeichnet, ist man insgesamt von der Bildungspolitik enttäuscht. Auch weil man an der 

Funtenschule grundsätzlich sehr motiviert wäre. Es gibt zahlreiche Ideen für neue Projekte, man 

will die eigene Schule selbst gestalten und glaubt, „dass  viel mehr möglich wäre“. Allerdings ist 

man sich eben auch einig, dass mehr Mittel notwendig wären und Herr Ingolstätter verweist auf die 

Notwendigkeit neuer pädagogischer Konzepte. Er wünscht sich eine Aufhebung der starren 

Strukturen, ob das nun die Einteilung in Jahrgänge, in Klassen oder 50-Minuten-Stunden ist. An der 

Funtenschule ist man sich relativ einig, dass das momentane Schulsystem „überhaupt nicht 

kindgerecht ist“.  

Trotz des spürbaren Tatendrangs an der Funtenhauptschule findet man viele kritische Worte zum 

Thema „Schulautonomie“ und den damit verbundenen Folgen. Will man schulautonome 

Maßnahmen umsetzen bzw. will man die Möglichkeit der Entwicklung eines autonomen Lehrplans 

nutzen sind jedenfalls Stundenkürzungen notwendig. Das hat die Konsequenz, dass man den 

verschiedenen Gegenständen verschiedene Wertigkeiten zuweisen muss. Das ist in mehrerer 

Hinsicht problematisch. Einerseits sind die Gegenstände, trotz des speziellen LehrerInnensystems 

in der Hauptschule, auch an bestimmte Lehrkräfte und somit an KollegInnen „gebunden“. Zwar 

beteuert man, dass es an der Funtenschule bezüglich der Kürzung spezieller Fächer wie Chemie 

und Physik, keine wirklichen Streitereien gab, doch eine Belastungen für das Schulklima und die 

Harmonie im Kollegium stellte es trotzdem dar. Andererseits ist die Bewertung der einzelnen 

Gegenstände auch immer an ein bestimmtes Weltbild gebunden, wie Herr Ingolstätter erläutert. 

Das heißt würde man zum Beispiel die Eltern fragen, welche Prioritäten gesetzt werden sollen – hat 

man an der Funtenschule tatsächlich einmal gemacht – dann würde es abgesehen von ein paar 

„allgemeinen Floskeln“ kaum Übereinstimmungen geben. Man weiß also von vornherein, dass 
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man es nur einem sehr kleinen Teil aller Beteiligten „recht machen“ kann. Gleichzeitig ist man 

sich aber bewusst, dass aber nun die Einzelschule oder sogar einzelne LehrerInnengruppen „von 

Außen“ die Schuld zugewiesen bekommen. Und zwar auch dahingehend, dass wenn Eltern im 

nachhinein das Gefühl haben die Schule hätte zum Beispiel nicht ausreichend auf die nächst höhere 

Schule vorbereitet, weil man sich ja entschieden hat „Leibesübungen“ nicht zugunsten von 

Mathematik zu kürzen. Und dies wären Dinge, so Herr Ingolstätter weiter, welche nur „schwer zu 

verdauen“ wären und es sich somit um Gewissensentscheidungen handle, welche man nur ungern 

trifft. Gleichzeitig ist man sich an der Funtenschule auch einig, dass das damalige 

Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten ebenso empfunden hat und 

deshalb mittels Schulautonomie diese Aufgabe „nach unten“ delegiert hat.  

Hauptkritikpunkt seitens der Funtenschule ist jedoch, dass sich durch die Umsetzung 

schulautonomer Maßnahmen nicht nur insgesamt kaum etwas verändert hat, sondern auch auf die 

Schulqualität hatte es keinen Einfluss. Es kam also zu keinem „Ruck in Richtung mehr 

pädagogische Qualität“, wie es Herr Ingolstätter ausdrückt. Außerdem bewirkte es keine 

wirklichen Veränderungen bezüglich des Standortbezuges und auch alle Bestrebungen in Richtung 

finanzielle Autonomie sind wieder eingeschlafen. Zwar gibt es an der Schule Getränke-Automaten, 

aber die Plakatwände sind seit geraumer Zeit wieder leer und man macht sich auch nicht wirklich 

Gedanken wegen der Lukrierung von Geldern – es ist einfach kein Thema.  

 

Schulklima und Motivationslage – Das Kollegium 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass die Größe des Kollegiums, immerhin sind in der Funtenschule 

fast 40 LehrerInnen beschäftigt, sehr vorteilhaft für die Entwicklung von schulautonomen 

Maßnahmen ist. Hier finden sich immer wieder LehrerInnengruppen, welche an gemeinsamen 

Konzepten arbeiten, ohne dass das ganze Kollegium involviert sein muss. Das heißte jene 

LehrerInnen, welche sehr motiviert sind, können in der Funtenhauptschule in einem 

ausgezeichnetem Schulklima ihre Ideen frei entfalten. Man hilft im Kollegium zusammen, will eine 

qualitativ hochwertige Bildung vermitteln und sich weiterentwickeln. Gleichzeitig ist der Großteil 

auch bereit etwas „mehr zu tun“ um diese Ziele zu erreichen. Denn „wenn ich da an dem Standort 

eine angenehme Schule haben will, wo die Kinder gerne hin gehen, dann muss ich sowieso mehr 

machen, wie irgendeinen Lehrplan zu erfüllen“ , so ein sehr engagierter Lehrer.  

Auch bei der Einführung des Medienschwerpunktes und den damit verbundenen Stundenkürzungen 

verfolgte man eine „konsensorientierte Schulpolitik“, ließ Diskussionen zu und erreichte so eine 

Einigung. Erleichtert wurde dies klarerweise durch das gute Verhältnis der KollegInnen 

untereinander.  
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Auffällig war auch, dass sich die Befragten in Bezug auf Schulentwicklungsfragen sehr reflektiert 

zeigten und die Ebenen „Eigene Schule und deren Entwicklung“ und „Entwicklung des 

österreichischen Schulsystems insgesamt“ strikt trennten. Denn während man die 

bildungspolitischen Maßnahmen der Entscheidungsträger nicht wirklich gut hieß, speziell in Bezug 

auf die Sparmaßnahmen, da man dadurch die eigenen Bemühungen zerstört sieht, hat man 

bezüglich der Entwicklung der eigenen Schule „ein gutes Gefühl“. Und obwohl man prinzipiell in 

den Schulautonomiegesetzen keinen wirklichen Nutzen sieht, sondern dadurch „nur“ der Druck 

hinzugekommen ist die „richtigen“ Kürzungen bzw. Entscheidungen zu treffen, „arbeitet (man) 

ständig am Profil“ und konzeptioniert sehr ambitionierte Projekte. Dementsprechend blickt man 

auch optimistisch in die Zukunft und geht von einer Weiterentwicklung aus.  „Es kreisen schon 

wieder Ideen in den Gehirnen und es fangen schon wieder Leute an über verschiedene Dinge zu 

reden“. 

 

Schulpartnerschaft 

An der Funtenschule hatte die Einführung der Schulautonomiegesetze und dem damit erhöhten 

Mitspracherecht der Eltern „null Auswirkung“, sprich es ist alles wie vorher, außer dass sich der 

Elternverein aufgelöst hat. Das bedeutet, dass die Eltern nach wie vor „sehr wenig Kontakt zur 

Schule pflegen“. Dies ist vor allem bedingt durch die sprachlichen und kulturellen Barrieren. 

Gerade der Aspekt der nicht vorhandenen Deutschkenntnisse bei Eltern, welche teilweise schon 

über 10 Jahre in Österreich leben, löst Unverständnis aus. Auch deshalb, weil man in bestimmten 

Situationen, ein Kind ist zum Beispiel krank und muss abgeholt werden, es oft nicht möglich ist mit 

den Eltern zu kommunizieren. Es ist also schwer die Eltern „reinzukriegen“, weshalb auch kaum 

jemand bei den Klassenforen erscheint. Die einzige Ausnahme diesbezüglich sind die 

Integrationsklassen, da hier die Eltern „sehr bewusst“ sind und man hier deshalb „auch eine 

Anwesenheit von 100% haben“  kann. 
 

Image 

Aufgrund des hohen AusländerInnen-Anteils hat die Funtenhauptschule an und für sich einen 

schlechten Ruf. „Da hat es immer geheißen 'Ausländerschule', teilweise hat es auch Ausdrücke wie 

'Türkenschule' gegeben, obwohl wir keine fünf Türken an der Schule haben, aber ja, die Leute 

reden halt viel“. Trotzdem weist der Schulleiter darauf hin, dass sich der Medienschwerpunkt 

herumgesprochen hat, auch in den anderen Stadtvierteln, und dass man jetzt auch wieder viel Gutes 

über die Schule hört. Und Frau Kärlinger beteuert: „Ich war vorher an drei anderen Schulen, 

(welche einen einen sehr guten Ruf haben und das ist die beste Schule an der ich je unterrichtet 
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habe“. Außerdem sorgt man sich, entgegen diesem fast typischen Image für eine Hauptschule in 

einem Ballungszentrum, nicht SchülerInnen zu verlieren oder gar zu schrumpfen. Das rührt vor 

allem daher, dass die Funtenschule an und für sich keiner besonders großen Konkurrenz ausgesetzt 

ist. Die nächsten Schulen - vor allem die nächste AHS-Unterstufe - sind im Vergleich zu den 

anderen beiden Schulen sehr weit weg. Gleichzeitig ist der Anteil jener Kinder mit 

Migrationshintergrund und/ oder aus sozial schwächeren Schichten im Einzugsgebiet relativ hoch 

und man meint zu wissen, dass sich diese Kinder auch weiterhin für die Funtenhauptschule 

entscheiden werden. Die Funtenschule ist also eine der größten Schulen im Steinernen Meer und 

man hat eben auch keine großen Sorgen, dass sich das bald ändern könnte. Von daher ist „reale 

Konkurrenz“ kaum ein Thema an der Schule. Allerdings zeigt man sich, wie bereits erwähnt, 

überaus bildungspolitisch bewusst oder auch kritisch. Vor allem Herr Ingolstätter hält von den 

Konzepten „Schulprofil“ und „Konkurrenz im Schulsystem“ nichts. Zwar bewertet er das 

identitätsstiftende Moment des „Profil-gebens“ positiv, lehnt es aber „als Methode (..) um sich 

selbst zu erhöhen, damit man in Konkurrenz mit anderen besser da zu stehen“ ab, da das „mit 

Bildung nichts zu tun“ hat. Gleichzeitig hält er es für sinnlos von der Nachbarschule 10 

SchülerInnen abzuwerben „wegen irgendwas“ . An der Funtenschule wie in jeder anderen Schule 

auch wolle man Qualität bieten, „nur nicht auf Kosten anderer“. 

 

4.3.  Ritzenhauptschule 
 

Die Ritzenhauptschule ist im Ballungszentrum Steinernes Meer  mit 14 Klassen ebenfalls eine der 

größten Hauptschulen. Die Schule ist Arbeitsplatz für ca. 43 LehrerInnen und Ort des Lernens für 

ca. 350 SchülerInnen. Aufgrund ihrer Lage im Stadtzentrum ist die Schule einerseits einer starken 

Konkurrenzsituation ausgesetzt, speziell in Bezug auf die Gymnasien. Da es allerdings auch zutrifft, 

dass das Einzugsgebiet einen der höchsten AusländerInnen-Anteil, nämlich von 23,5%, aufweist, ist 

der Anteil der SchülerInnen mit Migrationshintergrund, er liegt bei 86%, sehr hoch, weshalb man 

sich eigentlich, wie in der Funtenschule, keine Sorgen macht in den nächsten Jahren wesentlich 

weniger SchülerInnen zu kriegen. Als jedoch in dem besagten Gebiet die Schulsprengel fielen, 

verzeichnete die Ritzenschule mit minus 46% den höchsten SchülerInnenrückgang im Steinernen 

Meer. Die Ziele der Schule sind: 
 

➢ „Wir wollen eine lebendige Gemeinschaft sein, in der wir die Würde eines jeden am 

Schulleben Beteiligten respektieren. 
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➢ Unser Ziel ist es, das Vertrauen der Schüler in ihre eigene Leistungsfähigkeit zu 

stärken und sie zu einer selbständigen Arbeitshaltung zu führen.  
 

➢ Wir möchten den Eintritt ins Arbeitsleben durch eine fundierte Allgemeinbildung 

unterstützen.  
 

➢ Wichtig ist uns, dass die Jugendlichen bereit sind Verantwortung zu übernehmen.  

Unsere Schüler sollen bestmöglich auf den Übertritt in eine weiterführende Schule 

vorbereitet werden.  
 

➢ Wir wollen das Interesse der Kinder für andere Kulturen und Sprachen fördern.  

Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache sollen möglichst rasch die deutsche Sprache 

erlernen.“ 

          Quelle: Homepage Ritzenschule 
 

 

Schwerpunkt 

In der Ritzenhauptschule gibt es „nur“ Regelklassen und Integrationsklassen, man arbeitet 

ausschließlich mit einem „ganzheitlichem“ Schulprofil und verzichtet auf jegliche 

Schwerpunktklassen. Die oberste Priorität  der Schule liegt auf „Sozialem Lernen“, weshalb 

zugunsten dieses Faches Stundenkürzungen vorgenommen wurden. „Wir sind weder Informatik-

Hauptschule noch Sprachenhauptschule, noch sonst irgendwas, unser Schwerpunkt ist wirklich 

eher auf dem sozialen Bereich und auf Berufsorientierung“. Dieser Schwerpunkt richtet sich 

bewusst nach dem „standortspezifischem Klientel“, da wie es die Schulleiterin ausdrückt „die 

Kinder die wir hier haben eine spezielle Betreuung (..) brauchen“. Soziales Lernen in der 

Ritzenschule bedeutet zu lernen wie man miteinander umgeht oder wie man 'Nein-sagt'. Es geht um 

die Selbststärkung der Kinder, welche heutzutage „viel zu viel alleine gelassen (werden) und 

isoliert sind“. Die Kinder sollen wieder miteinander spielen lernen, statt sich immer nur mit 

Gameboy und MP3-Player zu beschäftigen. Man forciert Konfliktmanagement, weshalb Probleme, 

wie zum Beispiel „Mobbing“ sofort an der Wurzel gepackt werden und die Schulleiterin achtet 

spezielle darauf, dass sie „sehr involviert“ ist und auch die LehrerInnen jederzeit auf sie 

zurückgreifen können. Weshalb sich der soziale Schwerpunkt, so Frau Wiechenthaler auch deutlich 

bemerkbar macht. Diese Ausrichtung der Ritzenschule beinhaltet auch, dass Themen wie 

Suchtprävention und Peer-Education ebenfalls aufgegriffen werden. Außerdem wurden zahlreiche 

Projekte gestartet, wie das „Streitschlichter-Projekt“ in den Klassen, das Projekt „Fair-Streiten“ 

oder das Projekt „Burschen Arbeit“, wo sich die Schüler mit der „neuen“ Rolle des „Bub-seins“ 
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auseinandersetzen lernen. Es geht also um den Erwerb von gewissen Grundkompetenzen, auch 

wenn das „vielleicht ein bisschen altmodische Sachen“ sind. Damit meint die Schulleiterin Dinge, 

wie den Gebrauch der „fünf Zauberwörter“ (Bitte, Danke, Entschuldigung, auf Wiedersehen und 

Guten Tag), dass man beim Reden keinen Kaugummi hat oder wie man sich bei einem 

Vorstellungsgespräch kleidet. Die Sozialen-Lern-Stunden wurden in allen 1. und 4. Klassen sowie 

in den Integrationsklassen eingeführt.  

Die Integrationsklassen folgen „demselben“ pädagogischen Konzept wie in der Funtenschule, auch 

wenn dieses nicht explizit auf der schuleigenen Homepage erläutert wird. Die Homepage der 

Ritzenschule ist generell stärker „kundenorientiert“, sprich weniger zu Werbezwecken. Das heißt 

auf der Homepage finden sich vorwiegend Informationen für die Eltern der Kinder, welche 

tatsächlich die Schule besuchen. Dazu gehören die Sprechstunden-Termine aller LehrerInnen und 

aktuelle Informationen (z.B.: Termine) zu den einzelnen Klassen, also alles was für die Eltern von 

Interesse bzw. wichtig ist.  

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Berufsvorbereitung, worauf sehr großen Wert gelegt wird. Es gibt 

Schnuppertage, viele Betriebsausgänge und -besichtigungen. Auch Ausgänge zum AMS, zum Wifi 

oder zum BFI werden organisiert, genauso wie die Berufsinformationsmesse in Wels ein 

Pflichttermin ist. Ferner war die Schulleiterin Mitinitiatorin des Arbeitskreises „Schule-Wirtschaft“, 

wo Lehrkräfte und UnternehmerInnen an einem Tisch sitzen. 

Ein weiteres Angebot der Ritzenschule ist die ganztägige Betreuung, da sie „vor 20 Jahren als 

Schulstandort für eine ganztägige Schulform auserkoren“ wurde. Und auch muttersprachlicher 

Unterricht in Albanisch, Serbisch, Bosnisch oder Kroatisch wird offeriert. Außerdem werden 

regelmäßig diverse Schulveranstaltungen, sowie Sommersportwochen, Fußball- und 

Völkerballturniere, religiöse Feiern oder Exkursionen, durchgeführt. 
 

Gelebte Schulautonomie 

Auch in der Ritzenhauptschule kam es zu einer Homogenesierung der SchülerInnenschaft. Und wie 

in den beiden anderen Schulen auch begann sich in der Ritzenschule jene SchülerInnen „zu 

sammeln“, welche entweder als „schwierig“ eingestuft werden oder einen Migrationshintergrund 

aufweisen. Das heißt auf die Schule kamen unterschiedliche neue Probleme bzw. Aufgaben zu, vor 

allem in Bezug auf „soziale und kulturelle Defizite“. Man musste also verstärkt die Ausgleichs- und 

Integrationsfunktion der Schule wahrnehmen. Deshalb entschied man sich in der Ritzenschule 

gegen die üblichen Innovations- und Marketingstrategien, sprich man folgte also nicht den üblichen 

Trends und etablierte eben den schulumfassenden Schwerpunkt „Soziales Lernen“ und 

„Berufsorientierung“. Das hatte, wie gesagt, mehrere Gründe. Erstens wollte man sicher dem 
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speziellen Klientel und seinen Problemen entgegen kommen. Man ist davon überzeugt die 

SchülerInnenschaft der Ritzenschule mit Basiskompetenzen im sozialen Bereich ausstatten zu 

müssen, damit sich diese im späteren Leben erfolgversprechender zurecht finden und bessere 

Lebenschancen haben. Das höhere Ziel ist es also den SchülerInnen die nötigen Kompetenzen für 

eine erfolgreiche gesellschaftliche Teilhabe mitzugeben und eventuellen abweichenden Verhalten, 

speziell rechtswidrigem Verhalten, präventiv entgegen zu wirken. Dies machen auch die verstärkten 

Maßnahmen in den Bereichen Konfliktmanagement oder Suchtprävention deutlich. 

Andererseits hat man sich wahrscheinlich auch für diesen Schwerpunkt entschieden, da man sich 

damit abgefunden hat, dass man speziell in dem Gebiet, wo man angesiedelt ist, keine 

Wunschschule ist und auch zu keiner wird. Das liegt vor allem daran, dass sich wie gesagt in 

unmittelbarer Nähe eine Vielzahl von Schulen im Sekundarbereich I ansässig sind und zwar sowohl 

private Hauptschulen und Sonderformen der Hauptschulen, genauso wie Allgemein höhere 

Schulen. Gleichzeitig ist der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Einzugsgebiet 

relativ hoch und man geht davon aus, dass das Klientel auf welches man sich quasi spezialisiert hat, 

sich auch weiterhin für die Ritzenhauptschule „entscheiden“ wird. Allerdings muss an dieser Stelle 

angemerkt werden, dass zum Zeitpunkt der Interviewdurchführungen die Schulsprengel im 

Steinernen Meer noch nicht gefallen waren und in Anbetracht des 46%igen SchülerInnenrückgangs 

an der Schule, die Folgen einer „Nicht-Marktorientierung“ wahrscheinlich unterschätzt wurden. In 

den damaligen Gesprächen hielt man es für die richtige Entscheidung ausschließlich auf die 

tatsächlich „erkannten“ Bedürfnisse der SchülerInnen einzugehen. Dementsprechend zeigte man 

sich mit der eigenen Schulentwicklung zufrieden. Genauso wie man glaubte bzw. hoffte, dass man 

durch den Schwerpunkt bei den SchülerInnen manche Defizite tatsächlich ausgleichen kann und 

somit auch bis zu einem gewissen Grad zu einer Stütze für den zukünftigen Lebensweg wird. 

Trotzdem wünschte man sich noch mehr finanzielle Mittel, speziell für die Betreuung 

verhaltensauffälliger SchülerInnen und kleinere KlassenschülerInnenzahlen. Ob man diese reine 

Spezialisierung auf „Soziales Lernen“ und „Berufsorientierung“ in Anbetracht der jetzigen 

Situation noch immer für richtig und wichtig hält, kann nicht beantwortet werden.  

 

Finanzielle Autonomie 

Obwohl die Ritzenhauptschule nicht wirklich eine Schule der Wahl ist, sprich sich die SchülerInnen 

nicht bewusst für gerade diese Schule entscheiden und sie auch nicht unbedingt ein gutes Image hat, 

ist die Schule sehr aktiv bezüglich der finanziellen Autonomie. „Selber Gelder an Bord (zu) 

ziehen“, wird als wichtig empfunden und wird auch relativ erfolgreich betrieben. Man schaltet 

Inserate in der SchülerInnenzeitung und hat auch diverse Sponsoren, wie ein Busunternehmen, 
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einen Bäcker und einen Fotografen, welche der Schule entweder preislich entgegen kommen oder 

ihr Provisionen zukommen lassen. Bei den Schulveranstaltungen werden des Weiteren mithilfe des 

Buffets ebenfalls kleine Beträge erwirtschaftet. Allerdings ist dies alles nur möglich, da einerseits 

die Schulleiterin sehr aktiv ist und andererseits von engagierten LehrerInnen Unterstützung 

bekommt. Denn in der Hauptschule ist man in der LeiterInposition quasi eine „one-(wo)men-

show“, weshalb ein Sekretariat hilfreich wäre, was sich die Leiter der anderen zwei Hauptschulen 

eigentlich auch wünschen würden.  

Das außertürliche Geld wird hauptsächlich für Lehrmittel oder Projekte verwendet, aber auch ein 

Schulentwicklungstag für LehrerInnen wurde damit schon einmal bezahlt, was vor allem die 

Schulleiterin als sehr wichtig empfindet. Im übrigen ist es generell sie, welche die Hauptinitiatorin 

all dieser Maßnahmen, Ideen oder Schwerpunktsetzungen ist. Sie ist die Ton angebende Instanz und 

entspricht von daher schon eher diesem gewünschten SchulmanagerInnen-Typ. Frau Wiechenthaler 

ist schon seit 25 Jahren an der Funtenschule tätig (auch schon als Lehrerin) und weiß somit wo der 

Hut brennt. Dies alles macht sie aber nicht im Alleinflug, das Kollegium steht voll hinter ihr und 

unterstützt sie wo es notwendig ist.  

 

Schulpartnerschaft 

Die Schulpartnerschaft funktioniert in der Ritzenhauptschule gar nicht. Daran hat die 

Schulautonomie, genauso wie in der Funten- und Seehornschule, nichts geändert. Die Eltern sind 

einfach „sehr wenig greifbar“, was seitens der Schule auch stark kritisiert wird. „Wir haben nicht 

mal in jeder Klasse Elternvertreter“. Dementsprechend ist das Klassenforum am Beginn jeden 

Jahres, welches für die LehrerInnen verpflichtend ist, auch immer sehr frustrieren, weil da teilweise 

nur „zwei Eltern drinnen sitzen“. Man möchte keine „Aufbewahrungsanstalt“ für Kinder sein, auch 

wenn die Eltern das anscheinend teilweise so sehen. „Wenn wir sie [die Eltern] wegen Problemen 

kontaktieren sagen die 'Das ist ihre Aufgabe' und dann sag ich 'Nein, Moment, das ist schon ihr 

Kind und grundlegende Sachen gehören zu Hause geregelt'“.  

Gleichzeitig hat die Ritzenschule, wieder vergleichbar mit der Funtenschule, ein entscheidendes 

Problem mit der Erreichbarkeit der Eltern aufgrund des sehr hohen MigrantInnen-Anteils. Auch 

hier können viele Eltern, speziell die Mütter, „nach vielen, vielen Jahren in Österreich kein Wort 

Deutsch“. Das wird auch seitens der Schule stark kritisiert, da nun mal „die Sprache auch ein 

wichtiger Aspekt“  in Bezug auf die Kommunikation zwischen Schule und Eltern ist.  

Das einzige was wirklich super funktioniert ist das Bereitstellen der Speisen für das Buffet des 

Elternsprechtages. „Da kommen Mehlspeisen und türkische Spezialitäten, alles mögliche, also da 

haben wir wirklich ein tolles Buffet“. Für den Verkauf müssen sich allerdings wieder LehrerInnen 
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und SchülerInnen verantwortlich zeigen. Die Schulleiterin wies in diesem Kontext darauf hin, dass 

in vielen Ländern die gelebte Schulpartnerschaft nicht üblich ist, weshalb die Eltern auch erst 

einmal lernen müssen, dass es seitens der Schule gewünscht, dass die Eltern in den Schulalltag 

integriert werden. Außerdem haben viele Eltern einfach nicht die Zeit. In vielen Fällen geht seitens 

des Arbeitsplatzes, zum Beispiel von den Reinigungsfirmen, ein irrsinniger Druck aus und die 

Angst den Arbeitsplatz zu verlieren ist groß. Deshalb versucht man es nun mit einem „Schulfest der 

anderen Art, (..) unter der Prämisse, dass gleich viele Eltern wie Lehrer mitarbeiten“. Es soll um 

ein Miteinander gehen und Eltern wie auch LehrerInnen sollen bei dem Ganzen einen gleich großen 

Part übernehmen. 

 

4.4.  Seehornhauptschule 
 

Die Seehornhauptschule ist die kleinste Hauptschule im Gebiet Steinernes Meer. Sie umfasst fünf 

Klassen mit ca. 90 SchülerInnen, welche von 14 LehrerInnen unterrichtet werden. 

Das Einzugsgebiet der Seehornschule weist im Verhältnis zum gesamten beleuchteten 

Ballungsgebiet (Durchschnitt bei 13,9%) einen sehr geringen AusländerInnen-Anteil von 7% auf, 

weshalb die Schule auch, im Vergleich zu den beiden anderen Hauptschulen, von sehr wenig 

SchülerInnen mit Migrationshintergrund, nämlich 32%, besucht wird. Trotzdem verlor die 

Seehornhauptschule mit der Abschaffung der Schulsprengel ca. 30% ihrer SchülerInnen und liegt 

somit auf Platz drei dieses Negativ-Rankings. 

 

Schwerpunkt  

Ursprünglich bzw. zum Zeitpunkt der Interviews führte die Seehornschule einen Informatik-

Schwerpunkt, der allerdings auf der aktualisierten Homepage [Stand: Juni 2008] nicht mehr 

angeführt wird. Generell ist die Homepage mittlerweile vollkommen „abgespeckt“ worden und es 

werden keinerlei Informationen, weder zu den Zielen, Angeboten, Projekten oder zum Schulprofil 

gemacht. Schon zum Zeitpunkt der Interviews wurde deutlich, dass die Schule im Moment an 

mehreren Fronten zu kämpfen hat und tatsächlich aufgrund ihrer Größe ums „Überleben“ kämpft. 

Eines der Hauptprobleme des Informatik-Schwerpunktes der Seehornschule ist, dass sich in 

unmittelbarer Nähe eine „richtige“ Schwerpunktschule für Informatik, also eine Sonderform, 

befindet. Diese Schule bekommt zusätzliche Mittel, sprich zusätzliche LehrerInnenstunden, das 

entsprechende „Fachpersonal“ und ist auch unter anderem deshalb in einer privilegierten Situation, 

da es pro Bereich (Musik, Sport und Informatik) immer nur eine Schwerpunktschule in einem 



97 

Bezirk gegeben darf. Diese Nachbarschule hat einen dementsprechenden „starken Zulauf“ und ist 

auch in der Lage „Kinder abzuwimmeln“. Neben diesem großen Nachteil hat sich in der 

Seehornhauptschule des Weiteren die Situation eingestellt, dass es eigentlich keine(n) LehrerIn 

gibt, welche das Fach Informatik unterrichten könnte. Die einzige Lehrerin steht kurz vor der 

Pension und ist eigentlich „nur mehr“ in Krankenstand und die zweite Lehrerin wurde als jüngste 

im Kollegium nach einem Jahr wieder versetzt, da keine zweite 1. Klasse zustande kam. „Ich habe 

am Schulanfang trotz Schwerpunkt keinen einzigen Lehrer gehabt, der das unterrichten kann, also 

das ist eine absurde Situation“, beschwert sich der Schulleiter und wünscht sich, dass er sich das 

Personal so aussuchen kann, dass es zum Schwerpunkt passt, also Autonomie oder zumindest 

teilweise Autonomie über das Personal. 

Trotz der relativ frühen Erkenntnis des neuen Schulleiters (ist jetzt seit fünf Jahren an der Schule), 

dass der Informatik-Schwerpunkt an dieser Schule „eigentlich nichts bringt“ war es nicht möglich 

den Schwerpunkt zu wechseln. Einerseits weil das Kollegium absolut nicht bereit war 

„mitzuziehen“ und weil eine Veränderung sowohl mit einem „relativ großem Aufwand (und) auch 

mit Kosten verbunden“ ist. Immerhin hat man an der Schule in zwei Saälen eine große 

Informatikanlage und erst vor zwei Jahren hat man ein mobiles Klassenzimmer mit 16 Laptops 

eingerichtet. Weshalb der Schulleiter auch darauf hinwies, dass er sich ebenfalls (mehr) finanzielle 

Autonomie wünschen würde und nicht so wie jetzt, wo diesbezüglich alles über das Schulamt läuft. 

Aus Sicht der Seehornschule  „ist das Schulsystem eigentlich gar nicht auf Autonomie eingestellt“. 

Als „Pechvogel“ erweist sich die Seehornhauptschule auch in puncto Ganztagsschule. Denn bis vor 

kurzem war sie noch „eine der wenigen Ganztagsschulen“ im Steinernen Meer und die einzige in 

ihrem Stadtteil. Doch seit dem Schuljahr 2006/ 07 ist die Nachmittagsbetreuung an allen 

Hauptschulen verpflichtend, weshalb nun der einzige Wettbewerbsvorteil ebenfalls verschwunden 

ist.  

Trotzdem zeigt sich gerade der Schulleiter sehr motiviert und auch optimistisch. Durch den 

Informatik-Schwerpunkt ist es möglich den europäischen Computer-Führerschein (ECDL) zu 

erwerben. Diese Orientierung an externen Zertifikaten sieht man als Vorteil gegenüber anderen 

Schulen. Des weiteren versucht man im Bereich „Politische Bildung“ aktiv zu sein. Deshalb fährt 

Herr Arthur mit den SchülerInnen zur Landeshauptmannschaft oder zum Bürgermeister. Aber auch 

einfach die Stadt kennenlernen steht auf dem Programm, was gerade den Kindern mit Migrations-

hintergrund zugute kommt, da diese teilweise „überhaupt keinen Bezug“ zur Stadt hätten. Da der 

Schulleiter Mitglied einer Kommission des Bildungsmedienzentrums ist, wird an der Schule „ein 

gewisser Filmschwerpunkt“ geführt, weshalb ab und zu Filmabende organisiert werden. Und wie 

auch in der Ritzenhauptschule wurden in den letzten Jahren immer Vorträge zum Thema 
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„Suchtprävention“ arrangiert. 

Andere Dinge wiederum sind „wieder eingeschlafen“. So hat man aufgrund der großen Grünfläche 

hinter der Schule überlegt einen Ökologie-Schwerpunkt zu installieren. Es gab auch schon eine 

Kooperation mit GEOdak und mit dem Projekt „Wasser“ gewann man sogar einen Preis. Allerdings 

wurde jene Lehrerin, welche diesbezüglich sehr engagiert war, ebenfalls wieder versetzt. Des 

weiteren hatte man einmal einen gewissen Schwerpunkt auf Deutsch gelegt und zwar nicht 

vordergründig um den SchülerInnen mit Migrationshintergrund unter die Arme zu greifen, sondern 

um Leseprojekte und dergleichen durchführen zu können. Diese zusätzliche Deutschstunde ist 

allerdings wieder „gefallen aufgrund anderer Stundenverschiebungen“. 

Im nächsten Jahr soll eine zusätzliche Fremdsprache als Freifach angeboten werden und man 

überlegt einen Schulversuch anzumelden, um „Englisch als Arbeitssprache“ einführen zu können. 

Allerdings gibt es diesbezüglich auch skeptische Stimmen, da an der Schule „nicht das 

entsprechende Potential an Kindern“ da ist und bezweifelt wird, dass „bei Inländern, die nicht 

Deutsch können (das) möglich sein wird“. 

In Anbetracht dieser Gesamtsituation befürchtet Frau Matras, „dass der Standort überhaupt ins 

Auge (gefasst ist) aufgelöst zu werden“, fügt aber hinzu, „ich hoffe, dass er noch einige Jahre 

existiert, so egoistisch bin ich schon“. Egoistisch deshalb, weil sie nur mehr einige Jahre bis zur 

Pensionierung hat. Sie weiß auch, dass der Direktor darauf bedacht ist die Schule zu „retten“ in dem 

man versucht „möglichst viele Kinder trotzdem her zu kriegen. (..) Wie weit man dann wirklich was 

machen kann, sei dahin gestellt“, so ihre skeptische Meinung. 

 

Schulklima – Kollegium  

Das größte Problem an der Seehornschule scheint allerdings das schlechte Schulklima zu sein. 

Hauptsächlich verursacht von der Tatsache, dass jemand Schulleiter wurde den das Kollegium nicht 

wollte. Wäre es nach der Kollegenschaft gegangen hätte ein Interessent aus ihren eigenen Reihen 

die Leiterposition übertragen bekommen, da sich dieser allerdings beim Hearing relativ 

unvorbereitet zeigte, entschied man sich für den extrem motivierten Herrn Arthur. Bis zum Schluss  

versuchte man seitens des Kollegiums aktiv, das Ganze ging bis zum Landesschulrat, die Bestellung 

des Herrn Arthur zu verhindern, was aber nicht gelang. Deshalb hat es „in der ersten Zeit (..) 

wirklich nur Krieg gegeben“, wie eine Lehrerin betont. 

Es trafen quasi zwei Welten aufeinander. Auf der einen Seite ein Schulleiter, der über sich selbst 

sagt: „Also ich bin einer der möchte sehr viele Dinge verändern“ und auf der anderen Seite ein 

Kollegium das „sich eigentlich einig ist, dass es relativ nichts machen will“ und vom 

Durchschnittsalter her relativ alt ist, sprich die meisten sind über 50 Jahre alt. Und auch die 
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Elternvertreterin bemerkt: „Es sind ein paar Lehrer dabei, die eben schon richtige Mammuts sind, 

die sich einfach nicht mehr weiter bewegen lassen und auch nicht wollen“. 

Die LehrerInnenschaft empfindet bzw. empfand Herrn Arthur als unverbesserlichen Träumer, der 

am liebsten alles „niederreißen“ möchte, weshalb sie sich gegen die meisten Vorhaben quer stellten, 

was in weiterer Folge „massive Konflikte hervorgerufen“ hat. Außerdem wies der Schulleiter 

darauf hin, dass er deshalb auch „viele Informationen nicht bekommen (hat), die (er) eigentlich 

gebraucht hätte“.  

Im Kollegium hat man sich mittlerweile mit der Situation abgefunden und „Ruhe ist eingekehrt“. 

„Er meint es gut, wir werden ihn nicht ändern und was soll es“, ist die nüchterne Analyse der 

Situation. Die Elternvertreterin hingegen ist nach wie vor enttäuscht und verärgert, dass der neue 

Schulleiter, welcher „mit sehr viel Energie“ gekommen ist, nicht unterstützt wird. Sie findet, dass 

man „nicht immer am gleichen Stand bleiben“ sollte und das es zwar logisch ist, dass man nicht 

alles verwirklichen kann, hat aber kein Verständnis dafür, dass man nicht wenigstens einen Teil der 

Ideen verwirklicht. Dementsprechend hält sie es für notwendig, dass der Schulleiter in 

Personalangelegenheiten, sprich bei der LehrerInnenstellenbesetzung, ein Mitspracherecht hat. 

Genauso sieht es der Direktor der Seehornhauptschule. Er fordert, „dass sich die Schulen zumindest 

einen Teil vom Lehrkörper selbst aussuchen können, damit die wirklich mitziehen“. 

 

Schulpartnerschaft 

Auch an der Seehornschule haben die Schulautonomiegesetze nichts an der Schulpartnerschaft 

geändert. Es ist nach wie vor „eine ganze schwierige Sache“, auch weil „sich sehr viele Eltern gar 

nicht damit [mit der Schule] auseinandersetzen wollen“. Man findet es zwar gut, wenn die Eltern 

mit eingebunden wären, andererseits fühlen sich gerade die Eltern in der Stadt, so Herr Arthur, der 

selbst vorher an einer Hauptschule am Land unterrichtet hat, wenig dazu verpflichtet und an 

Ganztagsschulen, wie der Seehornhauptschule, verstärkt sich dieser Effekt nochmals. Frau Matras 

glaubt, dass es auch daran liegt, weil wie sie sagt, diese Schulpartnerschaft sowieso nur „eine 

Augenauswischerei“ ist. Denn im Endeffekt könnten die Eltern kaum etwas mitbestimmen und in 

den Fällen, wo es möglich wäre, läuft es wenn es hart auf hart geht auf eine Pattstellung mit den 

LehrerInnen hinaus. Außerdem machte sie deutlich, dass man auch schon früher mit den Eltern 

gesprochen hätte und dafür nun wirklich keine Autonomiegesetze braucht. Den einzigen Vorteil den 

Frau Matras in diesem Zusammenhang erkennen kann, ist dass „manche halt dann das Gefühl 

(haben) sie können mitreden. Tut ihnen sicher nicht schlecht“ . Aber auch in einer anderen Hinsicht 

machen diese Gesetzesänderungen keinen Sinn. Denn die vier Jahre, wo das Kind die Hauptschule 

besucht, so die Elternvertreterin, sind eigentlich nicht lange genau, damit da auch irgendwelche 
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Veränderungen greifen würden, also warum lange Zeit investieren. Von dem her kommen auch 

etwa nur zwei Drittel oder die Hälfte der Eltern zu den Schulforen, was im Gegensatz zu den 

anderen beiden Schulen zwar viel ist, aber auch an der Seehornschule als sehr wenig empfunden 

wird. Und auch hier muss man trotzdem froh sein, wenn man für jede Klasse eine(n) 

KlassenvertreterIn findet.  

 

Image und Zukunftsperspektiven der Schule  

Die Seehornhauptschule war schon immer ein relativ kleine Schule, welche seit den allgemeinen 

SchülerInnenrückgang und den generellen Imageverlust der Hauptschule stark zu spüren bekam, 

weshalb man sich auch für die Umsetzung von schulautonomen Maßnahmen entschied. 

Gleichzeitig scheint die Seehornschule „schon immer“ mit einem etwas schlechten Ruf behaftet 

gewesen zu sein, was dieser langwierige Direktorenstreit nicht besser gemacht hat. Und hat man 

erst einmal so einen schlechten Ruf, so Frau Birkar „dauert es dreifach oder vierfach so lange“ bis 

man diesen wieder umdrehen kann. Zwar hätte man „immer gute Leute gehabt“ konnte dies aber 

„nicht so verkaufen“, was man sich laut Frau Matras, eben ehrlich eingestehen müsse. Hinzu 

kommt die Problematik, dass man in der Seehornschule einer stark spürbaren Konkurrenz 

ausgesetzt ist. Vor allem die Sonderform der Hauptschule mit ihrem ausgezeichneten Ruf wird als 

fast reales „Feindbild“ wahrgenommen. Außerdem hat sich ebenfalls in unmittelbarer nähe ein 

regelrechtes Bildungszentrum etabliert. Die Ritzenschule steht da auf jeden Fall im Abseits, auch 

geografisch gesehen. Durch dieses „Überangebot“ im Einzugsgebiet war man also schon immer auf 

SchülerInnen von anderen Schulsprengeln, welche sich auch wegen des 

Ganztagsbetreuungsangebots für die Seehornschule entschieden, angewiesen. Mit der Verpflichtung 

aller Hauptschulen (seit 2006/ 07) eine Ganztagsbetreuung anbieten zu müssen und dem Fall der 

Schulsprengel im Steinernen Meer verlor die Seehornschule 32% ihrer SchülerInnen und muss nun 

endgültig ums Überleben kämpfen. Verstärkt wird diese sehr prekäre Situation von der schweren 

Disharmonie zwischen Schulleitung und Kollegium. Denn obwohl man mittlerweile das 

„Kriegsbeil“ begraben hat, ist man nach wie vor weit von einer guten Zusammenarbeit entfernt. 

Auch weil man fast in allen Belangen nahezu konträrer Ansicht ist. Der Schulleiter Herr Arthur hält 

die Schulautonomie und die damit verbundene Ausdifferenzierung und aus seiner Sicht entstehende 

Vielfalt für wichtig und gut. Zwar wünscht er sich, durch die eigene Situation entstehend, dass man 

der Schulleitung noch mehr Freiraum zugesteht. So fordert Herr Arthur ein Mitspracherecht bei 

Personalentscheidungen und auch im finanziellen Bereich sollte es seines Erachtens mehr möglich 

sein. Die LehrerInnenschaft und speziell Frau Matras, halten die Schulautonomie hingegen für 

sinnlos bzw. fadenscheinig. Das meiste von dem was durch die Schulautonomie möglich gemacht 
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wurde, hätte man auch vorher schon gemacht, sprich sehr viel mehr Möglichkeiten sind nicht 

hinzugekommen. Frau Matras ist weiter der Meinung, dass sich die SchülerInnen sowieso, wenn 

überhaupt, nur maximal zwei Wochen für Italienisch oder was auch immer interessieren. Die 

HauptschülerInnen von heute bräuchten eine „Wohl-fühl-Schule“, also eine Schule, wo sie gerne 

hingehen. Gleichzeitig hätten die SchülerInnen an der Seehornschule gar nicht das nötige Potential 

um zum Beispiel „Englisch als Fachsprache“ einführen zu können. Während also das Kollegium 

nicht wirklich innovationsfreudig ist, hat Herr Arthur unzählige Ideen, will verschiedenste Dinge 

umsetzen und ist voller Tatendrang. 

Ein völlig anderes Bild zeigt sich auch, wenn man den Themenkomplex „Konkurrenz“ anspricht. 

Zwar räumt Herr Arthur ein, dass man sich in Bezug auf die nahe Informatik-Hauptschule schon 

schwer täte, hält aber Konkurrenz an und für sich für eine gute Sache. Er geht davon aus, dass 

Konkurrenz qualitätsfördernd wirkt und bisweilen auch sehr befruchtend. Außerdem würde man 

sich ja auch trotzdem gegenseitig helfen und lernt somit auch von einander. Das Kollegium 

hingegen ist eher auf dem Standpunkt, dass Konkurrenz im Bildungssystem eher nicht positiv zu 

bewerten ist und hält auch dieses „Buhlen um SchülerInnen“ für unzweckmäßig. Man bewundert 

das erfolgreiche Management der anderen Hauptschule und sieht sich keineswegs in der Lage mit 

ihr in eine erfolgreiche Konkurrenzsituation zu treten. Dementsprechend zeigt man sich auch beim 

Thema Schulentwicklung bzw. Zukunft der Schule eher pessimistisch. Frau Matras bemerkt zwar, 

dass sich die Dinge in eine positive Richtung verändert haben. So versuche man immer wieder „das 

Image der Schule und das Angebot der Schule publikumswirksam und konsumorientiert zu 

gestalten“, doch insgeheim geht sie davon aus, dass die Seehornschule bald von einer Schließung 

betroffen sein wird. Herr Arthur hingegen zeigte sich durchwegs optimistisch und auch, wie gesagt, 

voller Tatendrang und glaubt, so wie die Elternvertreterin, dass die Schule gerade einen (positiven) 

Wandel durchläuft. 

Die Seehornschule präsentiert sich also tief gespalten und wie bereits erwähnt in einer relativ 

ungünstigen Situation. Gründe hierfür sind erstens die „falsche“ Schwerpunktwahl, die selbst 

konstruierte Konfliktsituation und drittens aber auch fehlende Rahmenbedingungen in Bezug auf 

die Schulautonomie. Hätte die Schulleitung zum Beispiel eine freiere Handhabe bezüglich der 

„schuleigenen“ Ressourcen, wäre es möglich gewesen die Computer-Anlage zu verkaufen und in 

einen neuen Schwerpunkt zu investieren. Viel entscheidender scheint jedoch der Aspekt „Personal-

Autonomie“ zu sein, vor allem für so kleine Schulen wie die Seehornschule, wobei hier zwei 

Varianten denkbar wären. Entweder die Schulleitung erhält ein stärkeres Mitspracherecht in 

Personalfragen und bekommt die Möglichkeit zumindest einen Teil der Belegschaft so zu besetzen, 

dass diese den Schwerpunkt bzw. das Profil mittragen können und auch wollen. Oder dem 
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Kollegium wird mehr Entscheidungsgewalt bei der LeiterInnenbesetzung zu gesprochen und kann 

sich somit quasi ihrerseits den/ die „passende(n)“ DirektorIn „aussuchen“. 

Alles in allem muss festgehalten werden, das die „Schulautonomie“, obwohl keinenfalls ursächlich 

an der Situation der Seehornschule beteiligt, trotzdem solchen Schulen nicht als Instrument dienen 

kann sich „selbst zu helfen“. 

 

4.5.  Vergleichende Analyse 
 

4.5.1.  Effekte der Profiländerung aus Sicht der Akteure 
 

Die SchulleiterInnen erkennen in Bezug auf die eigene Schule, dass sich durch die gesetzten 

Maßnahmen manche Dinge positiv verändert haben. Entweder es wird eine Attraktivitätssteigerung 

der Schule für die „WunschschülerInnen“ beobachtet oder dass sich die Schwerpunktsetzung 

unmittelbar am Verhalten der SchülerInnen bemerkbar macht und von daher als überaus nützlich 

eingestuft wird. Diese(r) erwähnte „Wunsch- bzw PrestigeschülerIn“ wird von den DirektorInnen 

klar definiert als eine Person, welche aus einer höheren sozialen Schicht kommt, keinen 

Migrationshintergrund aufweist und vorzugsweise männlich ist. Trotz Kritik an der Schulautonomie 

sind die SchulleiterInnen generell eher positiv bezüglich des Nutzens von schulautonomen 

Maßnahmen eingestellt. So schätzt man zum Beispiel die Möglichkeit der Einführung von externen 

Zertifikaten bzw. der Entwicklung von „eignen“ Zertifikaten im Bereich Informatik. Problematisch 

wird vor allem gesehen, dass die Schulautonomiegesetze zu eng gefasst sind, sprich man hat sich 

erwartet noch mehr Gestaltungsspielräume zu erhalten, auch wenn betont wird, dass die Grunddinge 

schon geregelt sein sollten, nicht wie zum Beispiel in England, wo man „sogar selbst für das 

Klopapier aufkommen“ müsse. Außerdem wird stark kritisiert, dass den Schulen zu wenig Geld zur 

Verfügung gestellt wird.  

Auf der LehrerInnenseite sind die Meinungen bezüglich der Nützlichkeit von schulautonomen 

Maßnahmen insgesamt sehr uneinheitlich und stark davon abhängig, wie sich die Gesamtsituation 

der Schule darstellt und in wie weit diese Person selbst in die Innovationsmaßnahmen mit 

eingebunden ist, aber auch die Anzahl der absolvierten Dienstjahre spielt eine Rolle. Je länger eine 

Person als LehrerIn (betrifft auch die LeiterInnen) tätig ist umso abgeklärter ist sie in puncto 

Schulreformen. Diese Personen sind es auch, die das Instrument der Schulautonomie eher belächeln 

bzw. ignorieren. Vor allem weil entweder gar kein bis kaum ein Nutzen in der Schulautonomie 
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gesehen wird oder man dadurch nur Dinge gesetzlich legitimiert sieht, welche sowieso schon immer 

umgesetzt wurden. Sei das nun der Versuch die Eltern in die Schule zu holen oder das Nutzen 

spezieller Talente oder Kompetenzen von Lehrkräften. Das heißt, war früher ein(e) LehrerIn im 

Schachverein, wurde auch an der Schule verstärkt Schach gelernt und gespielt, usw.  

Positiv wird gesehen, dass man durch die Schulautonomie die Möglichkeit hat seine eigenen Ideen 

umzusetzen und sich einbringen zu können, was sich motivationsfördernd auswirken kann. Mit 

diesem Engagement geht allerdings oftmals für die LehrerInnen einen Mehr an Arbeitsbelastungen 

bzw. an unbezahlter Arbeit einher. Und obwohl man diesen Tatbestand als unfair empfindet – in 

anderen Berufen wäre das ja auch nicht so – beugt man sich quasi seinem Schicksal, weil sonst 

nach eigenen Angaben viele Dinge nun mal nicht umsetzbar wären bzw. bald wieder aufgegeben 

werden müssten. Außerdem empfindet man den Druck der „richtigen“ Stundenkürzungen als 

überaus belastend. Einerseits weil man als Initiator solcher Maßnahmen entscheiden können muss, 

welche Gegenstände „wichtiger“ wie andere sind und andererseits man mehr oder weniger die 

Fächer von anderen KollegInnen degradieren muss. Einig sind sich die LehrerInnen genauso wie 

die SchulleiterInnen bezüglich der Knappheit der finanziellen Mittel, vor allem auch in Bezug auf 

die Schulautonomie. Denn die prekäre finanzielle Situationen und das „an allen Ecken und Enden 

sparen müssen“, wird verantwortlich dafür gemacht, dass die schulautonomen Spielräume nicht 

sinnvoll und effizient genutzt werden können. 

 

Einschätzung des Nutzens der Schulautonomie/ Real spürbare Veränderungen  

Die allgemeine Stimmung deutet darauf hin, dass man nicht das Gefühl hat, dass die 

Schulautonomie wirklich viel gebracht hätte bzw. sei der Nutzen der Schulautonomiegesetze durch 

die gleichzeitig eingeführten Einsparungsmaßnahmen aufgehoben worden. Diese Einschätzung 

teilen sowohl SchulleiterInnen, wie LehrerInnen und ElternvertreterInnen. Der diesbezüglich 

einzige Unterschied zwischen den Akteuren ist, dass sich die SchulleiterInnen dann trotzdem eher 

Gedanken in Richtung positiven Nutzen machen, während die LehrerInnen eher auf die „Lasten“ zu 

sprechen kommen und ElternvertreterInnen der Sache neutral bis unwissend gegenüber stehen. Das 

heißt die SchulleiterInnen weisen verstärkt darauf hin, dass man durch die Schulautonomie besser 

auf die Bedürfnisse der SchülerInnen und Eltern eingehen könnte. Da man  durch die 

Schulautonomie einerseits ein vielfältiges schulisches Angebot geschaffen wird und man 

andererseits durch die Tatsache, dass man seinen eigenen Standort am besten kennt auch am besten 

wisse wo in der eigenen Schulentwicklung angesetzt werden muss. Außerdem folgt die 

Umstrukturierungen, auch wenn es Platz für „Experimente“ gibt, in der Regel wohlüberlegten 

Entscheidungen. Entscheidungen, die man am Standort selbst trifft und somit auch zu einem 
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Motivationsschub für die LehrerInnen führen kann, aber nicht muss. Als nützlich erweist sich für 

die SchulleiterInnen auch die finanzielle Autonomie, da man so nun Anschaffungen tätigen kann, 

welche ansonsten nicht möglich wären. Die LehrerInnen hingegen weisen darauf hin, dass durch die 

Schulautonomie „kein Ruck in Richtung mehr pädagogische Qualität“ initiiert wurde, was für sie 

der entscheidendste Indikator für eine erfolgreiche Schulreform ist. Eher sogar im Gegenteil und 

zwar dahingehend, dass sich der Druck in mehrerlei Richtungen unangebracht erhöht hat. Einerseits 

weil nun eben Gewissensentscheidung bezüglich Stundenkürzungen seitens der Schulakteure 

notwendig sind und andererseits der Zwang entstand erfolgreiche Marketing-Strategien zu 

entwickeln. Das heißt auch, dass sich die LehrerInnen im Gegensatz zu den SchulleiterInnen erst 

gar nicht bzw. selten mit theoretischen Mutmaßungen über den Nutzen schulautonomer 

Maßnahmen „aufhalten“, sondern sofort auf die eigene Arbeitssituation und die der Schule 

eingehen.  

Gefragt nach den spürbaren Veränderungen geben die SchulleiterInnen nämlich bisweilen eher 

enttäuscht an, dass sich abgesehen von „ein Bisserl mehr Gestaltungsspielraum“, zu keinen 

wirklich (großen) Veränderungen gekommen ist. Aber auch hier besinnt man sich auf der 

LeiterInnenebene sofort auf die positiven Dinge, wie eine erreichte Image-Verbesserung oder dass 

sich gewisse Schwerpunkte doch auch bei der SchülerInnenschaft bemerkbar machen. 

 

Informationsstand 

Obwohl die SchulleiterInnen angeben sich nicht erinnern zu können, dass die Schulautonomie in 

den Modulen der SchulleiterInnen-Ausbildung ein spezielles Thema gewesen wäre, fühlten sie sich 

doch auch ausreichend informiert. Einerseits weil der Aspekt der Schulautonomie doch auch 

angesprochen wurde und weil man „eh mit genug“ Informationsmaterial, wie Broschüren, versorgt 

worden wäre. Das heißt in Bezug auf die eigene Schule und die laufenden Maßnahmen ist man gut 

informiert, ob es darüber hinaus noch Möglichkeiten gibt, weiß man jedoch eigentlich nicht bzw. 

interessiert man sich auf nicht dafür.  

Bei den LehrerInnen wiederum hängt der Grad der Informiertheit davon ab, ob jemand an der 

Entwicklung schulautonomer Maßnahmen beteiligt ist oder nicht. Ist die Lehrkraft in irgendeiner 

Form involviert, wird wie bei den SchulleiterInnen eine eher pragmatische Wissensaneignung 

verfolgt, das heißt man kennt „nur“ die für die Situation relevanten Bestimmungen. Jene die nicht 

direkt bei einem schulautonomen Projekt beteiligt sind, erhielten ihre Informationen eher zufällig 

bzw. nicht systematisch. Entweder man bekam Dinge durch die Konferenzen mit oder 

Aussendungen und Broschüren haben darauf aufmerksam gemacht. Allerdings interessiert man sich 

in dieser LehrerInnengruppe auch nicht besonders für die Schulautonomiebestimmungen. 
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Von seiten der ElternvertreterInnen hingegen wird die Informationspolitik bemängelt. Man 

beschwert sich, dass die Informationen entweder gar nicht preisgegeben werden oder man selbst 

sehr viel Initiative zeigen müsse um sie zu bekommen. Insgesamt wirken die ElternvertreterInnen 

relativ schlecht informiert. 

 

Schulpartnerschaft 

Die Schulpartnerschaft funktioniert leider gar nicht, woran die Möglichkeit der Mitbestimmung 

durch die Schulautonomie nichts geändert hat, was von allen interviewten Personen, sprich 

SchulleiterInnen, LehrerInnen und auch ElternvertreterInnen, ausnahmslos bestätigt wird. Die 

Eltern zeigen einfach großteils, so der Grundtenor, kein Interesse für die Schule und „wollen sich 

gar nicht damit auseinandersetzen“. Dementsprechend ist es nicht verwunderlich, dass teilweise 

nicht einmal für jede Klasse ein(e) ElternvertreterIn gefunden werden kann. Einer Tatsache der Frau 

Birkar, selbst Elternvertreterin und Hauptschullehrerin, ebenfalls ratlos gegenüber steht. Es sei 

einfach sehr schwierig die Eltern zu mobilisieren, was vielleicht damit zusammenhängt, dass die 

vier Jahre wo ein Kind die Schule besucht, eigentlich zu kurz sind, damit irgendwelche Maßnahmen 

bzw. Entscheidungen greifen könnten. So bleibt es aus Sicht der Schule weiterhin ein frommer 

Wunsch die Eltern in die Schule „reinzukriegen“ und ihr Interesse zu wecken. Wehrt man sich doch 

vehement dagegen zu einer reinen „Aufbewahrungsanstalt für Kinder“ zu verkommen und sieht 

sich auch nicht für alle Probleme der SchülerInnen verantwortlich. Und Frau Wichenthaler setzt 

sich entschieden dafür ein, dass „grundlegende Sachen (schon) zu Hause geregelt gehören“. 

Gerade im Hauptschulbereich und vor allem in Ballungszentren kommt in puncto 

Schulpartnerschaft erschwerend hinzu, dass man mit großen sprachlichen und auch kulturellen 

Barrieren zu kämpfen hat. Wie soll man mit Eltern Probleme und/ oder schulische Defizite des 

Kindes kommunizieren, wenn die Eltern kein Wort Deutsch sprechen? Ist es sinnvoll, wenn die 

Kinder beim Elternsprechtag als Dolmetscher fungieren? Fragen die vor allem die Schulleitung und 

das Kollegium beschäftigt, da dadurch schon die kleinen Dinge im Alltag, zum Beispiel das Kind 

wird krank und muss abgeholt werden, durch die sprachlichen Hindernisse schwer zu lösen sind. 

Ein Tatbestand der bei vielen LehrerInnen und SchulleiterInnen Unverständnis und bisweilen auch 

Verärgerung auslöst, da so eine „gelebte Schulpartnerschaft“ von Anfang an utopisch wirkt. Zwar 

erkennt man an, dass diese „gelebte Schulpartnerschaft“ eben nicht in allen Kulturkreisen oder 

Ländern üblich ist und deshalb erst einmal „erlernt“ werden muss. Genauso wie man die 

Problematik erkennt, dass gerade in dieser angesprochenen sozialen Schicht, oft wenig Zeit für 

solche Dinge bleibt, da der Druck von dem/ der ArbeitgeberIn einfach zu groß ist. Allerdings macht 

das die Situation nicht einfacher.  



106 

Das die Autonomiegesetze nichts an dieser Situation verbessert hat, wundert jedoch  kaum 

jemanden. Wird doch das Mitbestimmungsrecht der Eltern als eine „Augenauswischerei“  

empfunden, da Entscheidungsspielräume entweder Bereiche betreffen, wo es quasi „um nichts 

geht“ bzw. nur ein sehr niedriges Level erreicht wird, oder die Entscheidung auf eine andere Art 

und Weise eigentlich schon längst gefällt wurde. Frau Matras meint nüchtern: „Manche [Eltern] 

haben halt dann das Gefühl sie können mitreden, tut ihnen sicher nicht schlecht“. Hinzu kommt, 

dass wenn es wirklich einmal hart auf hart geht bezüglich irgendwelcher Veränderungen, es immer 

zu einer Pattstellung zwischen Eltern und LehrerInnen kommen würde und der/ die SchulleiterIn 

den Ausschlag gäbe.  

Als Fazit bleibt, dass sich die Schulen zwar eine stärke Beteiligung der Eltern wünschen, aber auch 

nicht wirklich wissen wie sie das erreichen könnten. 

 

Reform- und Verbesserungsvorschläge seitens der PraktikerInnen 

„Es gibt sicher Sachen, die viel wichtiger sind als die Schulautonomie.“ Auch diesbezüglich sind 

sich sowohl SchulleiterInnen wie auch LehrerInnen einig und benannten in den Gesprächen eine 

Vielzahl von Vorschlägen. Dazu gehört die Senkung der SchülerInnenhöchstzahlen, was von der 

„neuen“ Bildungsministerin Claudia Schmied, genauso wie die geforderte ganztägige Betreuung, 

umgesetzt wurde. Weiters wünscht man sich bezüglich der LehrerInnen Aus- und Weiterbildung 

Veränderungen. Einerseits sollte, so Frau Matras, stärker selektiert werden, da es in diesem Stand 

„sehr viele unfähige Menschen“ gäbe. Dies sei zwar ein heikles Thema, aber trotzdem dürfe sich 

die Politik nicht davor fürchten. Andererseits müsste in puncto Weiterbildung angesetzt werden. 

Die LehrerInnen sollten regelmäßig „auffrischen gehen“, im Optimalfall sogar wieder ein paar 

Monate auf der Pädagogischen Akademie (PädAk), wie Herr Arthur vorschlägt, und wenn es 

irgendwie ginge würde er die LehrerInnen auch für eine Zeit verbindlich ins Ausland schicken, 

damit diese andere Erfahrungen sammeln können. Betont wird außerdem, dass eine stärke 

Förderung in der Volksschule notwendig wäre, da die Kinder nach der Volksschule unbedingt die 

Grundlagen beherrschen müssen. „Weil es darf nicht sein, dass die Schüler zu uns [Hauptschule] 

kommen und zum Beispiel nicht lesen können und die Grundrechnungsarten nicht beherrschen“, 

echauffiert sich Herr Riemann. Herr Ingolstädter plädiert überhaupt darauf, dass die starren 

Strukturen aufgehoben werden. Das Sitzenbleiben sei grundsätzlich genauso falsch, wie die 

unbewegliche Einteilung in Jahrgänge, Klassen und 50-Minuten-Lehreinheiten, da das „überhaupt 

nicht kindgerecht“ sei. „Das ist alles gepresst in Kastln, die dem nicht gerecht werden, die werden 

dem Kind nicht gerecht und auch dem Lehrenden nicht gerecht“,  bringt es Herr Ingolstädter noch 

einmal auf den Punkt. 
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Unabhängig von allen diesen Forderungen insistieren alle Betroffenen auf eine Erhöhung der 

finanziellen Mittel. 

Gleichzeitig halten viele Befragte die Schulautonomie sehr wohl für eine wichtige Sache. Jedoch 

wird kritisiert, dass durch die finanziellen Kürzungen das Ganze „zu einer Farce verkommen“ ist, 

und/ oder es kommt das Gefühl auf, dass „das Schulsystem eigentlich gar nicht auf Autonomie 

eingestellt“ ist, da zum Beispiel fächerübergreifendes Arbeiten nach wie vor sehr schwer zu 

organisieren ist. Gerade ein gewisses Mitspracherecht bei der LehrerInnenbestellung wäre wichtig, 

um Personal lukrieren zu können, welches den entsprechenden Schwerpunkt mittragen kann, 

genauso wie Herr Arthur gerne autonom über das Budget verfügen würde.  

 

Bewertung der Schulentwicklung 

Unabhängig von allen Problemen und den allgegenwärtigen finanziellen Engpässen, bewerten 

eigentlich alle SchulleiterInnen, LehrerInnen und ElternverterInnen die Entwicklung „ihrer“ Schule 

als entweder gut oder sogar sehr gut bzw. zeigt man sich einfach zufrieden. Ferner bemerkte man in 

den meisten Schulen, dass sich diesbezüglich wieder etwas bewegt, sprich der nächste 

Entwicklungsschub ist schon spürbar. Nur Frau Matras, Lehrerin an der Seehornhauptschule zeigt 

sich eher besorgt. Sie rechnet insgeheim mit der Auflösung des Standortes, hofft aber, dass die 

Schule noch einige Zeit weiter besteht und sich vielleicht deshalb noch mal steigern kann, es im 

Endeffekt also noch einmal schafft die SchülerInnenzahlen wieder zu erhöhen.  

In puncto „Schulentwicklung generell“ sind sich eigentlich alle – vor allem mit steigendem 

Dienstalter - einig, dass sich auf der einen Seite sehr viel getan hat. So wurden die A- und B-Züge 

abgeschafft und stattdessen die Leistungsgruppen eingeführt, Integrationsklassen wurden etabliert 

und in zwei Fällen kam die Ganztagsschule hinzu, mit den Flüchtlings- und 

„HilfsarbeiterInnenströmen“ stieg der MigrantInnen-Anteil in den Haupt(schulen) stark an und die 

verhaltensauffälligen Kinder wurden immer mehr. Auf die Schule kamen also immer mehr 

Herausforderungen und Aufgaben hinzu, „ohne, dass andere gestrichen wurden“, wie Herr 

Ingolstädter betont. Auf der anderen Seite wird auch immer wieder unterstrichen, dass sich an und 

für sich sehr wenig geändert hat bzw. „wenig Qualität dazu gekommen ist“. Als Beispiel hierfür 

wurde angeführt, dass es durchaus LehrerInnen gibt, die noch mit den Vorbereitungsunterlagen von 

vor 25 Jahren unterrichten, was zwar als erschreckend wahrgenommen wird, aber auch der Realität 

entspricht. 

Trotz allem ist die Stimmung betreffend der „eigenen“ Schule, wie gesagt, durch die Bank überaus 

positiv.  
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Werkzeug fürs Leben 

Die Frage an die PädagogInnen, also die LehrerInnen und SchulleiterInnen war, ob sie denken, dass 

sie ihren SchülerInnen das „richtige Werkzeug fürs Leben“ mitgegeben. Alle Befragten beteuerten, 

dass sie es versuchen würden und dementsprechend auch hoffen, dass es auch wirklich der Fall ist, 

dass sie einerseits das „Richtige“ vermitteln und andererseits die SchülerInnen dieses „Werkzeug“ 

auch wirklich mitnehmen. Allerdings sei diese Aufgabe, welche eigentlich die Hauptintention des 

Lehrerberufes ist, wie Frau Matras herausstreicht, teilweise schwierig zu bewältigen. Zuerst stellt 

sich einmal die Frage, was eigentlich das „Richtige“ ist. Und Herr Ingolstädter erzählte, dass man 

an seiner Schule die Eltern einmal gefragt habe, was ihr Kind nach vier Jahren Hauptschule können 

müsse und „abgesehen von allgemeinen Floskeln“ gab es bei konkreten Inhalten nur „sehr wenig 

Überschneidungen“. Für Herrn Ingolstädter geht es also auch um eine Frage des Weltbildes, wo 

man natürlich einen Teil erfüllen kann, den Großteil aber nicht. Weshalb es fast genauso viele 

positive wie auch negative Rückmeldungen seitens der Eltern gibt. Herr Arthur weist seinerseits 

darauf hin, dass es fast unmöglich ist das Rüstzeug für die Anforderungen der Wirtschaft zu 

vermitteln. „Die Schule hängt einfach immer hinten nach und kann sozusagen auf Veränderungen 

immer erst im Nachhinein reagieren.“ Und Frau Kärlinger findet überhaupt, dass das Schulsystem 

ganz allgemein im Moment unzulänglich ist um den SchülerInnen das zu vermitteln was sie 

benötigen. Man ist großteils der Meinung, dass die Kinder zum Teil ganz was anderes bräuchten, 

als man derzeit in der Lage ist zu geben. Als Lehrkraft tut man halt was man kann und ist sich da 

auch bewusst, dass man bezüglich „Werkzeug fürs Leben“ auch einen wichtigen Part übernehmen 

kann/ muss, kritisiert aber ganz allgemein die Rahmenbedingungen in welchen das geschehen soll.  

 

Meinungen zur Schulentwicklungspolitik 

An allen untersuchten Schulen und auf allen Ebenen der Schulakteure herrscht Konsens darüber, 

dass seitens des Unterrichtsministeriums zu wenig Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

Hauptsächlich fordert man mehr LehrerInnenstunden, um unter anderem die Schwerpunkte sinnvoll 

gestaltet zu können oder um sich verstärkt den zahlreicher werdenden verhaltensauffälligen 

SchülerInnen widmen zu können. Denn für die Befragten stellt sich die Situation so dar, dass die 

„Autonomie der Schulen“ durch die „Autonomie des Sparens“ mehr oder weniger aufgelöst wurde, 

weshalb man hinter den Schulautonomiegesetzen einen Spargedanken verortet. Man geht davon 

aus, dass die „Regierung einen Weg gesucht hat wie sie Sparmaßnahmen umsetzen kann und ist 

dann den für sie sehr praktischen Weg [den der Schulautonomie] gegangen“. Damit einhergeht, 

dass man den bildungspolitisch Verantwortlichen vorwirft, dass man durch die Schulautonomie nur 

das Abschieben von Verantwortung „nach unten“ erreichen wollte. Im ständigen Ministerium 
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wollte man sich eben nicht der Gewissensentscheidung stellen, zu befinden was „Wichtig“ bzw. 

„Unwichtig“ ist. Des Weiteren lastet man der damaligen Bildungsministerin Elisabeth Gehrer an, 

dass sie ihr Ministerium nach einem bestimmten Weltbild, welches dem Trend der Konkurrenz 

folgt, führte. Man unterstellt also, dass eine der bildungspolitischen Absichten die Implementierung 

des Konkurrenzprinzips in das Schulwesen war, was von allen Beteiligten abgelehnt wird. Vielfalt 

wird zwar befürwortet, vor allem von den SchulleiterInnen, doch Konkurrenz und 

Qualitätssicherung bzw. -steigerung bringt man nicht in Einklang. Und auch hinsichtlich der 

intendierten SchülerInnenstromverlagerung zwischen Hauptschule und AHS-Unterstufe und damit 

der Lösung des Mittelstufenproblems, welche durch die Konkurrenzsituation erreicht werden sollte, 

verweist man in den Hauptschulen nüchtern darauf, dass das nun gar nicht zur Diskussion stünde. 

Die Hauptschule in der Stadt ist nun mal kein Konkurrent der AHS-Unterstufe, auch nicht wenn 

man ein ausgeklügeltes Schulprofil vorweisen kann. 

Neben der vielen Kritik können sich erneut vorzugsweise die SchulleiterInnen auch vorstellen, dass 

die Verantwortlichen für den Bildungsbereich das Angebot breiter fächern wollten, um so den 

Interessen der SchülerInnen entgegen zu kommen, wozu nun mal Gestaltungsspielräume für die 

Einzelschule notwendig sind. Die DirektorInnen können dem Argument, dass man seinen eigenen 

Standort am besten kennt und es von Vorteil wäre, wenn die Leute vor Ort „frei“ agieren könnten, 

durchaus etwas abgewinnen. So würde auch das starre Schulsystem aufgelockert werden, was von 

den meisten Befragten ebenfalls begrüsst wird.  

So gesehen sind die Betroffenen genau genommen BefürworterInnen der Schulautonomiereformen, 

aber eben nur unter bestimmten Voraussetzungen. Denn nur mit den entsprechenden Mitteln und 

auch Vertrauen in die Standortverantwortlichen lässt sich die „Autonomie der Schule“ im Sinne 

einer Qualitätssteigerung  zweckmäßig nutzen, so der Konsens der Befragten.  

 

4.5.2.  Effekte der Profiländerung aus soziologischer Sicht 
 

Alle drei Schulen haben also begonnen die Gestaltungsspielräume zu nutzen und schulautonome 

Maßnahmen zu implementiert. Und zwar hauptsächlich in Richtung „schulautonomer Stundenplan“ 

sowie der Möglichkeiten bezüglich der finanziellen Autonomie. Schwerpunkte haben sich in den 

Bereichen „Medienpraxis“ und „Integration“, „Informatik“ sowie „Soziale Lernen“ und 

„Berufsorientierung“ herausgebildet. Man versucht also verstärkt sich zu verkaufen, sich zu 

profilieren und will, wie auch Altrichter et al herausgearbeitet haben, seinen „good will“ 

demonstrieren. Es geht also um das Signal der Innovationsbereitschaft und den Willen auf die 
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„Kundenwünsche“ einzugehen. Die vordergründige Motivation der Profilierung der Hauptschulen 

war die Hoffnung wieder attraktiver zu werden, also das Image zu verbessern. Denn mit einem 

schlechten Image haben alle beleuchteten Schulen, als Hauptschulen in einem Ballungszentrum und 

mit den hohen Anteil an SchülerInnen mit Migrationshintergrund, zu kämpfen. Image-

Verbesserung bedeutet für die Hauptschule in der Stadt praktisch gesehen die Rekrutierung von 

SchülerInnen, welche keinen Migrationshintergrund aufweisen bzw. aus gebildeteren respektive 

sozial stärkeren Schichten kommen, genauso wie das Geschlecht, vorzugsweise männlich, als 

Indikator angesehen wird. Diese „von Außen“ erzwungene „Verschließung“, so die Wahrnehmung, 

hinsichtlich der am Rande der Gesellschaft stehenden Kinder, welche für ein erfolgreiches 

Marketing notwendig ist, konnte allerdings nichts an den realen Gegebenheiten ändern. Sprich an 

der SchülerInnen-Zusammensetzung an den Schulen hat sich kaum etwas verändert. Zwar konnten  

einige wenige Kinder ohne Migrationshintergrund wieder für eine Schwerpunktklasse begeistert 

werden, doch der Großteil der SchülerInnenschaft entspricht eben weiterhin nicht diesem 

„Wunschprofil“. Nur die Ritzenhauptschule scheint sich diesem Druck oder dieser Illusion von 

Anfang nicht hingegeben zu haben und setzt auf „Soziales Lernen“ und „Berufsvorbereitung“. 

Trotzdem ist man sich an allen Schulen bewusst, dass die SchülerInnen teilweise ganz was anderes 

brauchen und eben gerade gesellschaftliche „Basiskompetenzen“, wie „Miteinander umgehen“, 

„Konfliktmanagement“ oder alle Arten von Aufklärung und Prävention. Diese Dinge sind für das 

Hauptschulklientel von enormer Bedeutung, dass aber nur die Ritzenschule genau das zum 

Schwerpunkt erklärt hat, heißt wie gesagt nicht, dass die anderen Schulen diesbezüglich tatenlos 

wären. In der Funtenhauptschule zum Beispiel wurde der Fokus auf Integration gelegt. Da es hier 

aber speziell um die Integration von Kindern mit Beeinträchtigungen geht, wird hier ein erneut sehr 

spezielles und bewusstes Milieu angesprochen. In der Seehornhauptschule ist wiederum der 

Schulleiter sehr aktiv und versucht in den Bereichen „soziales Lernen“, „politische Bildung“ oder 

„Kreativität“ Dinge zu veranstalten. Allerdings scheinen diese Bemühungen wenig strukturiert und 

kaum koordiniert oder nicht in Kooperation mit der LehrerInnenschaft und auch nicht integriert ins 

Schulprofil. 

Die Umsetzung von schulautonomen Maßnahmen bedeutet auch immer das Treffen von 

Gewissensentscheidungen, das heißt man muss den Gegenständen unterschiedliche Wertigkeiten 

zuordnen um dann die „richtigen“ Kürzungen vorzunehmen. Wobei man sich im Sinne der 

Attraktivität sehr oft für die am Markt gefragten Trends entschied. Wie bereits erwähnt wird diese 

Tatsache einzig als Druck „von Außen“ empfunden, sich eben Dinge zu suchen, welche „trendig“ 

sind, nicht allerdings als Qualitätsinnovation. Dies bedeutet auch, dass an den Schulen zumeist 

dieselben Fächer von den Kürzungen betroffen sind, was von einzelnen Befragten auch als 
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problematisch erkannt wurde. Die einzige Schule die sich, wie erwähnt, diesem Druck nicht beugte 

und ausschließlich auf ihre SchülerInnenschaft einging, musste mit dem Fall der Schulsprengel den 

größten SchülerInnenrückgang im gesamten Gebiet in Kauf nehmen, was allerdings angesichts der 

Größe der Schule kaum ein Problem darstellt. Dies bedeutet, aber nicht, dass Schulen mit 

Schwerpunktklassen vom SchülerInnenschwund verschont blieben, denn auch die Seehornschule 

musste einen der größten Rückgänge der SchülerInnenzahlen im Steinernen Meer in Kauf nehmen. 

Gleichzeitig wurde durch die Untersuchung deutlich, dass der Grundsatz der Freiwilligkeit der 

Schulautonomie eigentlich nur am Papier besteht. Denn mit der Schulautonomie, so Bachmann 

(1996) beabsichtigte der Gesetzgeber eine erhöhte Flexibilität für innovationswillige Schule zu 

erreichen. Und keine der Schulen kann es sich in einer vermeintlichen Wissensgesellschaft als 

Bildungseinrichtung wirklich „leisten“ als nicht innovationswillig oder gar bildungspolitisch taub 

zu gelten.  

Allerdings teilen auch alle untersuchten Schulen die Erfahrung, dass man relativ schnell an die 

Grenzen der Autonomie stößt bzw. der Eindruck entsteht, dass „das Ganze“ ziemlich überhöht 

dargestellt wird. Dass man durch eine oder zwei Stunden zusätzlich in einem Fach sofort einen 

Schwerpunkt ausweisen darf, findet so manch ein Betroffener nun doch etwas befremdend und es 

bestätigt sich erneut die These von Altrichter et al bezüglich der symbolischen Politik der Schulen 

und allem Anschein nach auch der bildungspolitischen EntscheidungsträgerInnen. Es handelt sich 

also nur um eine niederschwellige Reformpolitik, die nicht so viele Freiräume eröffnet wie sie 

vorgibt. Deshalb wirkt es auch phasenweise so als wäre das Schulsystem gar nicht auf die  

Autonomie der Schulen eingestellt bzw. als würden entscheidende begleitende Maßnahmen fehlen. 

Essenziell wäre hier zum Beispiel ein gewisser Einfluss der Einzelschule auf die 

LehrerInnenbestellung, damit garantiert wird, dass der Schwerpunkt vom Personal getragen werden 

kann. Ein Problem das vor allem kleine Schulen, also mit wenigen LehrerInnen, betrifft, da hier de 

facto die Vielfalt an unterschiedlichen Potentialen geringer ist. Unabhängig davon ist für die 

Entwicklung einer „guten Schule“ und erfolgreiche Innovationen ein gutes Schulklima, speziell das 

Verhältnis im Kollegium, absolut notwendig, da es ein starker Indikator für (mehr) Motivation in 

Richtung Veränderung ist. Weshalb diesem Aspekt auch in der Gesetzgebung bzw. anhand 

spezieller bundesweiter Programmen und Maßnahmen Rechnung getragen werden sollte. Dies 

betrifft auch den Grad der Informiertheit aller ProtagonistInnen. Denn obwohl sich alle Befragten 

ausreichend informiert fühlen, scheint der Informationsstand nicht besonders hoch zu sein bzw. ist 

man diesbezüglich relativ pragmatisch, sprich man „holt sich“ nur jene Informationen, die man 

wirklich braucht. Das heißt auch, dass die Nachfrage nach Informationen bezüglich Schulautonomie 

nicht besonders hoch ist und wahrscheinlich auch das dementsprechend Interesse. Aus den 



112 

Gesprächen kristallisiert sich auch heraus, dass an die Schulautonomie zwar Erwartungen gestellt 

wurden, andererseits diese seitens des zuständigen Ministeriums nicht unbedingt forciert wurden 

bzw. nicht „Lust“ auf die Schulautonomie erzeugt wurde, was darauf schließen lässt, dass zu wenig 

Vorarbeit geleistet wurde. Und auch in Bezug auf Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen wurde 

allem Anschein nach zu wenig angeboten bzw. das Angebot unzureichend beworben, da keiner der 

Befragten irgendwelche Schulung in Bezug auf die Schulautonomie besucht hat und auch die 

Initiative „Qualität an Schulen“ waren niemanden ein Begriff. Die Ausbildung der 

HauptschullehrerInnen und somit auch der HauptschulleiterInnen findet ausschließlich an der 

Pädagogischen Akademie (PädAk) statt, für eine erfolgreiche Profilierung sind allerdings 

Marketing- und Managementkompetenzen notwendig, weshalb dementsprechende 

Weiterbildungsmöglichkeiten unentbehrlich erscheinen. Gerade die SchulleiterInnen müssten ein 

professionelles Training erhalten und zwar in Bezug auf Schulprogrammentwicklung, Marketing, 

Innovationsmöglichkeiten, Lukrierung von Geldern und/ oder Zukunftsplanung. Die erfolgreiche 

Entwicklung eines ganzheitlichen Schulprofils und dessen Umsetzung geht über den „üblichen“ 

Kompetenzbereich eines/ einer PädagogIn hinaus, weshalb diese auch adäquat geschult werden 

müssen. Außerdem müssen für alle Maßnahmen, ob nun schulautonom oder nicht, genügend Mittel 

zur Verfügung gestellt werden. Nur so kann die Einzelschule von den schulinternen Akteuren 

effektiv und nachhaltig gestaltet werden. 

Aus der Sicht der Hauptschulen ergibt sich durch die Schulautonomiegesetze kein 

hervorzuhebender Nutzen. Allerdings sieht man einen Nutzen für die SchülerInnen und Eltern da 

man nun wählen könne ergo die Schule, welche den jeweiligen Interessen und Neigungen am 

ehesten entspricht. Genauso schätzt man die kleinen Freiheiten bezüglich des Finanziellen. 

Dadurch, dass die Schulautonomie und die Sparmaßnahmen gleichzeitig eingeführt wurden und 

man sich beklagt zu wenig Mittel zur Verfügung zu haben, könne man sich wenigstens durch die 

finanzielle Autonomie manchmal zusätzliche (notwendige) Anschaffungen tätigen. Am aktivsten 

diesbezüglich zeigte sich die Ritzenhauptschule, auch wenn insgesamt gesehen die finanzielle 

Autonomie nur wenig genutzt wird oder wieder „eingeschlafen“ ist. Immerhin handelt es sich 

eigentlich um nur sehr kleine Beträge, welche eigentlich nicht viel bringen. 

Geht es um die spürbaren Veränderungen an die Schulen, muss erneut darauf hingewiesen werden, 

dass sich durch die Gestaltungsspielräume, welche als nicht besonders groß wahrgenommen werden  

sich in puncto Qualität nichts verändert hat. Es kam zwar, wie gesagt, teilweise zu leichten Image-

Verbesserungen und die Diskussion bezüglich Schulentwicklung wurde angeregt, was auch wichtig 

war, aber es kam auch mehr Druck und Arbeit hinzu, da die Erstellung von Konzepten und deren 

Umsetzung sowie Aufrechterhaltung große Anstrengungen erfordert. 
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Einer der Eckpfeiler der Schulautonomie in Österreich und wie es auch die Initiative „Qualität an 

Schulen“ (Q.I.S) vorsieht, sollte das Schulprofil oder Schulprogramm sein. Alle Maßnahmen und 

Innovationen sollten quasi von einem fundierten Schulprofil/ -programm abgeleitet werden. Dieser 

Aspekt spielt an den Schulen allerdings kaum eine Rolle bzw. ist das Schulprofil kaum ein Thema. 

Das zeigt sich auch dadurch, dass nur an einer Schule explizit ein Leitbild ausformuliert wurde. Die 

Lehrkräfte und auch LeiterInnen trennen des Weiteren die Ebenen Schulprofil und Schwerpunkte 

eigentlich nicht.  

Der an und für sich ebenfalls zentrale Aspekt der „Entwicklung von Standortbewusstsein“ ist, laut 

eigenen Angaben auch nicht besonders ausgeprägt. Auch deshalb, weil man eben verstärkt auf 

gesellschaftlich Trends, um „wettbewerbsfähig“ zu bleiben, Rücksicht nehmen begann und weniger 

auf die tatsächlichen Bedürfnisse vor Ort. Gleichzeitig bedeutet dies nicht, dass man sich dessen 

nicht bewusst wäre und diesbezüglich nichts unternommen hätte, nur nicht mittels Schulautonomie. 

Nur eine Schule hat sich, wie bereits erwähnt, diesbezüglich anders verhalten und wurde dafür mit 

einer massiven Verringerung der SchülerInnenzahlen „bestraft“. 

Allen drei Schulen ist gemeinsam, dass die Schulpartnerschaft, also die Zusammenarbeit bzw. 

Kommunikation mit den Eltern, sehr schlecht funktioniert, woran die Schulautonomiegesetze 

absolut nichts ändern konnten. Die drei Hauptgründe hierfür sind, erstens, dass viele Eltern einfach 

kein Interesse an schulischen Angelegenheiten haben und die Erziehungsaufgabe bis zu einem 

großen Teil bei der Schule selbst sehen. Zweitens gibt es gerade im Hauptschulbereich durch den 

hohen Anteil an SchülerInnen mit Migrationshintergrund oft vermeintlich unüberwindbare 

sprachliche und kulturelle Barrieren, was von den Schulen allseits kritisiert wird, da es den 

Schulalltag „unnötig“ erschwert. Und drittens wundern sich die meisten auch nicht über das 

Desinteresse, da die Eltern faktisch eigentlich nicht wirklich etwas mitbestimmen können bzw. in 

an und für sich „unwichtigen“ Belangen. Wer nun der Schulfotograf fürs nächste Jahr sein soll, ist 

für die Schule bzw. Schulqualität nun wirklich nicht entscheidend. Und an Eltern, welche sich kaum 

für die Schule interessieren geht auch die Strategie des erweiterten Mitspracherechts vorbei. 

Obwohl die Betroffenen neben der „Reform der Schulautonomie“ auch noch andere Bereiche für 

reformbedürftig halten, ist man der Ansicht, dass die Schulautonomie eine wichtige Sache ist. 

Allerdings scheint gerade die Mittelproblematik der entscheidende Aspekt zu seine warum die 

Schulautonomie insgesamt eher eine negativen Stich hat und die zweckmäßige Nutzung gelähmt 

wird. Einerseits dahingehend als dass Innovationen nun mal entsprechende Gelder erfordern. Und 

andererseits wurde in jedem Gespräch darauf aufmerksam gemacht, dass die Schulautonomie bis zu 

einem gewissen Grad nur als Instrument zur Umsetzung von Sparmaßnahmen konzipiert wurde. 

Das heißt die SchulleiterInnen und LehrerInnen fühlen sich allein gelassen und auch betrogen. Herr 
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Ingolstädter formuliert es so: „Man hat Stunden und vieles mehr einfach gekürzt und den Schulen 

dann gesagt, ihr könnt mit diesen und jenen Ressourcen autonom umgehen, und es waren dann 

natürlich weniger Ressourcen dann da als vor diesen sogenannten Reformen“. Ein Gedankengang, 

der sowohl den Aspekt der Sparmaßnahmen wie auch den der Abschiebung von Verantwortung 

„nach unten“ beinhaltet, und welcher tatsächlich allen Befragten nicht nur bekannt ist, sondern als 

Tatsache angesehen wird. Das ist für eine Konzept, welches an und für sich eben von der 

„untersten“ Ebene getragen und umgesetzt werden soll auf keinen Fall förderlich. Eher im 

Gegenteil, denn gerade bei der Schulautonomie wäre gegenseitiges Vertrauen die 

Grundvoraussetzung, ein Aspekt der auch von mehreren SchulentwicklungstheoretikerInnen 

hervorgehoben wird. Dementsprechend wurden die vielen Hoffnungen bezüglich Schulautonomie, 

welche es ohne Frage auf beiden Seiten gab, nicht erfüllt und eine gewisse Ernüchterung stellte sich 

ein. Mittels der „österreichischen Variante“ von Schulautonomie mit der engen Fassung der 

Bestimmungen und der Knappheit der Mittel lassen sich im Hauptschulbereich offensichtlich keine 

großen Veränderungsimpulse umsetzen. Das heißt die Hauptschule in der Stadt war nicht wirklich 

in der Lage sich zu einer Konkurrenz zur AHS-Unterstufe zu mausern und auch in qualitativer 

Hinsicht hat sich kaum etwas verändert.  

Trotzdem ist man an allen Schulen mit der Entwicklung der eignen Schule zufrieden und man blickt 

optimistisch in die Zukunft. Man hofft, dass man den SchülerInnen das „richtige Werkzeug“ fürs 

Leben mitgibt und versucht sein/ ihr Bestes. Auch wenn man sich klar ist, dass dies einerseits eine 

Frage des jeweiligen Weltbildes ist, sprich was „richtig“ bedeutet und andererseits ist man sich 

bewusst, dass die SchülerInnen teilweise was ganz anderes brauchen würden.  

Abschließend bleibt noch festzustellen, dass die Beschäftigung mit den drei Hauptschulen im 

Steinernen Meer erneut die Ergebnisse der Studie von Bachmann et al aus dem Jahr 1996 sowie die 

der Studie von Werner Specht (1997) und auch jene von Altrichter et al (2005) bestätigt wurden. 

Auch die Kritikpunkte und die erwähnten Veränderungsvorschläge wiederholen sich, was in 

Anbetracht der Tatsache, dass seit der ersten Wirkungsanalyse bezüglich Schulautonomie über 10 

Jahre verstrichen sind, einen überaus schlechten Eindruck macht. 
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5. Exkurs: Gesamtschule  
 

Die Idee der Gesamtschule, sprich eine Schule für alle Kinder, unabhängig von ihrer Herkunft, ihrer 

Fähigkeiten und Neigungen, ist eine die an und für sich weit zurück reicht. Und auch in Österreich 

wird sie seit dem Amtsantritt der Regierung Alfred Gusenbauer wird stark diskutiert und ein „alter 

Schulkampf wurde somit wieder erneut entfacht. Die zwei wesentlichen gegensätzlichen 

gesellschaftlichen Positionen werden jeweils von einer der beiden Großparteien vertreten. Die 

Sozialdemokratische Partei Österreichs (SPÖ), wie  schon zu Zeiten der Ausrufung der 1. Republik, 

setzt sich vehement für die Gesamtschule bzw. für die Einführung der „Neuen Mittelschule“, so die 

favorisierte Bezeichnung, ein. Für die Österreichische Volkspartei (ÖVP) ist das, ebenfalls wie 

schon in den 1920er Jahren, keine Option. Während also Bildungsministerin Claudia Schmied 

darauf verweist, dass „das jetzige Schulsystem (..) nicht differenziert, sondern selektiv (ist)“ 

(Österreich 29.04.07: 7) und bereitere gesellschaftliche Kreise von ihrem Konzept der „Neuen 

Mittelschule“ überzeugen will, spricht sich Vizekanzler Wilhelm Molterer hingegen für „Vielfalt, 

Wahlfreiheit und Leistung“ aus. „Es habe keinen Sinn, diese  bewährte Vielfalt [Trennung 

Hauptschule und AHS-Unterstufe] abzuschaffen und innerhalb einer Gesamtschule wieder 

einzuführen.“ (DerStandard 11.06.07: 7) (vgl. DerStandard 11.06.07:7; 11.08.07:7) So in etwa stellt 

sich der gegenwärtige politische und gesellschaftliche Diskurs zum Thema Gesamtschule in 

Österreich dar, welcher sich, wie gesagt kaum verändert hat.  Die Kernproblematik dreht sich also 

um das Verhältnis bzw. die Spannung zwischen Freiheit und Gleichheit in der 

Bildungsorganisation. Es „streiten sich“ also anthropologische, politische und weltanschauliche 

Grundauffassungen – Gleichheits- oder Gerechtigkeitspostulat versus Aufrechterhaltung der 

gesellschaftlichen Strukturen und Chancengleichheit versus Individualisierung. Dieser Streit 

„Zweigliedrigkeit und Wahlmöglichkeit“ gegen „Gesamtschule“ polarisiert, ideologisiert und lähmt 

zum Teil eine eher pragmatisch zu führende Diskussion über Schulreform. Eine Kontroverse die 

sich also seit den 70er Jahren um die Horizontalisierung der Schulstrukturen dreht. (vgl. Ipfling 

1998: 28ff) 

Wie sieht, aber nun das Grundkonzept der „Integrierten Gesamtschule“ (IGS) aus? Die Integrierte 

Gesamtschule lässt sich mittels folgender Merkmale charakterisieren: 
 

➢ eine gemeinsame Sekundarstufe I mit einem Kern-Kurssystem, welches eine flexible 

Gestaltung der Schullaufbahn ermöglicht. Es gibt (Kern)Unterricht in der 

Jahrgangsklasse, leistungsdifferenzierte Kurse in einzelnen Fächern und einen 



116 

Wahlpflichtbereich, der die Neigungen der SchülerInnen berücksichtigt. 

➢ durch die Möglichkeit des „Kurswechsels“ bei Leistungsabfall ist das Wiederholen von 

Klassen hinfällig 
 

➢ Betonung von Projektunterricht und die Entwicklung eigener Unterrichtskonzeptionen 

und -materialien im Sinne einer 'Curriculum-Werkstatt' 
 

➢ Herausstellen des Sozialen Lernens durch kommunikative und kooperative Arbeits-, 

Lern und Lebensweisen 

(vgl. Gudjons 2003: 293) 
 

Allerdings gibt es betreffend dieses Konzepts ein wesentliches strukturelles Problem bzw. muss ein 

bestimmte Voraussetzung gegeben sein, dass dieses Konzept den theoretischen Ansprüchen gerecht 

werden kann. Wird die Gesamtschule nämlich parallel zu anderen Schulformen, wie etwa 

Gymnasium oder Hauptschule, instituiert, steht also in Konkurrenz zu ihnen, kommt es zu einem 

sogenannten „Creaming-Effekt“. Das heißt die Leistungsspitze würde letztlich wieder das 

Gymnasium besuchen. „Diese Leistungsspitze gehört aber vom Konzept her zur Gesamtschule 

hinzu, sonst ist ihr Anspruch hinfällig, die gesamte Leistungsbreite eines Jahrgangs durch 

Differenzierung angemessen zu fördern.“ (Gudjons 2003: 294) Das war/ ist auch das Hauptproblem 

der Gesamtschule in Deutschland, da sie eben neben Gymnasium, Hauptschule und Realschule, 

etabliert wurde. „Daher gilt die Gesamtschule (in Deutschland) vielfach als verkappte Haupt- und 

Realschule – mit entsprechend niedrigem Prestige gegenüber dem Gymnasium.“ (Gudjons 2003: 

294)  

Die Gesamtschule, speziell in Deutschland, gehört zu einer der best erforschten Schulformen. Die 

Ergebnisse bzw. Erkenntnis sind allerdings uneinheitlich und bisweilen auch widersprüchlich, 

trotzdem lassen sich vier Befunde verorten: 
 

➢ Es werden tendenziell mehr „bessere“ Abschlüsse ermöglicht; es werden also mehr 

(„leistungsschwache“) Kinder besser gefördert 
 

➢ Der Zusammenhang zwischen Herkunft und Schullaufbahn wird deutlich abgeschwächt 
 

➢ GesamtschülerInnen haben weniger Schulangst, gehen lieber zur Schule, empfinden 

weniger Leistungsdruck 
 

➢ Die Ergebnisse (für Deutschland) bezüglich Leistungsvergleiche der einzelnen 
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Schultypen sind uneinheitlich 

 (vgl. Gudjons 2003: 295f) 

Für die Einführung der Gesamtschule lassen sich in der gegenwärtigen Diskussion im Wesentlichen 

vier Argumentationsstränge finden: 
 

➢ pädagogisch-psychologischer Aspekt 

Die frühe Übergangsauslese soll ersetzt werden durch das Offenhalten der Bildungswege 
 

➢ bildungsökonomischer Gesichtspunkt 

Begabungs- und Qualifikationsreserven werden im momentanen System nicht befriedigend 

ausgeschöpft  
 

➢ bildungstheoretische Perspektive 

Ziel solle eine gemeinsame Grundbildung ohne Trennung der Bildungsgänge sein, also eine 

wissenschaftsorientierte Schule  
 

➢ bildungspolitische Ziele 

Ausgleich von Bildungsbenachteiligungen und die Gewährleistung von Chancengleichheiten  

(vgl. Gudjons 2003: 292) 
 

Die häufigsten Argumente für ein differenziertes Schulsystem sind: 
 

➢ pädagogisch-psychologischer Aspekt 

Kommen SchülerInnen je nach Leistungen in den adäquaten Schultyp kann besser auf ihre 

Leistungen eingegangen werden – „angemessener“ Leistungs- und Konkurrenzdruck und 

Verhinderung einer Leistungsnivellierung 
 

➢ bildungsökonomischer Gesichtspunkt 

Ein differenziertes Schulwesen bereitet entsprechend auf unterschiedliche Berufslaufbahnen vor 

Stichwort: Facharbeitermangel oder „nicht jeder kann Akademiker werden“ 
 

➢ bildungstheoretische Perspektive 

Durch Differenzierung wird der gemeinsamen Grundbildung genauso wie der individuellen 

Förderung Rechnung getragen 
 

➢ bildungspolitische Ziele 

Wahlfreiheit und Vielfalt im Bildungswesen als entscheidende gesellschaftliche Werte 

 

Allerdings wird die Diskussion, vor allem auf Seiten der BefürworterInnen eines differenzierten 
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Bildungswesens bisweilen auch mit überspitzen Argumenten geführt. (vgl. Plankensteiner 2007) Da 

mir diese in der bildungspolitischen Diskussion eher omnipräsent erscheinen, möchte ich im 

Folgenden auf diese und allgemeine Gegenstimmen eingehen. Gleichzeitig möchte ich an dieser 

Stelle fairerweise vorausschicken, dass ich mich im Zuge meiner Beschäftigung mit der 

Hauptschule zu einer Befürworterin der gemeinsamen Schule der 10 bis 14jährigen entwickelt habe. 

Fordert man, dass die SchülerInnen und Eltern die Wahl bezüglich Bildungsentscheidungen haben 

sollen, unterstellt man, dass diese Wahl „frei“ getroffen wird, ein Tatbestand, der von Pierre 

Bourdieus Theorie „Wahl des Schicksals“ prinzipiell infrage gestellt und empirisch belegt wurde. 

Bourdieu geht davon aus, dass „die Einstellung der Angehörigen der verschiedenen Klassen (..), 

insbesondere aber die Einstellung zur Schule, zur Schulausbildung und der durch die Ausbildung 

gebotenen Zukunft (..) zu einem Großteil der Ausdruck des ihrer sozialen Zugehörigkeit 

entsprechenden Systems impliziter oder expliziter Werte (ist).“ (Bourdieu 2001: 31) Das heißt, dass 

die Ambitionen einer Familie meistens den objektiven Chancen entsprechen, sprich es kommt  zu 

einer Verinnerlichung des Schicksals. Und auch der/ die LehrerIn in seiner/ ihrer Rolle als BeraterIn 

berücksichtigt bewusst oder unbewusst die soziale Herkunft seiner/ ihrer SchülerInnen. Von daher 

ist das Konstrukt der „Wahlfreiheit“ bezüglich Bildungsentscheidungen generell zu hinterfragen. 

(vgl. Bourdieu, 2001, 31ff) 

Das Argument, dass auch in den Ballungszentren noch immer 40 bis 50% der SchülerInnen eine 

Hauptschule besuchen ist fadenscheinig, da es bei der Gesamtschuldebatte nicht um die Frage geht, 

ob die Hauptschulen von „genug“ SchülerInnen besucht werden, sondern dass es zwischen 

Schulbesuch (nach Formen) und sozialer Gruppenzugehörigkeit einen empirisch klar belegten 

Zusammenhang gibt und nicht wie immer postuliert wird zwischen Leistung und Schulbesuch (nach 

Formen). Daran ändert die umschwärmte hohe  Durchlässigkeit des österreichischen Schulwesens 

auch nichts. So hat sich zwar insgesamt seit den 1950er Jahren die Bildungsbeteiligung aller 

Schichten maßgeblich erhöht, die Reproduktion der gesellschaftlichen Strukturen durch das 

Bildungswesen wurde dennoch nicht aufgehoben oder entscheidend abgeschwächt. Im Sinne dieser 

Entgegnung stellt sich auch die Frage, warum der FacharbeiterInnenmangel von einer bestimmten 

sozialen Schicht abgefangen werden sollte. 

Eine der größten Sorgen der GegnerInnen der Gesamtschule ist die prognostizierte 

Leistungsnivellierung, was sich allerdings in Ländern, wo die „Schule aller“ nicht in Konkurrenz zu 

anderen Schultypen steht, nicht bestätigt hat. Die durchschnittlichen Testleistungen in Ländern mit 

Gesamtschule unterscheiden sich nicht signifikant von jenen mit differenziertem Schulsystem, 

genauso wenig wie die Anteile der SpitzenschülerInnen. Geht es um die Lesekompetenzen führt die 

Gesamtschule sogar zu besseren Durchschnittsleistungen. (vgl. Bacher 2007: 1) Und eines der 
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Resultate der PISA-Studie lautet: „Das hoch selektive, stark gegliederte österreichische Schulwesen 

bringt deutlich weniger Spitzenleistungen hervor als die Länder, die bei PISA voran sind. Viele 

dieser Spitzenländer haben eine gemeinsame, ganztägige Schule für alle.“ (Bauer 2005: 116f) 

Ein häufiger Einwurf  ist der des „Etikettenschwindels“. Das könnte zwar eine reale Gefahr sein 

und doch sollte es der Anspruch einer jeder Schulreform sein auf einem gut durchdachtem 

pädagogischen Konzept aufzubauen und somit spezielle Organisationsfragen detailliert 

auszuarbeiten.  

Zum Thema „höhere Bildungsausgaben in Skandinavien“ lässt sich nur entgegen, dass zum Beispiel 

Finnland, welches Platz eins in der PISA-Studie belegte, niedrigere Bildungsausgaben wie 

Österreich aufweist. Während Österreich, wie an anderer Stelle schon erwähnt, ca. 80 000$ pro 

schulpflichtigem Kind investiert, sind es in Finnland „nur“ 50 000$. (vgl. Schmid 2004: 1) 

Der Anspruch des Konzeptes der Gesamtschule ist des weiteren nicht primär die Lösung von 

sozialen Problemen, sondern die Schaffung von Chancengleichheit. Ein Anspruch dem die 

Gesamtschule auch gerecht wird. Es ist empirisch belegt, dass eine Gesamtschule bis zum 16. 

Lebensjahr die soziale Selektivität reduziert. Das heißt auch, dass sich der Zusammenhang 

zwischen sozialer Herkunft und Leistung verringert. Darüber hinaus wurde belegt, dass sich die 

LehrerInnen mehr Zeit für die SchülerInnen nehmen und sie somit individuell besser unterstützt 

werden, genauso wie das Auftreten von RisikoschülerInnen (besonders Lesen) reduziert wird.  Das 

heißt also zusammenfassend, dass die Gesamtschulsysteme, das heißt Systeme, wo die 

Gesamtschule nicht in Konkurrenz mit anderen Schultypen steht, es einerseits ermöglicht die 

soziale Selektivität des Schulsystems zu reduzieren und andererseits zu mehr individueller 

Förderung führt. (vgl. Bacher 2007:1ff) „Soll neben guten Durchschnittsleistungen auch 

Chancengleichheit angestrebt werden, sollte die Einführung einer Gesamtschule auch in Österreich 

ernsthaft diskutiert werden.“ (Bacher 2007: 8) 
 

Trotzdem zeigt sich auch in den geführten Interviews, dass die Mehrheit der SchulleiterInnen und 

LeiterInnen gegen das Konzept der Gesamtschule ist. Man geht davon aus, dass man verschiedene 

Schultypen für verschiedene Begabungsstufen braucht, man fürchtet also eine Nivellierung nach 

unten. Hier tritt die Besorgnis zu Tage, dass „Schule mehr oder weniger eine Eintopfschule“ wird. 

Man ist der Meinung, dass es einfach verschiedene Angebote gegeben sollte. „Ich sage es soll die 

verschiedensten Angebote geben und wir haben ja ein so durchlässiges Bildungssystem.“ Andere 

wollen deshalb keine Systemumstellung, da in der Stadt das Gymnasium ohne diese schon eine 

Gesamtschule sei. Außerdem würde eine Gesamtschule auch nur dann funktionieren, wenn die 

LehrerInnen motiviert sind, sprich es geht immer um die Einzelschule. 
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Allerdings gibt es auch LehrerInnen und auch eine Elternvertreterin, welche dem Konzept der 

Gesamtschule einiges abgewinnen können. So formuliert es ein Lehrer ganz deutlich: „Die 

Gesamtschule ist für mich sowieso überfällig. Ich wünsche mir sehr, dass wir eine Schule kriegen, 

wo alle Kinder, die auch im Hof gemeinsam spielen (..) auch miteinander lernen können. Und man 

kann ja auch an einem Standort, an einer Schule für eine bestimmte Altersgruppe fördern, 

differenzieren, Schwerpunkte setzen, was immer. Aber ich muss nicht ein hierarchisches System bei 

den 10jährigen einführen.“  

Trotz dieses abschließendem Plädoyers für die Gesamtschule, scheint „die Berechtigung und 

gesellschaftliche Bedeutung eigenständiger Hauptschulen und Gymnasien (..) in der Gesellschaft 

nicht angezweifelt (zu werden)“ (Zenke 1998: 10) Und auch angesichts des anhaltenden  

„bildungspolitischen Kampfes“ in Österreich scheint die Behauptung Ernst Rösners (1998), dass 

sich „die These vom langsamen Abschied von der Hauptschule von Jahr zu Jahr neu bestätigt 

(wird)“ (S. 55) , nahe zu utopisch. 
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6.  Bildungspolitische Reflexion 

 
6.1.   Hauptschule und Schulautonomie  
 

Mit dem Beginn des Schuljahres 2008/ 09 sind es 15 Jahre seit dem in Österreich erstmals 

schulautonome Maßnahmen möglich waren und den Schulen Gestaltungsspielräume zugestanden 

wurden, man sich also von den „großen“ zentral gelenkten Reformen verabschiedet und einen 

Paradigmenwechsel vollzog. Tatsächlich haben mittlerweile fast alle Schulen, speziell die 

Hauptschulen, welche in der Bildungslandschaft „Sorgenkinder“ sind, schulautonome Maßnahmen 

verwirklicht. Aus Sicht der Hauptschulen besteht/ bestand akuter Handlungsbedarf, aufgrund der 

sinkenden SchülerInnenzahlen und der Konzentration der „schwierigen“ SchülerInnenpopulation. 

Dementsprechend waren auch viele Hoffnungen und Erwartungen an die 

Schulautonomiegesetzgebung geknüpft und die Reaktionen zu Beginn überaus positiv. 

Aus Sicht der Hauptschulen sind im Wesentlichen zwei Aspekte von entscheidender Bedeutung. 

Einerseits möchte man den eigenen SchülerInnen gerecht werden, durch angepasste pädagogische 

Maßnahmen, die auf die „Schwierigkeit“ der Kinder eingehen und ihnen dadurch auch eine 

qualitativ hochwertige Bildung vermitteln. Andererseits geht es natürlich darum (wieder) vermehrt 

(leistungsstarke) SchülerInnen zu rekrutieren. Diesbezüglich existiert quasi einen „Wunschtyp von 

SchülerIn“. „Begehrte“ SchülerInnen kommen aus einer sozial höheren Schicht, haben keinen 

Migrationshintergrund und sind männlich, da diese die vermeintlich leistungsstärkeren 

SchülerInnen sind und der Schule zu einem höheren Prestige verhelfen. Diese „bildungsbewussten“ 

Bevölkerungsgruppen, welche die Wahl der Schule „nicht auf die leichte Schulter“ nehmen, sind es 

auch, die spezielle, innovative Angebote fordern bzw. nur auf diese ansprechen. 

Wohl wissend bezüglich solcher Neigungen haben die Hauptschulen begonnen Profile zu 

etablieren, welche sich an denen am Markt gefragten Kompetenzen orientieren. Man beugt sich also 

dem Innovationsdruck „von außen“ um die „begehrten“ SchülerInnen zu rekrutieren, denn daran 

wird eine erfolgreiche Profilierung einer Schule „gemessen“. Das Instrument „Schulautonomie“ 

wird von den Hauptschulen hauptsächlich dazu verwendet um diesem Aspekt Rechnung zu tragen.  

Auf der anderen Seite ist man sich auch bewusst, dass das „typische“ Klientel der Hauptschule oft 

etwas ganz anderes brauchen würde. Eine pädagogisch-ambitionierte „Wohl-fühl-Schule“ wäre der 
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Schlüssel zu vielen Problemen und würde den größten „Nutzen“ für die meisten Kinder bringen. 

Vor allem die Wichtigkeit der Vermittlung von klassischen teilweise „traditionellen“ Werten und 

Normen wird immer wieder angesprochen. Die Kinder bräuchten heute verstärkt Halt, eine 

Struktur, Anerkennung und auch Zuneigung, sind sich gerade die HauptschullehrerInnen einig. 

Doch scheint das Instrument „Schulautonomie“ für solche Ambitionen ungeeignet zu sein, auch 

weil sich der Schwerpunkt „Wohl-fühl-Schule“ nur schwer vermarkten lässt. Einerseits weil man 

diesen Aspekt bei einer „guten“ Schule von vornherein voraussetzt und zweitens die 

„leistungswilligen WunschschülerInnen“ bzw. deren Eltern an prestigeträchtigen 

Bildungszertifikaten und Kompetenzen interessiert sind. Insgesamt wird deutlich, dass die Schulen 

verstärkt unter einem Legitimationsdruck stehen. 

Die Schwerpunkte orientieren sich also weitgehend an den erhofften zukünftigen SchülerInnen. Das 

heißt, die Schulautonomie wird von den Hauptschulen im wesentlichen genutzt um eine Image-

Verbesserung zu erreichen, was allerdings in den seltensten Fällen tatsächlich gelingt. Ein gutes 

Beispiel diesbezüglich ist, dass auch die Kinder der HauptschullehrerInnen in den seltensten Fällen 

eine Hauptschule besuchen, was eine faktische Negativwerbung darstellt.  Die Hauptschule ist heute 

eine ambitionierte gute Schule, sprich sie weist eine „gute“, vor allem in pädagogischer Hinsicht, 

Qualität aufweist. Speziell in den Ballungszentren verkommt sie aber zu einer „Restschule“ und 

stellt somit keinerlei Konkurrenz für die Allgemein höheren Schulen dar, welche ein so viel höheres 

Prestige aufweisen. Allerdings beginnen die Hauptschulen untereinander um jede(n) einzelne(n) 

(„leistungsstärkere(n)“) SchülerIn zu konkurrieren, auch deshalb weil die Mittelverteilung mittels 

SchülerInnenzahlen erfolgt, was im Sinne der Wettbewerbsideologie zu einer Qualitätssteigerung 

führen sollte. In meinen Analysen hat sich das allerdings so nicht bestätigt und bisweilen wird es 

von den Befragten auch als sinnlos oder schlecht empfunden um einzelne SchülerInnen „zu 

buhlen“. Trotzdem fokussieren sich die Schulen auf diesen „begehrten SchülerInnentyp“ was zur 

Folge hat, dass sich das Potential zur sozialen Auslese unmäßig steigt. Denn es ist auch evident, 

dass es aus diversen Gründen immer „nicht so begabte“, weil unter anderem strukturell 

benachteiligte, Kinder geben wird. Sie sind die „ungewollten“ SchülerInnen des Bildungswesens 

und sammeln sich auch in den strukturell am meisten benachteiligten Schulen, sprich in den 

Hauptschulen im Ballungszentrum. Außerdem sinkt dadurch die Sensibilität gegenüber den sozialen 

Problem im allgemeinen. 

Insgesamt scheint es als wären die Probleme der Hauptschule struktureller Natur. Denn das 

„Restschulen-Problem“ offenbart sich hauptsächlich im urbanen Bereich. Die Hauptschule am Land 

genießen ein weit höheres Ansehen als ihr gegenüber in der Stadt. Das liegt eben vor allem daran, 

dass die nächste AHS-Unterstufe oft relativ weit weg ist und so in weiterer Folge die 
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SchülerInnenschaft heterogener ist, also mehrere „Begabungsstufen“ als in der Stadt aufweist. Die 

Sorgen der Eltern bezüglich einer Leistungsnivellierung, sprich dass das Kind vernachlässigt oder 

unterfordert ist, vermindern sich und die positiven Aspekte treten in den Vordergrund. Die 

Hauptschule am Land wird wieder zu einer Schule der Wahl. Die Hauptschule in der Stadt hingegen 

wird zu einer „Anstalt der Lebensnot“, wie Nietzsche es ausdrückt. Das heißt sie wird notgedrungen 

zu einem Ersatz für zerfallende Familien, letzter Ort emotionaler Kommunikation, Dorgen- und 

Aidsprophylaxeninstitution, erster Therapieplatz und/ oder Ort der sexuellen und sonstigen 

Aufklärung, was durch die Gespräche ebenfalls bestätigt wurde. (vgl. Liessman: 2006: 61f) Nicht 

nur, dass sich die Hauptschule in der Stadt ihrer Problemfälle im Gegensatz zur „nahen“ AHS-

Unterstufe nicht entledigen kann, sie konzentriert quasi die demotivierte, interessenlose und auch 

verhaltensauffällige SchülerInnenschaft in sich. Die Zugpferde und Vorbilder fallen weg. Es kommt 

zu einer Homogenisierung „nach unten“ und die Attraktivität der Schule sinkt. (vgl. Ipfling 1998: 

37) Außerdem hat sich gezeigt, dass Schulen, die von vornherein sehr aktiv bwz. „gut“ sind/ waren 

durch die Schulautonomiegesetze erneut strukturell begünstigt wurden. Denn Schulen mit einem 

„schwierigen Umfeld“, welche auch oft bildungspolitisch „nur“ bewusst also nicht aktiv oder gar 

taub sind,  können speziell solche (autonomen) Maßnahmen wieder nicht (erfolgreich) nutzen. (vgl. 

Posch/ Altrichter 1993: 86ff) Zwar ließe sich hier im Sinne des Marktprinzips argumentieren, dass 

es gerade Sinn und Zweck eines wettbewerbsgesteuertem Bildungssystems sei, dass sich die 

„schlechten“ Schulen sozusagen selbst „ausselektieren“. Dieses Marktprinzip geht aber davon aus, 

dass alle Akteure am Markt, also in diesem Fall alle Schulen der Sekundarstufe I, mit den gleichen 

Ausgangsbedingungen starten und die Generierung von „GewinnerInnen“ und „VerliererInnen“ ist 

hinsichtlich der vermutenden Qualitätssteigerung erwünscht. Ein Anspruch, der meines Erachtens, 

zumindest im Pflichtschulbereich, wo den Kindern eine grundlegende Allgemeinbildung vermittelt 

werden soll, keinen Platz haben darf. Das heißt, im Hinblick auf die Bildungschancengleichheit 

bzw. -gerechtigkeit kann der  „Wettbewerb“ bzw. die „Schulprofilierung“ kein adäquates Werkzeug 

sein. Und auch als das Mittel für Qualitätssteigerungen, wie es die Wettbewerbsideologie postuliert,  

so das Fazit dieser Erhebung erweist es sich nicht als zweckmäßig. 

Ein weiterer Aspekt diesbezüglich ist, dass es quasi zu einer Hierarchisierung der „verschiedenen 

Hauptschulabschlüsse kommt. Der begehrteste und somit „höchste“ Abschluss ist jener der 

Sonderformen der Hauptschule, also mit dem Schwerpunkt Musik, Sport oder Zeichnen. Diese 

Schulen, welche zahlenmäßig reglementiert sind, bekommen zusätzliche Mittel bzw. 

LehrerInnenstunden, weshalb sie ihren SchülerInnen eine weit umfangreicher und intensivere 

Ausbildung als es eine „normale“ Hauptschule ermöglichen können. An zweiter Stelle des 

„Hauptschulabschluss-Rankings“ findet sich ein Abschluss an einer Hauptschule am Land. Diese 
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können auch oft, aus den bereits genannten Gründen, AHS-AnwärterInnen für sich gewinnen. Der 

„Optimalfall“ um somit eigentlich der erste Platz in dieser konstruierten Rangliste, wäre also der 

Besuch einer Schwerpunkt Hauptschule am Land. An dritter Stelle finden sich AbsolventInnen, 

welche an einer profilierten Hauptschule eine Schwerpunktklasse, wie zum Beispiel in den 

Bereichen Medien, Informatik oder Fremdsprachen, besucht haben. Denn obwohl man das Ansehen 

der Hauptschulen durch die Schwerpunktbildungen nicht grundsätzlich verändern kann, hat sich 

doch auch gezeigt, dass Schwerpunktklassen den Hauptschulbesuch attraktiver machen können. 

Vor allem, die von den Schulen „begehrten“ SchülerInnen ohne Migrationshintergrund, können so 

wieder „angelockt“ werden. Der klassische Hauptschulabschluss, vielleicht sogar noch erworben in 

einer Hauptschule im städtischen Bereich, findet sich dagegen ganz unten in der „Prestige-Leiter“.  

Im Übrigen hat sich nach fast 15 Jahren Schulautonomie gezeigt, dass sich aus Sicht der 

Hauptschulen eigentlich nichts verändert hat, das heißt es kam nicht unbedingt zu einer qualitativen 

Verbesserung im Sinne einer „guten Schule“. Die von Peter Posch und Herbert Altrichter 

identifizierten „weichen“ Qualitätskritierien für Schulen blieben weitgehend unangetastet. In Bezug 

auf die Aspekte „Kooperative, aber deutlich wahrgenommene und zielbewusste Schulleitung“, 

„Einbeziehung der Eltern“, „Schulinterne LehrerInnenfortbildung“ und „Hohe Wertschätzung von 

Wissen und Kompetenz“ zeichneten sich keinerlei Veränderung durch die Einführung 

schulautonomer Maßnahmen ab. Es verhält sich eher so, dass diesen Attributen entweder von 

vornherein „ausreichend“ Rechnung getragen wurde, oder eben nicht. Innovationsversuche mittels 

Schulautonomie haben darauf keinen Einfluss. Wo sie aber zu einer günstigen Entwicklung 

beitragen können, ist der Bereich „Reichhaltiges Schulleben und vielfältige 

Entfaltungsmöglichkeiten für LehrerInnen und SchülerInnen“. Allerdings gilt auch hier, dass es 

keineswegs zu einer positiven Korrelation der beiden Elemente kommen muss. Eine tendenzielle, 

wenn auch geringe, Verschlechterung erfährt eines der wichtigsten Segmente in Bezug auf die 

Qualitätsmerkmale „guter“ Schulen, das Schulklima, sprich die Art der Zusammenarbeit und der 

Konsens im Kollegium sowie die Beziehung zwischen Leitung, LehrerInnen und SchülerInnen. 

Grund dafür sind die Stundenstreichungen in verschiedenen Fachrichtungen, welche de facto auf 

Kosten bestimmter LehrerInnen gehen. Allerdings ist man im Hauptschulbereich aufgrund der zu 

meist vorhandenen Problemsituation eher konsensfähig. 

Gleichzeitig sind die Wünsche bezüglich Schulautonomie von SchulleiterInnen und LehrerInnen, 

seit der Einführung wie heute, bei genauer Betrachtung dieselben geblieben, auch was die 

Kritikpunkte und Bedenken anbelangt. Nach wie vor  überwiegt bei den PraktikerInnen das Gefühl, 

dass die bildungspolitisch Verantwortlichen einerseits nur einen eleganten Weg gesucht haben 

Sparmaßnahmen durchzusetzen und andererseits, dass man Verantwortung „nach unten“ abschieben 
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wollte. Dem damaligen Unterrichtsministerium wird eine gewisse „Entscheidungsangst“ unterstellt. 

Und zwar dahingehend als dass Stundenkürzungen auch immer eine Gewissensentscheidung sind, 

zum Beispiel wenn befunden werden soll, ob Mathematik „wichtiger“ ist als Leibesübungen oder 

Musik. Diesen Gewissensentscheidungen kann man sich aber, auch wenn die Umsetzung 

schulautonomer Maßnahmen an und für sich freiwillig ist, nicht entziehen. Man scheint sich dem 

stark ausgeprägten latente Druck von außen hinsichtlich Innovation beugen zu müssen und beginnt 

Profilierungsversuche.  Profilierung bedeutet aber auch, dass die Schulen Betrieben immer 

ähnlicher werden. Dies impliziert, dass sich die Schulleitung einer ManagerInnenposition angleicht. 

Erfolgreiches Marketing, Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpflege werden notwendig. (vgl. 

Altrichter et al 2005: 127) 

Und obwohl die Akteure im Schullalltag mit der (Umsetzung der) Autonomiegesetzgebung seitens 

des Bundesministeriums nicht zufrieden ist, ist man sich trotzdem weitgehend einig, dass die 

Schulautonomie bzw. die erweiterten Handlungsspielräume für die Schulen ein interessantes und 

auch brauchbares Instrument für Schulentwicklung ist. Man ist bereit und gewillt mehr 

Verantwortung zu übernehmen, aber eben nur unter den entsprechenden Rahmenbedingungen, 

welche, so der Konsens, nicht gegeben sind. Die „österreichischen Variante“ der Schulautonomie 

führt zu einem Mehr an Arbeitsbelastungen für die LehrerInnen sowie zu einem Mehr an 

unbezahlter Arbeit, um zum Beispiel Projekte am Laufen lassen zu können. Gleichzeitig schränken 

die an und für sich strengen Kriterien der Schulautonomie, zum Beispiel im Bereich der 

Unterrichtsstunden, sowie die Kostenneutralität stark ein. Da man sich als Schule aber nicht 

bildungspolitisch taub stellen möchte, richtig zustimmen tut man ja auch nicht, muss man trotzdem 

handeln. (vgl. Becker 1996: 226) Die Schulen betreiben also eine „symbolische Politik“, sprich sie 

zeigen ihre Zukunftsoffenheit und signalisieren ihren „good will“ gegenüber der Öffentlichkeit, 

ohne dass sich in der Schule selbst etwas grundlegend ändert. (vgl. Altrichter et al 2005: 131)  

Evident ist, dass sich die Hauptschulen heute mit einem andauernden Bombardement negativer 

Verstärkung konfrontiert sind und davon ausgegangen werden kann, dass dies nur wenige lange 

„ertragen“ werden. (vgl. Fend 2006: 100) Außerdem scheint es unverkennbar zu sein, dass die 

pädagogischen „Stärkungs-“ oder Profilierungsversuche zu keiner Rettung der Hauptschule, sprich 

zu keiner höheren Akzeptanz durch Eltern und SchülerInnen, führte. (vgl. Ipfling 1998: 38) Bislang 

haben sich alle Mittel zur Belebung oder Förderung der Hauptschule als untauglich erwiesen. Es 

verhält sich geradezu so, dass jede Maßnahme zur Rettung der Hauptschule, die Situation 

tendenziell verschlechtert. (vgl. Rösner 1998: 59) So auch im Fall der Schulautonomie, da es sich 

hier um ein Instrument handelt, wo, wie bereits erwähnt, vor allem strukturell bevorzugte bzw. 

aktive Schulen verstärkt Kapital daraus schlagen können.  
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6.2.   B i ldungspol i t ik  und Schulautonomie 
 

In Österreich und europaweit stellte sich in den 1970er Jahren ein Paradigmenwechsel von einer 

bildungspolitischen Makropolitik hin zu einer Mikropolitik ein. Während man also zuvor noch mit 

„großen“ zentral gelenkten Reformen bzw. standardisierten Lösungsvorschlägen Schulentwicklung 

betrieb, geht man heute davon aus, dass Innovationen nicht auf alle Schulen gleichermaßen 

anwendbar sind. Einerseits weil Schulen in der Regel Lösungsvorschläge nicht einfach so 

übernehmen, sondern adaptieren, das heißt Änderungen an Schulen folgen ihrer eigenen Dynamik. 

Und andererseits nimmt man an, dass reale Bildungsqualität nur von der Einzelschule konkretisiert 

werden kann, da auch jede Schule anderer Bedingungen vorfindet. Der Blick ist also nun auf die 

Einzelschule gerichtet und so scheint die Einführung der Schulautonomie, auch im Sinne des oft 

besprochenen gesellschaftlichen Wandel und den immer komplexer werdenden 

Lebenszusammenhängen, das ideale Werkzeug für die „Schule von heute“ zu sein. Die 

Bildungskrise und das Scheitern der Schulen sollte dadurch ein Ende finden. An die 

Schulautonomie wurden also ein Vielzahl von Hoffnungen und Ziele geknöpft 

Ganz oben auf der Liste stand das Ziel der Verwaltungsvereinfachung und Effizienzsteigerung. 

Allerdings lassen die empirischen Befunde darauf schließen, dass sich durch die Schulautonomie 

die Verwaltungsarbeiten tendenziell sogar eher erhöht haben und die LehrerInnen nun 

diesbezüglich ein Mehr an unbezahlter Arbeit leisten. Von daher wird dem damaligen 

Bundesministerium für Unterricht immer wieder unterstellt, dass man durch die Schulautonomie 

lediglich Sparmaßnahmen umsetzen wollte. Und tatsächlich waren die erweiterten 

Handlungsspielräume von Anfang an das Postulat der Kostenneutralität und somit an die 

Sparmaßnahmen des letzten Jahrzehnts gekoppelt. Begründet wurde dies durch die Prekärität der 

Haushalte, sprich die hohen Kosten des Bildungswesens seien nicht mehr tragbar gewesen. Die 

Erwartungen gingen dahingehend eine Effizienzsteigerung durch das Delegieren von an und für 

sich unangenehmen Entscheidungen „nach unten“. Die Schulen sollten ihr Schicksal selbst in die 

Hand nehmen und anhand der spezifischen Kenntnisse über die eigene Schule die Ressourcen für 

ihren Standort bestmöglich nutzen. Davon versprach man sich auch, dass das Schulsystem 

insgesamt, jede Schule konnte sich ja jetzt ein eigenes Profil bilden, vielfältiger wird. Allerdings 

zeigte sich schnell, dass im Zuge der schulautonomen Maßnahmen fast immer dieselben Fächer von 

Stundenkürzungen betroffen waren, während andere Gegenstände durchgängig eine Aufwertung 

erfuhren. Das Argument der Vielfältigkeitssteigerung ist also, so mein Fazit, nur begrenzt zulässig. 
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Bei der Einführung der Schulautonomiegesetze wurde von den Bildungsverantwortlichen auch eine 

Metaziel in Bezug auf den Pflichtschulbereich angestrebt. Der Mittelstufenkrise sollte entgegen 

gewirkt werden. Das heißt man wollte eine SchülerInnenstromverlagerung zwischen AHS-

Unterstufe und Hauptschule erreichen und zwar primär in dem man eine Konkurrenzsituation 

erzeugte. Attraktive Schulprofile und innovative Angebote sollten entwickelt werden um sich von 

anderen Schulen abzuheben. „Mit der Schulautonomie beabsichtigt der Gesetzgeber, erhöhte 

Flexibilität für innovationswillige Schulen zu erreichen.“ (Bachmann et al 1996: 28) Das heißt, der 

„Tüchtige“ wird auch keine SchülerInnen verlieren, was eben für Hauptschule und AHS-Unterstufe 

gleichermaßen gilt. Man versprach sich eine Qualitäts- und Leistungssteigerung, welche, laut 

Torsten Feltes, „allein durch den ökonomisch vermittelten Konkurrenzdruck erreicht werden (soll), 

welcher Gewinner hervorbringt, die ihre schulischen Gestaltungsmöglichkeiten immer zu Lasten 

der Verlierer erlangen – das ist der Sinn und Zweck von Konkurrenz“. (Feltes 2006: 452) Im 

Vordergrund steht also nicht mehr die Pädagogik, sprich Forderungen, wie die Schule müsse 

kindgerecht sein oder eben die „Wohl-fühl-Schule“ an sich, sondern die Wettbewerbsideologie und 

die Bildungsökonomie, da die Kinder mit „harten“ Kompetenzen auf die Wissensgesellschaft 

vorbereitet werden sollen. Gleichzeitig wurde/ wird es für die Schulen nun notwendig 

Entwicklungs- und Managementstrategien zu entwickeln. Allerdings ohne Vorbereitung und/ oder 

Sensibilisierung. Auch heute werden solche Aspekte in der Aus- und Weiterbildung von 

SchulleiterInnen und LehrerInnen noch vernachlässigt. Das heißt, die Schule wird von einer 

staatlichen Einrichtung zu einem Dienstleistungsunternehmen in einem „marktgesteuertem“ 

Bildungssystem und der/ die SchulleiterIn wird zum/ zur ManagerIn. Unabhängig davon, dass ich 

prinzipiell der Meinung bin, dass vor allem das Bildungswesen im Pflichtschulbereich keine 

marktgesteuerten Prozessen zu unterworfen sein sollte, gibt es in puncto „Schule als 

Dienstleistungsunternehmen“ mehrere problematische Aspekte. Die Tatsache, dass der/ die 

SchulleiterIn zu einem/ einer ManagerIn wird setzt eine ungemein fähige und eben 

dementsprechend ausgebildete Person voraus. Vor allem deshalb, weil die Schulleitung gerade in 

Bezug auf das Schulklima, welches zentral für die Schulqualität ist, einen entscheidenden 

Stellenwert einnimmt. Die Schulleitung ist heute ein eigener Beruf, weshalb eine spezielle 

Ausbildung erforderlich wäre. Diesbezüglich gibt es zwar verschiedene Ansätze, allerdings ist das 

eine Angelegenheit die den einzelnen Ländern obliegt und somit im Gegensatz zur bundesweiten 

Schulautonomiegesetzgebung nicht einheitlich geregelt ist. Gleichzeitig haben die Hauptschulen im 

Gegensatz zu den Allgemein höheren Schulen kein Sekretariat und somit auch keine Unterstützung 

in administrativer Hinsicht, welche man aber, will man die Schulautonomie effektiv nutzen, 

brauchen würde. Hinzu kommt, dass man für ein erfolgreiches „Dienstleistungsunternehmen“ auch 



128 

das „passende“ Personal braucht, sprich ein Personal, welches die entsprechenden Kompetenzen 

mitbringt und die nötige Motivation. Genauso wie es ein bildungsinteressiertes Klientel braucht, 

welches die Angebote „richtig“ deuten kann. Wobei ich hier erneut im Sinne Pierre Bourdieus von 

der Annahme ausgehe, dass hier Familien aus unteren sozialen Schichten bis zu einem gewissen 

Grad erneut strukturell benachteiligt sind. 

Die „österreichische Variante“ der Schulautonomie wirkt bis heute unausgegoren bzw. handelt es 

sich nur um eine niederschwellige Reformpolitik. (vgl. Bachmann et al 1996: 25) Und zwar 

dahingehend als dass die Gestaltungsspielräume eigentlich sehr begrenzt sind bzw. bestimmte 

Aspekte relativ großzügig „ausgestattet“ wurden, während andere nahezu unangetastet blieben. So 

ein unangetasteter Bereich sind „Personalfragen“. Mittlerweile kann das Kollegium zwar in Bezug 

auf die Besetzung einer leitenden Position (z.B.: DirektorIn) einen für das 

Bundesunterrichtsministerium verbindlichen Dreiervorschlag abgeben und auch die 

ElternvertreterInnen können Stellung beziehen, doch an den heiklen Bereich der 

LehrerInnenbestellung hat man sich nicht herangewagt. Das heißt die Schulleitung hat keinen 

Einfluss darauf, welche LehrerInnen an die Schule kommen, Schwerpunkt hin oder her. Außerdem 

sind gerade im Hauptschulbereich viele Dinge, welche für den Laien als schulautonome Maßnahme 

bzw. als spezielles Profil der Schule gewertet werden, oft verbindlich. Das heißt es gibt eine 

Vielzahl von erprobten Dingen (manchmal auch durch Schulautonomie), wie die „Integrierte 

Berufsvorbereitung“, die „offenen Sprachklassen“ oder  die „Integrationsklassen“, welche ins 

Regelschulwesen übergegangen sind und somit unabhängig von einem speziellen Profil in den 

Hauptschulen angeboten werden müssen.  

Ein wesentlicher Faktor der Schulautonomie in Österreich war die Stärkung der Schulpartnerschaft, 

da eine demokratische Legitimierung bildungspolitischer Maßnahmen gewünscht wird und sich 

Eltern mehr einbringen können sollten. Jedoch hat sich vor allem im Hauptschulbereich (in 

Ballungszentren) gezeigt, dass die gelebte Schulautonomie rein illusorisch ist. Die Eltern der 

HauptschülerInnen sind großteils nicht daran interessiert den Schulalltag mitzugestalten, weshalb 

ein verstärktes Mitspracherecht auch nicht anziehend wirkt. Für jene Eltern, wo es sich jedoch 

umgekehrt verhält, sind die Entscheidungsbereiche indessen viel zu eng gefasst.  

Es bleibt die Feststellung, dass in Anbetracht der nur sehr kleinen Gestaltungsspielräume, wo auch 

schon vielfach darauf hingewiesen wurde, die Ausführungen der 14. SchOG-Novelle „falsche“ 

Begrifflichkeiten verwendet. Statt von Schulautonomie zu sprechen, wäre es eher angebracht von 

einer Dezentralisierung bzw. Regionalisierung von Entscheidungsrechten zu sprechen bzw. von der 

Selbstverwaltung der Schule. 
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Unabhängig davon, wie die Idee der „autonomen Schule“ in Österreich umgesetzt wurde, sind die  

Hintergründe bzw. der gesellschaftliche Kontext dieser Maßnahmen von Interesse. Die 

österreichische Bildungspolitik orientiert(e) sich großteils an europäischen Trends bzw. Vorgaben/ 

Zielen der Europäischen Union. Allgemein geht die Entwicklung seit Ende des 20. Jahrhunderts in 

Richtung Dezentralisierung, nicht nur im Bildungsbereich. Hierbei lassen sich zwei wesentliche 

Gedankenstränge verorten. Einerseits in Richtung Demokratisierung und erweiterte 

Partizipationsmöglichkeiten aller Akteure. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass der/ die mündige 

BürgerIn verstärkt gestaltend mitwirken möchte und man dieser Forderung auch Rechnung tragen 

will. Der zweite gedankliche Strang folgt dem Markt- und Leistungsprinzip, welches davon 

ausgeht, dass es durch Dezentralisierung zu einem besseren Einsatz der vorhandenen Ressourcen 

und somit zu einer Effizienzsteigerung kommt. Dies spricht in weiterer Folge nicht nur die einzelne 

Institution an, sondern auch die Einzelpersonen. Angelehnt an die Überlegungen von Günter G. 

Voß und Hans J. Pongratz bezüglich des „Arbeitskraftunternehmers“ geht von dieser 

Dezentralisierung auch der Zwang zu einer erweiterten Selbstkontrolle sowie zur verstärkten 

Ökonomisierung der eigenen Arbeitsfähigkeiten und -leistungen aus, womit ebenfalls eine Tendenz 

zur Selbstausbeutung einher geht. (vgl. Voß/ Pongratz Jahr: 131) Dies war an Schulen anhand der 

geleisteten unbezahlten Arbeit von engagierten LehrerInnen durchaus beobachtbar. 

Dezentralisierung und der Einsatz von Managementmethoden und -philosophien, am 

Bildungssektor, eingeführt durch das Instrument Schulautonomie, steigern also sowohl die Freiheit 

wie auch die Verantwortung bezüglich organisatorischer, administrativer, finanzieller, personeller 

und pädagogischer Belange.  

Über all diesen Überlegungen, Ansätzen und darauf folgenden Reaktionen schwebt das Prinzip der 

Wissensgesellschaft, wobei im politischen und gesellschaftlichen Diskurs allem Anschein nach nur 

der ökonomischer Aspekt Berücksichtigung findet. Die wirtschaftliche Bedeutung der (Entstehung 

von) Wissensgesellschaften wird in politischen Programmen von Parteien und Regierungen, 

genauso wie von internationalen Organisationen wie der Europäischen Union oder der OECD (= 

Organisation for Economic Co-operation and Development) immer behandelt. Es ist die Rede 

davon, dass Wissen und Bildung das zentrale Gut ist um die Steigerung der internationalen 

Wettbewerbsfähigkeit der Nationalstaaten zu erreichen. Das Ziel der Lissabon-Strategie von 2000 

ist es die Europäische Union bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten, dynamischsten und 

wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen. Zu den drei Hauptfeldern des Programms 

gehören „Innovation als Motor für Wirtschaftswachstum“, „soziale Kohäsion und 

Umweltbewusstsein“ und „die Wissensgesellschaft“. (vgl. bm:wa 2006)  „Wissen und Bildung sind, 

so heißt es, die wichtigsten Ressourcen des rohstoffarmen Europas, und wer in die Bildung 
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investiert, investiert in die Zukunft.“ (Liessmann 2006: 7) Der Wissensgesellschaftsdiskurs kann 

also auch als Teil der Globalisierungsdebatte gewertet werden. Im Vordergrund steht die economic/ 

vocational tradition mit allen Konsequenzen. Denn wie bereits mehrfach erwähnt, führt die 

Schaffung von „Quasi-Bildungsmärkten“ durch die Wettbewerbsideologie tendenziell zu einer 

Vergrößerung der bestehenden Chancenungleichheit und Leistungsdisparitäten, genauso wie die 

Sensibilität gegenüber sozialen Problemen sinkt.  Außerdem brauchen solche Märkte 

leistungsfähige, deshalb teure Informations-, Transport- und Evaluationssysteme. 

Es geht also primär um die Sicherung der Weltmarktposition der Nationalstaaten und weniger um 

die „pädagogisch-gute“ Schule oder um den reflexiv-emanzipatorischen Teil von Bildung. „Wissen 

und Bildung sind selbst keine Ziel mehr – wie fragwürdig dieses immer auch gewesen sein mag – 

sondern ein Mittel, das keine weiteren Reflexionen verlangt, solange es sich nur als Mittel 

rechtfertigen lässt – für prosperierende Märkte, Qualifikationen für den Arbeitsplatz, Mobilität von 

Dienstleistungen, Wachstum und Wirtschaft.“ (Liessmann 2006: 151) Und auch die internationalen 

Qualitätsprüfungssysteme für die jeweiligen Schulsysteme, wie PISA (= Programm for 

International Student Assessement), welches zur Einschätzung und Kontrolle der Effektivität des 

jeweiligen Bildungssystems dienen soll, berücksichtigen das nicht. Diese Evaluationssysteme sind 

es auch, die heute für die Initiierung bildungspolitischer Maßnahmen im gesamten europäischen 

Raum mitunter ausschlaggebend sind. 
 

Aus Sicht der österreichischen Hauptschulen sind es sie, die es diese skizzierten 

gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen am unzureichendsten/ wenigsten Rechnung tragen können 

und auch das „Allzweckmittel“ Schulautonomie hat daran nichts geändert. Das heißt die 

österreichische Hauptschule in der Stadt ist im Kontext der Wissensgesellschaft die Verliererin 

schlechthin, da sie eben den „neuen“ Erwartungen und Anforderungen an Bildungseinrichtungen 

nicht gewachsen ist. Das angestrebte Metaziel das Mittelstufenproblem zu lösen oder zu dämpfen 

konnte nicht erfüllt werden, da die erhoffte SchülerInnenstromverlagerung ausblieb. Eher sogar 

gegenteilig, weil es dadurch zu einer zusätzlichen Ausdifferenzierung des Bildungswesens kam 

bzw. wurden die „VerliererInnen“ bezüglich Bildungsbeteiligung implizit noch einmal in „bessere“ 

und „schlechtere“ VerliererInnen“ hierarchisiert. Das soziale Kapital der Hauptschule (in der Stadt) 

hat nicht nur keine Aufwertung erfahren, sondern muss mit einer anhaltenden Entwertung kämpfen.  

Die gut gemeinte Stärkung der Schulpartnerschaft orientiert sich an „bildungsinteressierten“, also 

an bestimmten sozialen und kulturellen Milieus. Oder anders gesagt die Schulpartnerschaft ist nicht 

für bildungsferne Schichten konzipiert und hat es nicht geschafft diese in irgendeiner Form zu 

mobilisieren oder anzusprechen. 
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Elemente wie die Herstellung von Gleichheit unter den BildungspartizipientInnen sind verdrängt 

geworden indem zum Beispiel Entscheidungen im Bildungsbereich auf eine lokale oder individuelle 

Ebene verlagert wurden.  Gleichzeitig erscheint das Delegieren von Entscheidungsprozessen nur 

zweckmäßig, wenn der Handlungsbedarf von der „untersten Ebene“, also vom Kollegium, als 

solcher erkannt wird und auch dementsprechend gehandelt wird bzw. werden kann. Hinzu kommt, 

dass jede erfolgreiche Initiative voraussetzt, dass das „Schule-gestalten“ nicht zu viel Stress erzeugt, 

sondern Freude bereitet. (vgl. Ladurner 1998: 92) 

Als polemischer Seitenhieb bleibt noch, dass die österreichische Bildungspolitik im Sinne der 

Lissabon-Strategie und der Bildungsökonomie eigentlich darauf bedacht sein müsste, dass gerade 

Chancengleichheit bzw. die volle Ausschöpfung der Potentiale oberste Priorität hat und es sich 

nicht leisten kann einzelne Bevölkerungsgruppen aus sozioökonomischen Gründen auszuschließen. 

 

6.3.   Selekt ionscharakter  der  Schule  
 

Leben und Arbeit sind in unserer Gesellschaft fast ausschließlich der ökonomischen Rationalität 

unterworfen, welche postuliert, dass ausschließlich Leistungsfähigkeit und -willigkeit der Schlüssel 

zum Erfolg sind und zwar auf einem Markt wo jeder mit jedem „gleichberechtigt“ in Konkurrenz 

steht. Die Funktionstüchtigkeit des meritokratischen Prinzips, welches sich auf nahezu jeden 

Lebensbereich ausgedehnt hat wird kaum angezweifelt. Wer nur wirklich will, so lautet die Devise 

heute, kann alles schaffen. 

Gleichzeitig gehen alle die von der (angehenden) Wissensgesellschaft sprechen von einer immer 

größeren Bedeutung der (Aus)Bildung und des Wissens für die Individuen und für die Gesellschaft 

aus. Empirisch zeigt sich, dass durch die enorme Ausdehnung und Aufwertung des gesamten 

Bildungsbereiches sowie an der gestiegene Bildungsbeteiligung und der längeren Verweildauer in 

Bildungsprozessen. Gleichzeitig weist Nico Stehr darauf hin, dass die Tätigkeiten, wo Menschen 

damit beschäftigt sind Dinge herzustellen rapide zurückgehen und nun eine große Zahl von 

Berufspositionen eine wissensfundierte Arbeit erfordern. Wissen ist laut Stehrs Definition die 

Fähigkeit zum (sozialen) Handeln, was auch bedeutet, dass das Wissen als symbolisches System die 

Realität strukturiert. Wissen ermöglicht es also den Menschen etwas in Gang zu setzen. (vgl. Stehr 

2001: 9) In einer Wissensgesellschaft muss der Mensch also lernen mit der neuen Komplexität 

umzugehen, genauso wie es wichtig ist, dass man die Initiative ergreift und Entscheidungen trifft. 

Dementsprechend hat sich auch das Paradigma gefestigt, dass kontinuierliche Bildungs- und 

Qualifizierungsmöglichkeiten, wie die Strategie des Lebenslangen Lernens, immer wichtiger 



132 

werden genauso wie eine eigene Bildungsbiografien gestaltet werden muss und die Curricula für 

aktuelle Problemstellungen geöffnet werden müssen. Aber gerade das Konzept des „Lebenslangen 

Lernens“ ist nicht unumstritten. Die Eckpunkte des Konzeptes sind, dass die lernenden Akteure eine 

enorme Eigenverantwortung und Eigeninitiative übernehmen, dass eben eine eigene 

Bildungsbiografie konstruiert wird und das „informelle Lernen“, also außerhalb von Institutionen. 

Das Konzept, welches im Kontext der Wissensgesellschaft die typischen und wünschenswerten 

Bildungs- und Lernstrategien skizziert, orientiert sich also an einem „selbstbestimmten 

Bildungstypen“. Zwar hat sich in den letzten 10 bis 15 Jahren die Zahl jener Personen, welche 

diesem Bildungstypus zu zuordnen sind, stetig erhöht und doch liegt der Prozentsatz bei nur ca. 8% 

der Bevölkerung. Den unterschiedlichen sozialen Milieus wird durch diese vereinfachte Formel 

vom Selbstlernen allerdings nicht Rechnung getragen. (vgl. Brenner 2004)  

Das heißt die Debatte um die Wissensgesellschaft ist auch eine Debatte um soziale Ungleichheit 

und Demokratie. Da es jetzt einerseits eben erforderlich wird sich zu einem „selbstbestimmten 

Bildungstypen“ zu entwickeln und andererseits weil Bildungsabschlüsse als 

(Mindest)Zugangsvoraussetzung für weitere Ausbildungsgänge oder für den Zugang zum 

Arbeitsmarkt und für die Partizipation an gesellschaftlichen Bereichen wie kulturelle, politische 

Teilhabe oder elektronische Kommunikation entscheidend sind. Es geht also um die Zuteilung von 

Lebenschancen und um den Aspekt „Bildung und Wissen als Weltaufschluss“. In Michael Walzers 

Sinn bedeutet das, dass Bildung zu einem dominanten Gut wird, das heißt jene Personen oder 

Personengruppen, welche im Besitz von Bildung sind, können „automatisch“ auch über andere 

Distributionsgüter, wie Geld, Macht oder soziales Prestige, verfügen. Mit dem Postulat der 

Wissensgesellschaft wird dieser Tatbestand quasi institutionalisiert und gleichzeitig ist das 

Monopol auf Bildung „sozial gestaffelt“, also hierarchisiert. (vgl. Walzer 2006: 26ff) Denn die so 

wichtigen Bildungsabschlüsse werden durch Konkurrenz- und Marktmechanismen, welche sich wie 

bereits erwähnt, als die zentralen Vergesellschaftungsinstanzen etabliert haben, verteilt, was eben 

dazu führt, dass systematisch sozial ungleiche Lebenslagen und Lebenschancen produziert werden. 

(vgl. Brittlingmayer 2001: 22) 

Was bedeutet aber das Postulat der Wissensgesellschaft nun für den/ die HauptschülerIn in der 

österreichischen Bildungslandschaft? Der/ die HauptschülerIn ist in einer Wissensgesellschaft in 

zweierlei Hinsicht benachteiligt. Durch die Bildungsexpansion bzw. Öffnung der Schulen und der 

damit verbundenen gesteigerten Bildungsbeteiligung kam es zu einer Entwertung von 

Bildungsabschlüssen - „eine Matura hat heute eh schon jeder“ - was für den sozial am niedrigst 

gestellten Abschluss, dem Hauptschulabschluss, in einer Wissensgesellschaft verheerende 

Auswirkungen hat. Die HauptschülerInnen werden so ein Teil einer marginalisierten und 
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stigmatisierten Restgruppe mit stark unterdurchschnittlichen Berufs- und Lebenschancen, da der 

Hauptschulabschluss am Markt immer weniger gefragt ist. Das heißt durch die Selektions- und 

Allokationsfunktion der Schule werden die „VerliererInnen“ der Wissensgesellschaft schon beim 

Übergang zur Sekundarstufe I mehr oder weniger fixiert. Gleichzeitig entspricht die Reputation der 

Hauptschule und ihrer PartizipientInnen nicht der tatsächlichen eigenen Leistungen. Aber in einer 

Gesellschaft in der man nur mit möglichst hohen Bildungspatenten bei der Bewerbung um das 

knappe Gut „Erwerbsarbeit“ erfolgreich teilhaben kann, unterliegt die Reputation einer Institution 

und deren Mitglieder, die am unteren Ende der Status- und Befähigungsverteilung stehen, einer 

ständigen Abwertung. (vgl. Cloer 1998: 73)  

Die HauptschülerInnen als Mitglieder dieser Gesellschaft  haben das Postulate dieser Leistungs- 

und Wissensgesellschaft genauso verinnerlicht wie die Akteure in Politik und Wissenschaft. Sie 

wissen, dass der Schulbesuch bzw. der jeweilige Bildungsabschluss die Voraussetzung für die 

Statuszuweisung ist und es ist ihnen auch bewusst, dass sie, die HauptschülerInnen, die 

„VerliererInnen“ dieser Wissensgesellschaft sind. Dies entspricht erneut Pierre Bourdieus 

Ausführungen bezüglich der „Wahl des Schicksals“. Demnach entsprechen die Wünsche, 

Einstellungen und Erwartungen von Angehörigen verschiedener Klassen den objektiven Chancen. 

Es kommt also zu einer Verinnerlichung des Schicksals, welches der sozialen Kategorie der sie 

angehören objektiv zugewiesen wird. Denn trotz der angesprochenen Öffnung im Bildungsbereich 

ist die soziale Herkunft gerade in Ballungszentren ein wesentliches Kriterium für Bildungserfolg. 

Und auch das Umfeld, zum Beispiel die LehrerInnen passen ihre Leistungserwartungen, ob nun 

bewusst oder unbewusst, an ihr „spezielles Klientel“, wie sie es ausdrücken, an. Ein Umstand der 

auch bei der Befragung zum Vorschein trat indem zum Beispiel darauf hingewiesen wurde, dass das 

Potential der SchülerInnen, ob nun objektiv oder nicht, für gewisse Dinge nicht ausreichen würde. 

Das heißt einer der Indikatoren für „gute“ Schulen - „positive Leistungserwartung und intellektuelle 

Herausforderung“ - wird an Hauptschulen speziell im Ballungszentren und/ oder „normalen“ 

Hauptschulklassen eher weniger umgesetzt. Und auch das Verhalten der HauptschülerInnen richtet 

sich objektiv nach einer auf ihren Erfahrungen beruhenden Einschätzung der objektiven 

Zukunftschancen mit dem Besuch einer Hauptschule. (vgl. Bourdieu 2001: 31ff) So können auch 

Phänomen wie Bildungsverweigerung, Schulverdrossenheit, Aggressivität oder Gewalt, welche 

vermehrt im Hauptschulbereich auftreten, als Folge systematischer Zerstörung des 

Selbstwertgefühls verstanden werden. (vgl. Cloer 1998: 74) Auch wenn nicht davon ausgegangen 

werden kann, dass der Menschen und seine Handlungsweisen  gänzlich von außen determiniert 

sind, ist es auch empirische belegt, dass der „wirkliche“ Indikatore für Bildungserfolgs die soziale 

Herkunft ist. Für den/ die HauptschülerIn, welche(r) der vermeintlichen Wissensgesellschaft mit 
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ihrem an und für sich diffusen Begriff von Bildung von Anfang an hinterher hinkt, ist die 

Schulautonomie, welches wiederum das optimal Instrument für dieses Gesellschaftskonzept 

darstellt, das „falsche“ Werkzeug. Die Probleme der HauptschülerInnen sind strukturell tiefer 

sitzend als dass die Reform der Schulautonomie geht. Das heißt „Schulversagen“ muss primär, was 

auch Heike Solgas und Sandra Wagners Ausführungen entspricht, als strukturelles Problem 

gewertet werden und nicht unbedingt als eigenes Versagen der SchülerInnen. Dementsprechend 

scheint auch die Annahme berechtigt, dass (Haupt)SchülerInnen, welche sich von Anfang an mit 

ihren objektiv „schlecht(er)en“ Berufs- und Lebenschancen konfrontiert sehen, auch sofort einen 

gewissen Schulfrust entwickeln und somit die nötige Motivation für „Schulerfolg“ fehlt. Die Schule 

spiegelt für die Kinder und Jugendlichen den Charakter der Wissens- und Leistungsgesellschaft 

wider und sie befinden sich aus ihrer Perspektive in einer quasi chancenlosen Situation. 

SchülerInnen, welche mit Resignation, Schulverdrossenheit, Schulversagen und 

Motivationslosigkeit hadern – wie es auf die HauptschülerInnen oft zutrifft – sind auch nicht mit 

innovativen Bildungsangeboten zu locken bzw. anzuspornen. Von daher liegen die befragten 

Akteure des Hauptschulalltages sicher richtig, wenn sie immer wieder betonen, dass ihre 

SchülerInnen andere Dinge/ Maßnahmen brauchen würden.  

Geht man also wirklich von einer Wissensgesellschaft aus und will man der Bevölkerung zumindest 

im Pflichtschulbereich Chancengerechtigkeit einräumen, so mein Fazit, müsste sich die Politik für 

strukturelle Reform entscheiden, welche primäre die Selektions- und Allokationsfunktion der 

Schule ins Auge fasst. Im Sinne dieser Arbeit wäre dies eine gemeinsame Schule der 6 bis 

14jährigen bzw. eine gemeinsame Mittelstufe sowie in großen Teilen Europas. 
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